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Erscheint monatlich einmal. — B e z u g s p r e i s . vierteljährlich 5,—RM. (Ausgabe A), mit „Deutsche 
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Alscnstraße 7. — N a c h dr u c k :vön Abhandlungen und Notizen nur mit genauer Quellenangabe gestattet.

In 5., völlig neubearbeiteter Auflage erschien:

DIE WOCHENHILFE
Kommentar zu den Bestimmungen der Reichsver­
sicherungsordnung über Wochenhilfe mit einem
Anhang über die Wochenfürsorge von Dr. für.
Heinz Jaeger, Dir. d.Versicherungsamtes München.

Preis in Leinen gebunden 4,- RM

Die neue umgearbeitete Auflage des bekannten
Kommentars berücksichtigt erschöpfend die Gesetz­
gebung und Rechtsprechung, durch die seit dem Er­
scheinen der letzten Auflage der Wöchnerinnen­
schutz ausgebaut und fortentwickelt wurde, so daß 
der neueste Stand wiedergegeben ist. Der Anhang 
enthält die kommentierten Bestimmungen über die
Wochenfürsorge sowie andere einschlägige Gesetze

SPEYER & PETERS * Buchhandlung und Antiquariat
Berlin W8, U.d. Linden 47 • Ruf 120396

Gesucht werden für sofort oder später

Volkspflegerinnen
als Sachbearbeiterinnen an Kreisamts - 
leitungen. Bewerberinnen mit Säuglings­
oder Krankenpflege-Examen bevorzugt. 
Bewerb, mit selbstgeschrieb. Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften u. Lichtbild an NSDAP 
Gauleitung MOnchen-Obb., Amt fürVolks- 
wohlfahrt, München, Widenmayerstr. 3

Lest Bücher und Zeitschriften

Volkspflegerin (Angestellte)
mit abgeschlossener Ausbildung in der Gesundheitsfürsorr, 
gewandt und zuverlässig, für sofort gesucht. Vorgütunr 
gruppe: A 7 a des Angestellten-Tarifvertrages der Stadt Pc 
dam (entspricht etwa der gleichen Besoldungsgruppe c 
Reichsbesoldungsordnung). Vergütung nach dem Vollender 
26. Lebensjahr je nach der anrechnungsfähigen Dienst: 
rd. 194,- RM (Anfangsbezüge) bis rd. 271,- RM (Endbezüc 
monatlich. Gesuche mit Lichtbild, selbstgeschriebenem Leb- 
lauf, beglaubigten Zeugnisabschriften, polizeilichem Führun­
zeugnis und den Urkunden zum Nachweis der arisch- 
Abstammung sind bis zum 1. Oktober 1937 einzureich- 

Potsdam, den 13. September 1937
Der Oberbürgermeiv
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JDie XSV. auf dem Rcichspartcitag.
Alljährlich sammelt sich die Partei in Nürnberg zu ihrer großen Heerschau, in 

der sie Rechenschaft ablegt vor dem Volke über die Arbeit eines vergangenen Jahres 
und in der die Menschen neu ausgerichtet werden auf die Arbeit des kommenden 
Jahres. Von Jahr zu Jahr wird dabei deutlicher, wie sich in Arbeit und festlicher 
Gestaltung des Parteitages die neugewonnene Einheit des deutschen Volkes spiegelt, 
deren Repräsentant die Formationen der Bewegung sind. Diese Einheit ist nicht 
kampflos gewonnen worden, und sie ist nicht ohne immer erneute Anspannung der 
Kräfte zu bewahren. Darum ist Nürnberg immer zugleich Sinnbild des Erreichten 
und Appell zu neuem Einsatz. Hier stattet das Volk dem Führer seinen Dank ab für 
das, was er für Deutschland erreicht hat, und hier gelobt es neue Gefolgschaft für das, 
was noch erreicht werden muß.

In diesem stolzen Rahmen des Parteitages hat auch die NSV. ihren Platz unter 
den Formationen der Bewegung. Neben der Rede des Hauptamtsleiters Hilgenfeldt 
vor dem Parteikongreß steht ihre eigene Kundgebung, die von Jahr zu Jahr in einem 
größeren Rahmen stattgefunden hat, bis ihr in diesem Jahre die Kongreßhalle als 
Ort ihrer Veranstaltung zugewiesen wurde. Wie im Vorjahre sprach auch diesmal 
Reichsminister Dr. Goebbels nach Hauptamtslcitcr Hilgenfeldt auf dieser Kund­
gebung zu den versammelten Amtswaltern und Mitarbeitern der NSV.

Die Rede des Hauptamtsleiters Hilgenfeldt vor dem Kongreß gab vor allem 
einen Überblick über die Leistungen des Winterhilfswerkes, über die wir im nächsten 
Heft berichten werden. Er machte weiter Angaben über die bereits erreichte Aus­
dehnung des Ernährungshilfswerkes und das zunächst gesteckte Ziel einer Jahres­
mast von 1 Million Schweinen, das am Ende des Vierjahresplanes voraussichtlich noch 
überboten sein würde. Aus seinen Angaben über die Arbeit der NSV. heben wir her­
vor, daß heute % Kindergärten in Deutschland mehr bestehen als vor der Macht­
übernahme und daß es in gemeinsamer Arbeit mit dem Hauptamt für Volksgesund­
heit und dem Reichsmütterdienst gelungen ist. den Prozentsatz der Säuglingssterb­
lichkeit von 1932 mit 7.9% auf 6.6% im Jahre 1936 herabzudrücken. Auf ihrem 
Aufgabengebiet „Mutter und Kind“ hat die NS.-Volkswohlfahrt mit einer Leistung 
von 366 Millionen Reichsmark das Ergebnis des WinterhilfsWerkes 1934/35 erreicht. 
Der Hauptamtsleiter wies weiter darauf hin, «laß nun nach der Rhön in der Baye­
rischen Ostmark eine großzügige Sanierungsaktion begonnen hat.

Die Kundgebung der NSV. leitete ebenfalls eine Rede des Hauptamtsleiters 
Hilgenfeldt ein, in der er über den Arbeitsbericht hinaus in noch stärkerem Maße als 
in seiner Kongreßrede grundsätzliche Ausführungen über die Arbeit der NSV. brachte, 
die wir in folgendem auszugsweise wiedergeben:
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„Die Nation als erster Auftraggeber unserer Arbeit kennt keine Fürsorge der 
Klassen und keine der Konfessionen, sondern nur eine Fürsorgearbeit am Volke selbst.

In unserer Arbeit sehen wir nur den deutschen Menschen. Wir geben dem poli­
tisch anders Denkenden Brot, weil er Deutscher ist. Wir glauben auch an die Kraft 
des deutschen Blutes in ihm und glauben, daß diese Kraft stärker ist als das Phantom 
einer blutsfremden Idee, der er nachhängt. Selbst wenn sich die-in Fesseln geschlagene 
deutsche Seele bei ihm nicht durchringt, glauben wir, daß sie in seinen Kindern und 
Kindeskindern wieder Wirklichkeit wird.

Auch der in einem konfessionellen Bekenntnis gebundene Volksgenosse ist für 
uns zuerst deutscher Mensch, der aus dem Schoße einer deutschen Mutter geboren 
ist. Hier ist nicht das Bekenntnis primär, sondern das Blut und die deutsche Sprache. 
Das Bekenntnis wird erst im Leben erworben, geboren aber wird der Mensch als 
Deutscher. Die Not ist unabhängig vom Glauben oder der politischen Einstellung 
des Menschen, sie ist Schicksal. Will man die Not beseitigen, so muß man die Ur­
sachen beseitigen.

Für uns steht die Familie als die kleinste Gemeinschaft der Nation im Vorder­
grund unserer Fürsorge. Indem wir ihr als der Quelle deutscher Volkskraft unsere 
Hilfe zuteil werden lassen, stärken wir unser Volk selbst.

Der Auftrag des Führers an uns, Garanten des sozialistischen Willens der NSDAP, 
zu sein, geht an jeden einzelnen, an jeden deutschen Mann und an jede deutsche 
Frau. Der Mensch ist immer Träger der Idee. Indem wir die uns vom Führer ge­
gebene Idee in die Tat umsetzen, verhelfen wir ihr zum Leben.

Wir wenden uns nicht an die Schwäche im Menschen, sondern an seinen Selbst- 
bchauptungswillen. Diesen stark und zum Lebenskampf bereit zu machen, ist Ziel 
unserer Menschenführung. Ebenso wie in einer gesunden Familie der Einsatz aller 
für die Gemeinschaft gefordert wird, so wie hier die älteren Geschwister die jüngeren 
betreuen und kleinere Arbeiten und Aufgaben in der Familie erfüllen, fordern wir 
auch von jedem deutschen Menschen, den wir betreuen, daß er seinen Dank an die 
Gemeinschaft für die ihm zuteil gewordene Hilfe dadurch zurückerstattet, daß er 
die ihm von Gott geschenkten Kräfte freiwillig für die Volksgemeinschaft cinsetzt.

Die Idee der heutigen Wohlfahrtspflege und ihre Erfüllung kommt allein von 
der Partei. Denn die Idee unserer Wohlfahrtsarbeit entspringt nicht den toten Buch­
staben irgend eines Dogmas, 6ic entspringt dem lebendigen Herzen unseres Volkes 
selbst. Wir waren Bewegung, sind Bewegung und werden immer Bewegung bleiben. 
So verkörpern wir das sich ewig wandelnde, vorwärtsstürmende Leben. Dieses hat 
aber immer vor dem Buchstaben das höhere Recht.

Daraus ergibt sich auch die grundsätzliche Abgrenzung der Aufgaben der öffent­
lichen und der freien Wohlfahrtspflege.

Gesetze und Verordnungen sind notwendig, um die Betätigung des Staates 
und der Gemeinden auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege zu regeln. Daher ist die 
öffentliche Wohlfahrtsflegc in ihrem Umfange durch die vom Staat erlassenen Gesetze 
und Verordnungen bestimmt. Die Gemeinden führen ihre Arbeit im Rahmen der 
ihnen dadurch gezogenen Grenzen durch. Ihre Arbeit leisten 6ic aus öffentlichen 
Mitteln, die durch Steuern erhoben werden. Die Leistungen der Gemeinden sind 

nehmlich Pflichtleistungen.vorne
Demgegenüber arbeitet die freie nationalsozialistische Wohlfahrtspflege ohne 

Begrenzung durch Gesetze und Verordnungen allein nach den durch unsere Welt­
anschauung gegebenen lebendigen Richtlinien. Sie wird getragen von freiwilligen, 
ehrenamtlichen Kräften. Ihre Leistungen sind zusätzlich. Sie werden aufgebracht 
aus den freiwilligen Opfern des Volkes selbst. Die Leistungen sind keine Pflicht­
leistungen des Gesetzes, sondern Pflichtleistungen des Herzens. Träger der National­
sozialistischen Volkswohlfahrt ist das Volk selbst, das durch mehr als 7 Millionen 
Mitglieder der NS.-Volkswohlfahrt und 1% Million freiwilliger Helfer und Helferinnen 
ihre sozialistische Erfüllung garantiert. Unsere Arbeit leisten wir aus den Opfern der 
Nation, die wir treuhänderisch verwalten und über die wir Rechenschaft zu legen 
haben. So muß sich unsere Arbeit in ihrem Wert für das Leben täglich vor dem Leben 
beweisen.
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und
listischen Volkswohlfahrt ist Ausdruck der Bewegung. Sie wird bestimmt aus dem 
Gesetz der Dynamik des Lebens. Deshalb liegt bei ihr auch die geistige Führung, 
denn die geistige Führung kann stets nur vom Volk selbst ausgehen als dem alleinigen 
dynamischen Kraftquell.

Als ein lebendiges Werk hat unser Parteigenosse Dr. Goebbels der national­
sozialistischen Wohlfahrtspflege das Winterhilfswerk des deutschen Volkes 
als die erste große Aufgabe gegeben. Es ist das Werk der Nation selbst. Als größte 
Tat der Gemeinschaft steht es über den Konfessionen und politischen Bekenntnissen. 
Es ist Ausdruck der Einheit der Nation, und in ihm lebt die starke Seele des Deutschen. 
Sein Geist ist die Verwirklichung nationaler Solidarität, die Verwirklichung wahrer 
Kameradschaft in der Volksgemeinschaft. Im Winterhilfswerk hat der Führer an 
das Volk und seine sittlichen Kräfte appelliert. Er hat ihm selbst diese Aufgabe 
gestellt und ihm keine anderen Fesseln als die des Herzens auferlegt. Niemals wären 
die großen Leistungen des WinterhilfsWerkes anders möglich gewesen. Sie sind nicht 
das Ergebnis von Steuern, sondern von Opfern.

Die Wohlfahrtsarbeit der Gemeinden ist Ausdruck der Gebundenheit, die Staat 
Gemeinden aus dem Gesetz der Statik erhalten. Die Arbeit der nationalsozia-

War es am Anfang unserer Arbeit die dringliche Sorge, Hunger und Kälte zu 
bannen, so weitet sich heute das Winterhilfs werk immer mehr aus zur planmäßigen 
nationalsozialistischen Vorsorge am Volke selbst. In Erweiterung seiner Aufgaben 
widmet sich das Winterhilfs werk über die Betreuung des einzelnen hinaus auch der 
Sicherung des Bestandes der deutschen Familie, die in dieser Zeit noch in vielem 
die Kennzeichen der Vergangenheit trägt. An der Wiege des Lebens bei Mutter 
und Kind sehen wir die eigentliche Aufgabe einer völkischen Wohlfahrtspflege.“ 

Reichsminister Dr. Goebbels sprach zu Beginn seiner Rede vor der Kundgebung 
der NSV. Hauptamtsleiter Hilgenfeldt seinen Dank aus für die Arbeit der NSV. 
Er gab einen Rückblick auf die Entstehung dieser Arbeit und ihre weltanschauliche 
Grundlage im Nationalsozialismus. Die Partei ging davon aus, daß der National­
sozialismus nicht ein bloßes, zu nichts verpflichtendes Lippenbekenntnis sein dürfe, 
sondern daß er das ganze Volk umfassen müsse, daß er aber nur das ganze Volk um­
fassen könne, wenn auch der Ärmste im Volke das Bewußtsein habe, daß die Nation 
ihm mitgehöre, daß er also nicht nur an den Pflichten, sondern auch an den Rechten 
des nationalen Lebens mitbeteiligt würde. Gegenüber dem vom Marxismus verlangten 
Begriff Sozialismus gab die Partei eine neue Sinngebung dieses Begriffes. Aller­
dings unterschied sich dieser Sozialismus grundsätzlich vom Sozialismus des linken 
Lagers. Er war kein Sozialismus der Theorien, sondern lediglich ein Sozialismus der 
Praxis. Aus der Not unter den eigenen Parteigenossen entstand ohne Programm­
punkte und Grundsätze der Anfang, durch gemeinsame Hilfe die Not zu überwinden. 
Dieser Sozialismus basierte nicht auf Mitleid und Almosengesinnung, sondern auf 
einer nationalen Verpflichtung. Die Aufgabe der NSV. war die, das deutsche Volk 
für seine nationalen Aufgaben gesund zu machen. Sozialismus ist ebensowenig Selbst­
zweck wie Nationalsozialismus. Es gibt nur einen Selbstzweck: Die Existenz unseres 
Volkes und die Notwendigkeit der Gesunderhaltung unseres Volkes. Es ist die eigent­
liche Aufgabe der Nationalsozialistischen Volks Wohlfahrt, des Winterhilfs Werkes, 
des Hilfswerks „Mutter und Kind“, wie überhaupt der nationalsozialistischen Partei­
arbeit gewesen, dem Führer ein geeintes Volk zu schaffen. Es kann deshalb jeder 
Mithelfer der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt fcststellen: „Auch ich bin ein 
Mitstreiter des Führers, mein Werk war die Voraussetzung dafür, daß der Führer 
seine anderen großen Pläne durchführen konnte. Der Führer hat seine großen Pläne 
durchgeführt, und ich habe ihm dafür all die Sorgen mit abnehmen helfen, die er bei 
diesen großen Plänen nicht gebrauchen konnte!“ Die Arbeit ist nicht zu Ende ge­
gangen, sondern sie fängt eben erst gerade an. Die wirklichen Ergebnisse dieser Arbeit 
werden wir erst in einigen Jahrzehnten sehen können, nämlich nicht, wenn wir fest­
stellen, cs brauche b •*' xer mehr zu hungern, sondern wenn wir mit Stolz fcststellen 
können, wir sind jetzi ein gesundes Volk geworden. Wenn wir von diesem gesunden 
Volk sagen können: Führer Du kannst befehlen, dieses Volk gehorcht, dieses Volk 
ist für jede Aufgabe bereit, die Du ihm stellst. Be.
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Neue Durchführungsbestimmungen 
über die Gewährung von Reichskinderbeihilfen 

an kinderreiche Familien.
Von Dr. Schmiljan, Referent im Deutschen Gemeindetag.

Auf Grund des § 2 der VO. über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinder­
reiche Familien vom 15.9.351) (RGBl. I S. 1160) in der Fassung der VO. vom 24.3.362) 
(RGBl. I S. 252) hat der Reichsfmanzminister neue Durchführungsvorschriften über 
die Gewährung der Reichskinderbeihilfen erlassen. Diese „Sechsten Durchführungs­
bestimmungen zur VO. über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien (Sechste KFV DB)“ vom 31. 8. 37 (RGBl. I S. 989) bringen teilweise 
eine Erweiterung des bisherigen Rechts und fassen im übrigen die bisher in den Ersten, 
Dritten, Vierten und Fünften KFV DB und in einer Reihe von Ministerialerlassen 
enthaltenen Bestimmungen einheitlich zusammen.

Einmalige Kinderbeihilfen (Kbh.).
Die einmaligen Kbh. sind zur Beschaffung einer angemessenen Einrichtung 

des Haushalts kinderreicher Familien bestimmt. Ihre Gewährung hat wie bisher zur 
Voraussetzung, daß die Familie vier oder mehr Kinder umfaßt, die das 16. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben. Als Kinder in diesem Sinne gelten auch Stiefkinder 
oder Adoptivkinder sowie Abkömmlinge von Kindern, Stiefkindern und Adoptiv­
kindern und Pflegekinder und deren Abkömmlinge, wenn dem zum Unterhalt der 
Familie Verpflichteten für sie nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
Kinderermäßigung zustehen oder Ermäßigung der Einkommensteuer zu gewähren 
sein würde. Die einmaligen Kbh. werden für diese Kinder jedoch nur dann gewährt, 
wenn der Unterhaltsverpflichtete für ihren Unterhalt oder ihre Erziehung tatsächlich 
mindestens teilweise sorgt. Weitere Voraussetzungen für die Zahlung einmaliger 
Kinderbeihilfen sind: Die Eltern müssen Deutsche Staatsangehörige deutschen 
oder artverwandten Blutes sein (Danziger Staatsangehörige, die ihren Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Reichsgebiet haben, sind wie Deutsche Staats­
angehörige zu behandeln). Die Eltern müssen im Besitz der bürgerlichen Ehren­
rechte sein, und es muß nach ihrem Verhalten anzunehmen sein, daß sie gewillt und 
geeignet sind, in Treue dem Deutschen Volk und Reich zu dienen; ihr Vorleben, 
Leumund und soziales Verhalten müssen erwarten lassen, daß die Beihilfen zur Besse­
rung der wirtschaftlichen Lage der Familie verwendet werden. Gegen die Familie 
dürfen keine schwerwiegenden gesundheitlichen Bedenken bestehen, die eine För­
derung der Kinder aus erbpflegerischen Gründen nicht angebracht erscheinen lassen. 
Neben diesen die an die Eltern zu stellenden Forderungen klarer und zum Teil auch 
schärfer als bisher abgrenzenden Bestimmungen, die den seit der Einführung der 
Kbh. gesammelten ~ 
geblieben, daß der 
Einkommens- und
gemessenen Einrichtung des Haushalts erforderlichen Gegenstände aus eigenen 
Mitteln zu beschaffen.

i krlahrungen nechnung tragen, ist die Voraussetzung bestehen 
zum Unterhalt der Kinder Verpflichtete nach seinen gegenwärtigen 
Vermögensverhältnissen nicht in der Lage sein darf, die zur an-

Der Höchstbetrag der einmaligen Kbh. beläuft sich wie bisher auf 100 RM je 
Kind, 1000 RM für die Familie. Auch das Verfahren der Antragstellung und Be­
willigung ist das gleiche wie bisher geblieben, jedoch wird dem Antragsteller in Fällen, 
in denen die Gemeinde den Antrag ablehnt, ausdrücklich das Recht eingeräumt, 
die Entscheidung des zuständigen Finanzamts zu beantragen.

Die einmaligen Kbh. werden auch weiterhin in Form von Bedarfsdeckungs- 
Scheinen gewährt, die zum Erwerb von Möbeln (Gebrauchsmöbeln zur Einrichtung 
von Schlafzimmern und Küchen), Hausgerät (Gegenständen zur Einrichtung eines 
schlichten Haushalts) und Wäsche, die nicht überwiegend aus naturseidenen Stoffen 
hcrgcstcllt ist, in Verkaufsstellen berechtigen, die zur Entgegennahme der Bedarfs- 
decku»’-fggeheine zugelassen sind.

Vgl. DZW. XI S. 498. 
*; Vgl. DZW. XII S. 36.
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Siedlungs-Kinderbeihilfen (S-Kbh.).
Die einmaligen Kbh. können auch als Kbh. für Siedlungszwecke gewährt werden. 

Die bisher hierfür geltenden Voraussetzungen sind durch neue ersetzt worden, die den 
Personenkreis, der S-Kbh. in Anspruch nehmen kann, wesentlich erweitern. Während 
bisher nur solche Siedleranwärter S-Kbh. erhalten konnten, die einen Eignungs­
schein des zuständigen Gau-Heimstättenamts der DAF besaßen, können jetzt S-Kbh. 
gewährt werden, wenn der zum Unterhalt der Kinder Verpflichtete eine Bescheinigung 
der zuständigen Stellen beibringt, daß er al= Siedlungsanwärter oder Siedler für 
eine durch Reichsdarlchen oder Reichsbürgschaft zu fördernde oder geförderte Klein­
siedlung zugelassen oder angesetzt ist oder daß seine Kleinsiedlung durch Aner­
kennung oder seine landwirtschaftliche Stelle im Rahmen der Maßnahmen zur Neu­
bildung deutschen Bauerntums gefördert wird oder worden ist oder daß er als länd­
licher Arbeiter oder Handwerker ein Eigenheim errichtet oder errichtet hat, dessen 
Herstellung nach den Sondervorschriften für Eigenheime in der VO. zur beschleu­
nigten Förderung des Baues von Heuerlings- und Werkwohnungen sowie von Eigen­
heimen für ländliche Arbeiter und Handwerker vom 10. 3. 37 (RGBl. I S. 292) ge­
fördert wird oder worden ist. Die zuständigen Stellen müssen außerdem beschei­
nigen, daß der Antragsteller die S-Kbh. zur Aufbringung eines Teils des Eigenkapitals 
für die Kleinsiedlung usw. oder zum Ausbau zusätzlicher Wohn- oder Wirtschafts­
räume bestehender Kleinsiedlungen usw. oder zur Beschaffung wirtschaftlicher Ein­
richtungen, die mit dem Gebäude oder Grund und Boden fest verbunden werden, 
oder zur Beschaffung von Maschinen und Geräten für den Betrieb des Antragsstellers 
oder zum Ankauf einer Milchkuh oder einer Milchziege oder eines Milchschafes oder 
auch von Kleinvieh oder Schweinen benötigt, die für die Tierhaltung auf einer Siedler- 
steile erforderlich sind.

Die Bedarfsdeckungsscheine S dürfen nur bei solchen Verkaufsstellen, Bau­
unternehmern, Lieferanten, Handwerkern usw. in Zahlung gegeben werden, die zur 
Entgegennahme der Scheine zugelassen sind. Sie können auch von einem Siedlungs­
oder Verfahrensträger angenommen werden.

Die Zulassung der Verkaufsstellen usw. zur Entgegennahme der Bedarfsdeckungs­
scheine erfolgt wie bisher durch die Gemeindebehörden nach Maßgabe der einschlä­
gigen Vorschriften der ED DVO vom 20. 6. 33 (RGBl. I S. 377). Einer besonderen 
Zulassung der Siedlungs- oder Verfahrensträger für die Bedarfsdeckungsscheine S be­
darf es nicht.

Laufende Kinderbeihilfen.
Die laufenden Kbh. dienen dem teilweisen Ausgleich der Familienlasten kinder­

reicher Familien. Der Kreis der beihilfeberechtigten Familien hat gegenüber dem 
bisherigen Recht eine wesentliche und sehr zu begrüßende Ausdehnung erfahren. 
Während bisher laufende Kbh. auch beim Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
nur gewährt werden konnten, wenn der zum Unterhalt der Kinder Verpflichtete sich 
in einer invaliden- oder krankenversicherungspflichtigen Tätigkeit befand oder bei 
Eintritt von Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfähigkeit befunden hatte, ist diese Be­
schränkung jetzt völlig gefallen. Es kann jetzt also jeder Volksgenosse laufende 
Kbh. erhalten, wenn bei ihm und seiner Familie die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür erfüllt sind. Damit hat die neue VO. eine Härte beseitigt, die von den betroffenen 
Bevölkerungskreisen bisher schwer empfunden worden ist.

Die Voraussetzungen für die Gewährung laufender Kbh. stimmen im wesent­
lichen mit denen für die Gewährung einmaliger Kbh. überein. Sie weichen jedoch 
insofern von diesen ab, als die Familie fünf oder mehr mitzuzählende Kinder um­
fassen muß; ferner dürfen das Einkommen oder die Bezüge und das Vermögen der 
Eltern oder des sonst zum Unterhalt der Kinder Verpflichteten zuzüglich des Ver­
mögens der mitzuzühlcnden Kinder bestimmte Grenzen nicht übersteigen. Bei dem 
Vermögen beläuft sich diese Grenze auf 50 000 RM; sie erhöht sich um je 10 000 RM 
für das 6. und jedes weitere mitzuzählende Kind. Bei dem Einkommen der Eltern 
oder der sonstigen Unterhaltspflichtigen liegt die einzuhaltcnde Grenze bei 2100 RM 
im abgelaufenen Kalenderjahr oder, wenn es sich um einen Lohn- oder Gehalts­
empfänger handelt, bei 1200 RM im abgelaufenen Kalenderhalbjahr. Umfaßt die 
Familie jedoch mehr als 5 mitzuzählende Kinder, so dü_*fcn die laufenden Kbh. auch
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gewährt werden, wenn das Einkommen der Eltern oder Unterhaltspflichtigen die 
vorbezeichneten Grenzen übersteigt; es kommt aber für jede vollen 120 RM des 
2100 RM jährlich bzw. für jede vollen 60 RM des 1200 RM halbjährlich übersteigenden 
Betrags die Kinderbeihilfe für ein Kind in Fortfall. Die Ermittlung des Einkommens 
erfolgt nach den Vorschriften des Einkommenssteuergesetzes und der es ergänzenden 
Bestimmungen. Abweichend davon sind jedoch dem Einkommen noch hinzuzu­
rechnen Unfallrenten, Vorzugsrenten, Arbeits- und Krisenunterstützung, Kurz­
arbeiterunterstützung, Familienunterstützung usw. Sachbezüge der Kinder bleiben 
außer Ansatz.

Die Bestimmungen über die beihilfeberechtigten Kinder, die Höhe der laufenden 
Kbh. (10 RM monatlich für jedes beihilfeberechtigte Kind), ihre Beantragung, Be­
willigung und Auszahlung, die Verpflichtungen der Beihilfeempfänger usw. sind im 
wesentlichen die gleichen geblieben wie bisher.

Das Verfahren bei Unterbringnng in einer Arbeits­
anstalt anf Grund des § 30 der Fiirsorgepflickt- 

verordnung vom 13. 3.1934.
Von Landrat i. e. R. Menger, Kassel.

Der § 20 der Fürsorgepflichtverordnung vom 13. 2. 1924 behandelt die Fälle, 
in denen eine Person infolge sittlichen Verschuldens der öffentlichen Fürsorge anheim­
fällt und daher auf Antrag des zuständigen Bezirksfürsorgeverbandes in einer Arbeits­
anstalt untergebracht werden kann. Es fallen hierunter in der Hauptsache weibliche 
Personen, die heimlich der gewerbsmäßigen Unzucht nachgehen und für die Allgemein­
heit eine große Gefahr in sittlicher und gesundheitlicher Beziehung bedeuten, es 
fallen hierunter ferner alle asozialen Elemente, die beharrlich Arbeit verweigern und 
dadurch die Öffentlichkeit belasten, schließlich auch die Väter unehelicher Kinder, 
welche sich schuldhafter Weise der Unterhaltungspflicht entziehen.

Das Verfahren regeln die §§ 21—29 der Preußischen Ausführungsverordnung vom 
30. 5. 1932.

Es ist nicht von der Hand zu weisen, daß nach diesen Vorschriften eine gewisse
des zuständigen Bezirksfürsorge- 
lie Unterbringung vorliegen, ent- 
Gcsetzes über die Anpassung der 

Landesverwaltung an die Grundsätze des nationalsozialistischen Staates vom 15. 12. 
1933 (G.S. S. 479) an Stelle des Bezirksausschusses nunmehr zuständige Regierungs­
präsident muß nach § 23 der Preußischen Ausführungsverordnung vor seiner Ent­
scheidung den Unterzubringenden hören. Das Verfahren spielt sich mithin in der 
Praxis so ab, daß nach Einlaufen des Antrages des Bezirksfürsorgeverbandes der 
Regierungspräsident die zuständige Polizeibehörde beauftragt, dem Unterzubringenden 
die von dem Bezirksfürsorgcverbande beabsichtigte Maßnahme zu eröffnen, damit 
dieser hierzu Stellung nehmen kann. Die im § 21 a. a. O. unter Nr. 1—4 aufgeführten

wiederum zur Stellung zugesandt werden müssen, damit die Beschlußbehörde, d. h. 
der Regierungspräsident, sich ein absolut klares Bild verschaffen kann. Durch dieses 
schwerfällige Verfahren müssen mindestens einige Wochen vergehen, bevor eine Ent­
scheidung getroffen werden kann..

Wiederholten Klagen des Bezirksfürsorgeverbandes Kassel wegen zu langen 
Hinschlcppens der Entscheidung konnte daher die Berechtigung nicht abgesprochen 
werden. Daher entschloß sich der Regierungspräsident bei einer gemeinsamen Be­
sprechung mit dem Oberbürgermeister und dem Polizeipräsidenten, ein sogenanntes 
Schnellverfahren einzuführen. Dem Bezirksfürsorgeverband Kassel lag vor allem 
daran, lichtscheuen Persönlichkeiten weiblichen Geschlechts, die eine Gefahr für

Ausscnlieuungsgrunde sind danei genau zu neaenten. J_»cr unterzuunngenue wira 
niemals ohne weiteres einverstanden sein, er wird 6tcts mehr oder weniger begründete 
Einwendungen erheben, die alsdann dem antragstellenden Bezirksfürsorgeverband

Zeitspanne verstreichen muß, bis dem Anträge 
verbandes, auch wenn alle Voraussetzungen für d 
sprocken werden kann. Der auf Grund des § 9 des
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die Allgemeinheit sind und eine Belastung der öffentlichen Mittel bedeuten, schnell­
stens ihr Handwerk zu legen. Er versprach sich ferner von einer Beschleunigung des 
Verfahrens eine erheblich abschreckende Wirkung.

Dieses Schnellverfahren, das seit über 1 Jahr in Kassel mit den besten Erfahrungen 
durchgeführt wird und durchaus mit den geltenden gesetzlichen Bestimmungen in 
Einklang steht, soll hier kurz geschildert werden.

Sobald der Oberbürgermeister bzw. das städt. Wohlfahrtsamt die Unterlagen 
für die Unterbringung einer männlichen oder weiblichen Persönlichkeit zusammen­
gestellt hat, reicht er sie dem Regierungspräsidenten ein. Dieser lädt auf Grund des 
§ 23 a. a. 0. zu einer mündlichen Verhandlung ein, die nach telefonischer Verein­
barung auf dem Polizeipräsidium anberaumt wird. Das Polizeipräsidium winde 
gewählt, weil für licht- und arbeitsscheuende Elemente die Berührung mit der Polizei 
schon abschreckend wirkt. Auch die Ladung bzw. Vorführung erfolgt durch die 
Kriminalpolizei. An diesen mündlichen Verhandlungen nehmen außer dem Beauf­
tragten des Regierungspräsidenten der Leiter des städt. Wohlfahrtsamtes, ein Ver­
treter der Kriminalpolizei und die städtische Fürsorgerin, welche in der Gefahrdeten- 
fürsorge die erforderlichen Ermittelungen angestellt hat, teil. Dem Beschuldigten 
wird nach Feststellung seiner Personalien der Antrag des Oberbürgermeisters ver­
lesen und ihm sodann Gelegenheit gegeben, sich zu äußern. Der Vorsitzende ist in der 
Lage, auf Grund der Aussagen des Antragstellers, der Kriminalpolizei und der Für­
sorgerin sich sofort ein Bild darüber zu machen, ob die Einwendungen des Beschul­
digten berechtigt oder unberechtigt sind. Uber die Verhandlung wird ein Protokoll 
aui,genommen, das dem Beschuldigten verlesen und von ihm unterschrieben wird. 
Dei- Beschluß wird dem Beschuldigten, sofern dem Anträge stattgegeben wird, sofort 
ausgehändigt. Auch findet sofort die Anstaltsüberführung statt.

Von der Möglichkeit, die Klage im Verwaltungsstreit verfahren zu erheben, ist 
im Zeitraum von einem Jahr gegenüber 57 Beschlüssen nur in 2 Fällen Gebrauch gemacht 
worden. Die bereits abschließend durchgeführte Klage führte durch Abweisung zu 
einer Bestätigung des Verfahrens. Die zweite Klage schwebt noch.

In den meisten Fällen konnte den eingehend vorbereiteten Anträgen des Ober­
bürgermeisters entsprochen werden. Es kommt jedoch auch vor, daß lediglich auf eine 
Verwarnung erkannt wird, um dem Angcschuldigten Gelegenheit zu geben, sich zu 
bessern. Häufig geschieht dies auf Grund der mündlichen Verhandlungen, teilweise 
auch auf Antrag des Bezirksfürsorgeverbandes. In einem solchen Falle wird der 
Betreffende mündlich ernstlich verwarnt und ein entsprechender Passus in das Pro­
tokoll aufgenommen.

Selbstverständlich eignet sich das beschriebene Verfahren nur für Städte, in 
deren Sitz sich eine Regierung befindet. Erfahrungsgemäß liegen aber auch die meisten 
Anträge auf Unterbringung in einem Arbeitshaus aus solchen großen Städten vor.

Ersatzansprüche der Vcrsiclierungsträger gegen 
Fürsorgeverbände ¥

Von Kurt Preiser, Referent im Deutschen Gemeindetag.
Unterstützt ein Fürsorgeverband einen Unbemittelten in einer Zeit, für die er 

einen Anspruch auf Leistungen der Sozialversicherung hat, so kann der Fürsorge­
verband nach den §§ 1531 ff RVO., 48 AVG., lila AVAVG. von dem Versicherungs­
träger Ersatz seiner Aufwendungen bis zur Höhe des Anspruches des Versicherten 
verlangen.

Es ist kürzlich in der Literatur1) die Frage behandelt worden, ob auch dem Ver- 
sicherungsträger ein Ersatzanspruch gegen den Fürsorge verband zusteht, wenn er 
eineih Unbemittelten irrtümlicherweise Versicherungsleistungen gewährt hat. Die 
Frage ist teils bejaht, teils verneint worden. Es erscheint daher erforderlich, darauf 
näher einzugehen.

1) „Die Arbeiterversorgung4* 1937 S. 406, 424.
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Weder die Fürsorgepflichtverordnung noch die Versicherungsgesetze enthalten 
Vorschriften über derartige Ersatzansprüche der Versicherungsträger gegen Für­
sorgeverbände. Lediglich im Art. 42 des Bayer. Fürsorgegesetzes findet sich eine 
Vorschrift, die in Betracht gezogen werden könnte. Danach hat der Fürsorge verband 
Ersatz zu leisten, wenn jemand ohne seinen Auftrag und ohne Rechtspflicht einem 
Unbemittelten Hilfe leistet. Voraussetzung für den Ersatzanspruch ist jedoch, daß 
die Hilfeleistung binnen 3 Tagen nach ihrem Beginn dem Fürsorgeverband angezeigt 
worden ist. Es liegt in der Natur der Sache, daß diese Vorschrift in der Regel für die 
fraglichen Ansprüche der Versicherungsträger nicht herangezogen werden kann, da 
sich der Irrtum in der Leistung des Versicherungsträgers erst nach Ablauf der Frist 
von drei Tagen herausstellen wird.

Es bleibt zu prüfen, ob es sonstige gesetzliche Handhaben gibt, auf die der Ersatz­
anspruch des Versicherungsträgers gegen den Fürsorgeverband gestützt werden 
könnte. In Betracht zu ziehen wären die Vorschriften des BGB. über Geschäfts­
führung ohne Auftrag und ungerechtfertigte Bereicherung. Daß diese Bestimmungen 
bei Beurteilung von Verpflichtungen der Fürsorgeverbände herangezogen werden 
können, ist durch die höchstrichterliche Rechtsprechung anerkannt. In der vor­
liegenden Frage fehlt cs jedoch an den Voraussetzungen für ihre Anwendung.

Geschäftsführung ohne Auftrag im Sinne des § 677 BGB. liegt nur dann vor, 
wenn jemand bewußt die Geschäfte eines anderen besorgt. Die Leistungen des Ver­
sicherungsträgers erfolgen aber im Gegenteil in der Annahme, daß er seine eigene 
Verpflichtung erfüllt. Besorgt aber jemand ein fremdes Geschäft in der Meinung, 
daß es sein eigenes sei, so findet nach § 687 BGB. die Vorschrift des § 683 BGB. über 
den Ersatz der Aufwendungen keine Anwendung.

Auch ungerechtfertigte Bereicherung kann nicht geltend gemacht werden. Es 
würde eine Verkennung der öffentlichen Fürsorge bedeuten, wenn man davon aus­
gehen wollte, daß durch die irrtümliche Leistung des Versicherungsträgers der Für­
sorgeverband einer Verpflichtung, nämlich der, den Unbemittelten zu unterstützen, 
enthoben worden sei und dadurch einen Vermögensvorteil erlangt habe. Dies würde 
doch voraussetzen, daß eine solche Verpflichtung überhaupt bestanden hat. Ab­
gesehen davon, daß der Unbemittelte keinen Rechtsanspruch auf öffentliche Für­
sorge hat, entsteht die öffentlich-rechtliche Verpflichtung des Fürsorgeverbandes zur 
Gewährung der Fürsorge nur dann, wenn tatsächlich Hilfsbedürftigkeit vorliegt, 
und erst dann, wenn diese Hilfsbedürftigkeit einem Fürsorgeorgan bekannt wird. 
Beide Voraussetzungen sind nicht gegeben. Durch die Gewähruug der Vcrsichcrungs- 
leistungen ist eine Hilfsbedürftigkeit überhaupt nicht eingetreten. Der Umstand, 
daß es sich um irrtümliche Leistungen handelt, ändert nach der Rechtsprechung des 
Bundesamts für das Heimatwesen an der Rechtslage nichts. Auch wenn z. B. eine 
öffentliche Krankenkasse irrtümlicherweise Krankengeld gewährt hat und dadurch 
die öffentliche Fürsorge entbehrlich geworden ist, muß Hilfsbedürftigkeit im Sinne 
der Fürsorgepflichtverordnung verneint werden (Baath, Kommentar zur Fürsorge­
pflichtverordnung, 11. Auflage S. 195; Entscheidung des Bundesamts 74,65). Tat­
sächlich eingetreten ist die Hilfsbedürftigkeit erst in dem Zeitpunkt, in dem der 
Versicherungsträger nach Erkennung des Irrtums die Leistung eingestellt und der 
Fürsorgeverband davon Kenntnis erlangt hat. Damit entsteht aber keine Verpflich­
tung des Fürsorgeverbandes für die zurückliegende Zeit, da es nicht Aufgabe der 
öffentlichen Fürsorge ist, für die Vergangenheit Unterstützung zu gewähren. Da 
mithin überhaupt keine Verpflichtung des Fürsorgeverbandes entstanden war, kann 
auch von einer Bereicherung nicht die Rede sein.

Aber selbst wenn man dieses annehmen wollte, könnte ein Erstattungsanspruch 
des Versicherungsträgers gegen den Fürsorge verband schon deshalb nicht auf § 812 
BGB. gestützt werden, weil es an dem Erfordernis der unmittelbaren Vermögens­
verschiebung fehlt. Es ist keineswegs so, daß ein zum Schaden eines anderen er­
langter Vorteil 6tets dem Geschädigten herausgegeben werden muß. Man würde 
sonst dahin kommen, daß der Fürsorgeverband einem Bestohlenen bis zur Höhe der 
durch den Diebstahl entbehrlich gewordenen Unterstützung des Diebes Ersatz leisten 
müßte. Wird ein Dritter durch eine ohne seine Beteiligung vorgenommene Ver­
mögensverschiebung zwischen zwei anderen ungerechtfertigt bereichert, so ist er dem

288



Geschädigten gegenüber nur in den Fällen des § 816 Abs. 1 Satz 2, § 822 BGB. zur 
Herausgabe des Erlangten verpflichtet, es sei denn, daß dieser in der irrigen Meinung, 
Schuldner des Dritten zu sein, geleistet hat. Zahlt aber jemand an einen anderen 
eine fremde Schuld in dem irrigen Glauben, selbst Schuldner des anderen zu sein, 
so kann er nur von dem anderen, aber nicht von dem tatsächlichen Schuldner, Her­
ausgabe verlangen (RGZ. Bd. 44 S. 143). Ein solcher Fall liegt aber vor. denn der 
Versicherungsträger hat seine Leistungen in der irrtümlichen Annahme, hierzu ver­
pflichtet zu sein, gewährt. Er kann sich demnach nur an den Empfänger der Leistung, 
nicht aber an den Dritten, nämlich den Fürsorgeverband, halten, selbst wenn man 
unterstellen würde, daß überhaupt ein Schuldverhältnis zwischen dem Fürsorge­
verband und dem Empfänger bestand.

Wenn zur Stützung der gegenteiligen Auffassung2) die Entscheidung des Reichs­
gerichts in RGZ. Bd. 102 S. 9 herangezogen wird, so ist dabei übersehen, daß nach 
dem dieser Entscheidung zugrunde liegenden Tatbestand die Voraussetzungen gegeben 
waren, die für einen Ersatzanspruch des Versicherungsträgers gegen den Fürsorge­
verband fehlen. Dort hatte eine unmittelbare Vermögensverschiebung dadurch 
stattgefunden, daß eine Stadtgemeinde bauliche Ausbesserungen einer Kirche hat 
vornehmen lassen, für die die Kirchengemeinde baulastenpflichtig war. Sie hat im 
übrigen die Kosten unter Vorbehalt der Rückforderung von der Kirchengemeinde 
verauslagt, so daß sie ihren Ersatzanspruch auch auf Geschäftsführung ohne Auftrag 
stützen konnte.

2) „Die Arbeiterversorgung“ 1937 S. 407.

Die offene Fürsorge
im Vierteljahr Oktober bis Dexembcr 1936.*)

In den nachstehenden Tabellen, die nach 
Unterlagen des Statistischen Reichsamts be­
arbeitet sind, bedeutet:
A 1 = Berlin,
A 2 = Städte mit über 500000 Einw. ohne 

Berlin,

A 3 — Städte mit 200 000 bis 500000 Einw.,
B = Städte mit 100000 bis 200 000 Einw.,
C = Städte mit 50000 bis 100000 Einw.,
D = Städte mit 20000 bis 50000 Einw.,
E = Städte unter 20000 Einw.,
L = Ländliche Bezirksfürsorgeverbände.

Personenkreis und Kosten der gesamten offenen Fürsorge im vierten Kalendervierteljahr 1936 
nach Städtegruppen

Städtegruppe
U8W.

laufend bar in 
offener Fürsorge 
Unterstützte am 

31.12.1936
auf

Parteien iooo
| Einw.

Fürsorgcr.ufwand (einsdil. gemeindlicher Erwerbslosenfürsorge) 
im Reriditsvicrteljalir in 1000 RM

Barleistungen

Sach­
aufwand insgesamt WS:

UMlaufend
der „SNintt."

ÄM,, einmalig

1 2 3 4 5 6 7 « ■>

Al.............. 285 444 55,5 24 046,5 94,7 700,6 4 755,2 29 502.2 7,0
A 2.............. 870 494 54,1 40 222,4 114,7 902,3 5 507,9 46 632,6 0,8
A3.............. 223 575 42,4 22 148,8 111,8 623,9 8 827,8 26 600,0 5,0
A insgesamt. 829 513 50,7 80 417,2 109,7 2 226,7 14 090,9 102 734,8 0,3
ohne Berlin . 594 069 49,0 62 870,7 113,4 1 526,2 9 335,7 78 232,0 6.0
B.................. 169 080 42,4 17 279,8 106,7 464,4 2 626,9 20 871,1 5,1
C.................. 146 549 47,1 13 708,0 99.8 454,1 2 370,1 16 532,2 5,8
D ................ 182 579 88,2 10 991,1 90,6 603,1 1 549,4 13 043,6 3,8
A-D ............ 1277 721 47,4 128 390,1 100,3 3 048,3 20 637,3 152 081,7 5,7
ohne Berlin . 1 042 277 45,9 104 849,6 108,0 2 947,8 15 882,1 128 179,5 5,4
E ................ 18 424 84,4 ' 1368,8 70,1 88,8 217,7 1 669,8 3,1
L ................ 822 562 21,8 55 817,4 70,9 2 032,4 7 266,2 64 616,0 1,7

Insgesamt 2 118 707 32,1 185082,3 91,4 5 704,0 28121,2 218967,5 3,3
1) Arithmetischer Durchschnitt der Kosten für das 2., 3. und 4. Kal. Vj. 1936, dividiert durch 

das Mittel der Parteien am 31. 3., 30. 6., 30. 9. und 31. 12. 1936.

*) Aus „Gemeinden u. Statistik“, Beilage z. Nr. 16 d. Zeitschr. „Der Gemeindetag“ v. 15.8.1937.



Personenkreis der gemeindlichen Erwerbslosenfürsorge im vierten Kalendervierteljahr 1936
nach Städtegruppen

Stüdtcgruppc
usw.

Laufend bar in offener Fürsorge Unterstützte am 31. Dezember 1936

Anerkannte
Wohlfalirts-
crwerbslose

(WE)»)»)

Nicht als WE
anerkannte

Arbeitslose»)

Woblfabrtserwerbslose 
zusammen »)

Arbeitslose 
mit gcmcindl.

Zusatz*
Unterstützung

Fürsorge-
und

Notstands­
arbeitcrabsolut auf

1000 Einw.
1 2 3 4 5 6 7

Al............... 23 248 26 510 49 758 11.7 18110 8 462
A 2............... 60 802 39 991 100 293 14,6 45 691 12811
A3............... 16 619 18 763 85 882 6.7 21 735 4 921
A insgesamt. 100 169 85 264 185 433 11,3 85 536 21184
ohne Berlin . 76 921 58 754 185 675 11.2 67 426 17 782
B................... 15 727 18 873 84 100 8,6 17185 8 924
C................... 18 261 14 689 32 950 10,6 16 796 1 930
D................. 9 822 12 617 21989 6,3 6 678 1 621
A-D............. 143479 130 943 274 422 10,2 125145 28 659
ohne Berlin . 120 231 104 483 224 664 9.9 107 035 25 207
E................... 672 1036 1 708 3,2 1846 196
L ................. 44 942 55 684 100 626 2,6 28 898 9 809

Insgesamt 189093 187663 376 756 5,7 155 888 38164
*) Abweichend vom ParteibcgrilT der übrigen Hilfsbedürftigen ist beiden Arbeitslosen Zähleinlicit 

die unterstützte (wohlfuhrtscrwerbslosc usw.) Person. — 2) Ohne Fürsorge- und Notstandsarbeitcr.

Kosten (lfd. Bnraufwand) der gemeindlichen Erwerbslosenfürsorge im vierten Kalender- 
Vierteljahr 1936 nach Städtegruppen.

Laufender Buruufwand der offenen Erwerbsloscnfürsorge im BericbUvierteljahr
in 1000 RM

Slfidfegruppe
usw. Aner­

kannte
WE»)

Nicht als 
WE aner­

kannte 
Arbeits­

lose»)

Wohlfabrtscrwcrbslose 
zusammen >)

Arbeitslose
mit

gemeindl.
Zusatz-
unter*

Stützung

Fürsorge-
und

Notstands­
arbeiterabsolut je Kopf») 

UM
je Einw. 

RM
1 2 3 4 5 6 7 K

Al............... 8 682,5 3 450,4 7 032,9 187,8 1.7 552,5 1 741,8
A 2............... 9 822,8 6 885,1 14 707,9 144,5 2.1 2 025,7 3 597,5
A3............... 2 749,6 2 404,0 6 163,6 148,8 1.0 592.3 2 100,7
A insgesamt. 15 654,9 11239,5 26 864,4 142,7 1,6 3170,5 7439,5
ohne Berlin. 12 072,4 7 789,1 19 861,5 144,8 1.6 2 618,0 5 698,2
B................... 2 618,4 2 783,7 5 897,1 148,2 1.4 684,6 1 326,8
C................... 2 874,6 1 888.0 4 757,7 142.8 1.5 518,9 800,2
D................... 1 852,3 1 489,1 2 841,3 181,0 0,8 277,7 437,8
A -1)............. 22495,2 17395,3 39890,5 142,5 1.5 4 651,7 10 003,8
ohne Berlin. 18 912,7 13 944,9 82 857,6 143,5 f 1.4 4 099,2 8 262,5
E................... 82,2 118,7 200,8 121,3 0,4 78,8 92,0
1..................... 5 995,4 6 875,8 11 871.2 126,2 0.3 1 095,6 1 794,8

Insgesamt 28572,8 23 389,8 51962,5 138,2 0.8 5821,1 11 890,6

l) Ohne Fürsorge- und Notstandsarbeitcr.
a) Arithmetischer Durchschnitt der Kosten für das 1., 2., 3. und 4. Kol. Vj. 1936, dividiert 

durch das Mittel der WE. am 31. 12. 1935, 31. 3., 30. 6., 30. 9. und 31. 12. 1936.
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Personenkreis der einzelnen Unterstütztengruppen am 31. Dezember 1936 
nach Städtegruppen

Stüdtegruppe
usw.

Kriegs­
beschädigte

und
-Hinter­
bliebene

Sozial­
rentner

Klein­
rentner

Gleich­
gestellte

Erwerbs­
lose»)

Sonstige
Hilfs­

bedürftige

Pflege­
kinder

Zusammen

1 2 4 5 6 7 8 9

a) Parteien

Al............... 3 705 01 745 17 444 28 978 I 71 320 41823 10 429 235 444
A 2............... 5 149 00 491 14 704 0 359 i58 795 103 145 15 791 370 494
A3............... 3 878 55 495 13 575 7 384 02 038 04 304 10 841 223 575
A insgesamt. 12 732 183 731 45 783 42 721 292153 209 332 43061 829 513
ohne Berlin. 9 027 121 980 28 889 18 743 220 833 107 509 82 082 594 009
B................... 2 903 41 017 11 749 1 905 65 159 47 010 8 071 109 080
C................... 1 023 80 122 11 128 2110 50 670 30 070 8814 140 549
D................. 1 077 40 885 15 259 2 080 30 238 82 882 9 558 182 579
A-D............. 18 335 302 355 83 919 49482 428 226 325 300 70104 1277 721
ohne Berlin. 14 030 240 010 00 476 20 604 350 900 288 477 59 075 1 042 277
E................... 237 5 770 2 271 317 8 749 4 321 1 759 18 424
L................... 4 838 248 107 100 224 11 440 138 838 231 829 87 791 822 502

Insgesamt 23 410 556 232 186414

1

61239

) in vH

570 808 560950 159654 2118 707

Al............... 1.0 20,2 7,4 12,3 30,3 17,8 4,4 100,0
A 2............... 1.4 17,9 4,0 1,7 42,9 27,8 4,8 100,0
A3............... 1.7 24,8 0,1 8,3 27,8 28,8 7,6 100,0
A insgesamt. 1.5 22,2 5,5 5.2 35,2 25,2 5,2 100,0
ohne Berlin . 1.5 20,6 4,8 2,8 87,2 28,2 6,5 100,0
B................... 1.7 24,0 7,0 1.2 S2,0 27,8 5,1 100,0
C................... 1.1 24,7 7,0 1.4 84,0 24,0 0,0 100,0
D................. 0.8 80,9 11,5 2,0 22,8 24,8 7,2 100,0
A-D............. 1.4 23,7 6.6 3.9 33,5 25,4 5.5 100,0
ohne Berlin . 1,4 28,1 0,4 2,0 84,2 27,2 5.7 100,0
E................... 1.3 31,8 12,3 1.7 20,4 28,5 9.6 100,0
L ................. 0,0 30,1 12,2 1,4 10,9 28,1 10,7 100,0

Insgesamt 1.1 26,3 8.8 2,9 26,9 26,5 7.5 100,0

*) Anerkannte und nicht anerkannte WE, Arbeitslose mit gemeindlicher Zusatzunter- 
stützung sowie Fürsorge- und Notstandsarbeiter.

Die Wirtschaftsbetriebe gemeinnütziger Anstalten 
vom steuerlichen Standpunkt.

Von Dr. jur. et rer. pol. K. Wuth, Steuersachverständigem, Berlin W 9.

Für die Steuerbefreiung von Anstalten, die gemeinnützigen oder mildtätigen 
bzw. kirchlichen Zwecken dienen, wie Heilanstalten und sonstigen Krankenanstalten, 
von Erbolungs-, Alters-, Kinderheimen usw. ist die laufende Rechtsprechung des 
Reichsfinanzhofs außerordentlich hcuchtlich. Soweit Gemeinnützigkeit oder Mild­
tätigkeit jedenfalls vorlicgt, hängt die Steuerfreiheit im einzelnen Falle davon ah, 
oh das Vorhandensein eines über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinaus­
gehenden Geschäftsbetriebes zu bejahen ist und dadurch die Körpcrschaftstcuer- 
hzw. Vermögcnstcuerpflicht herbeigeführt wird. Die gleiche Befreiung gilt nunmehr 
für die Zeit seit dem 1. April 1937 für die Reichsgewerbesteucr; daneben ist hier 
auf die für Krankenhäuser getroffene Sonderregelung hinzuweisen (vgl. GewStG. § 8 
Z. 6; I. DVO. §§ 7, 8).
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Wann liegt ein steuerpflichtiger Wirtschaftsbetrieb vor?
Daß ein über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgehender wirt­

schaftlicher Geschäftsbetrieb die Steuerbefreiung nicht ohne weiteres ausschließt, 
ergibt nunmehr von neuem eine Entscheidung des Reichsfinanzhofs, die im Anschluß 
an eine vorherige Stellungnahme des Reichsfinanzministers ergangen ist (vgl. RFH. 
vom 19. 11. 36 III A 101/36). Allerdings bringen die Entscheidungsgründe gewisse 
Einschränkungen, auf die näher einzugehen ist. Es handelte sich um einen gemein­
nützigen Verein (Nothilfe des Reichsverbandes Deutscher Offiziere), nach dessen 
Satzung ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ausgeschlossen war, der jedoch vier 
Erholungs- oder Altersheime, ein Unterkunftshaus und eine Verwertungsstelle unter­
hielt, in die, trotz der Satzung, auch andere, insbesondere Durchgangs- und Wochenend­
gäste aufgenommen wurden. Diese entgeltliche Aufnahme fremder Gäste in die Heime 
geschah, wie der Reichsfinanzhof feststellt, unzweifelhaft nicht in Erfüllung des 
Vereinszweckes. „Sie ist“, wie es weiter heißt, „Mittel zum Zweck, die Heime sollen 
dadurch wirtschaftlich besser ausgenutzt werden. Damit beteiligt sich der Verein 
am allgemeinen Wirtschaftsleben und tritt in Wettbewerb mit anderen Unterneh­
mungen gleicher Geschäftsrichtung. Mindestens entwickelt er damit, über eine ein­
malige Betätigung hinausgehend, eine planmäßige wirtschaftliche Tätigkeit zur Er­
zielung von Einnahmen oder anderen wirtschaftlichen Vorteilen (z. B. bessere Aus­
nutzung der Heime in stilleren Zeiten). Ob er dies in der Absicht, Gewinn zu erzielen, 
oder ohne diese Absicht tut, ist unerheblich. Der Betrieb geht auch über eine Ver­
mögensverwaltung hinaus. Eine solche würde vorliegen, wenn der Verein die ihm 
gehörigen Heime vermieten oder verpachten würde. Er führt sie aber nach Art 
privater Pensionsunternehmen selbst auf eigene Rechnung und übt daneben als 
Pächter dieselbe Tätigkeit in den ihm nicht gehörigen Heimen aus.“

Soweit der Betrieb der Heime durch Aufnahme von Mitgliedern unmittelbar 
die Erfüllung der gemeinnützigen Aufgaben des Vereins darstellt oder ihr unmittelbar 
dient, wurde das Vorliegen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs verneint, „denn 
insoweit überwiegt das Bedürfnis, gemeinnützige Zwecke steuerlich zu begünstigen, 
die Notwendigkeit, die private Wirtschaft vor Wettbewerb zu schützen“. Der Reichs­
finanzhof hat es jedoch abgelehnt, das dem Betrieb der Heime gewidmete Vermögen 
in einen steuerfreien und einen steuerpflichtigen Teil, weil praktisch unmöglich, zu 
zerlegen. Da der Betrieb der Heime u. a. dazu diene, Mittel zur Förderung des Vereins­
zwecks zu erwerben, sei es gerechtfertigt, in ihm in vollem Umfange das Unterhalten 
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes zu erblicken. Allgemein weist der Reichs­
finanzhof darauf hin, daß die neuere Rcchtsentwicklung immer mehr auf die Be­
seitigung der steuerlichen Bevorzugung gemeinnütziger Unternehmen abziolt. Der 
Begriff des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes sei u. a. gegenüber dem bisherigen 
Recht erheblich ausgedehnt; auf dem Gebiet der Umsatzsteuer seien die Steuer­
befreiungen mit Rücksicht auf die Gemeinnützigkeit ganz beseitigt.

Nach dieser grundsätzlichen Rechtsprechung ist von neuem festzustellen, daß 
der Betrieb von Erholungs- und Altersheimen, von Unterkunftshäusern und sonstigen 
Betrieben der Steuerbefreiung nicht entgegensteht, wenn er unmittelbar die Erfüllung 
der gemeinnützigen Aufgaben der Anstalt darstellt oder ihr unmittelbar dient. Bei 
Anstalten, Stiftungen, Vereinen usw. fragt es sich also stets, ob durch den Betrieb un­
mittelbar die Zwecke des Verbandes erfüllt werden oder sic ihm jedenfalls dienen, 
indem nur die nach der Satzung begünstigten Personenkreise in Heime aufgenommen 
werden, der Einkauf in Verkaufsstellen nur Mitgliedern offenstcht usw. Ist die Anstalt 
satzungsgemäß in ihren gemeinnützigen Zwecken nicht auf den Mitgliederkreis be­
schränkt, so wird, wenn Gemeinnützigkeit überhaupt anzuerkennen iet, die Steuer­
befreiung nicht aus dem Grunde versagt werden können, weil auch fremde Gäste 
aufgenommen werden.

Wann werden gemeinnützige Zwecke anerkannt?
Von Bedeutung bleibt in erster Linie, ob die Zwecke der Anstalt als gemein­

nützig anzuerkennen sind. In der erwähnten Stellungnahme des Rcichsfinanzministers 
wird darauf hingewiesen, daß Anstalten und Heime nicht in erster Linie eigenwirt­
schaftlichen Zwecken (z. B. gewerblichen Zwecken oder sonstigen Erwerbszwecken) 
dienen dürfen. Der Rcichsfinanzministcr hat es hierfür — im Gegensatz zu den er-
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wähnten Ausführungen des Reichsfinanzhofs zum Begriff des steuerpflichtigen Ge­
schäftsbetriebes — für zulässig erklärt, daß neben den Mitgliedern auch ein sog. 
..Betreuungskreis“ durch Aufnahme in die Heime berücksichtigt wird. Maßgebend 
für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit seitens des Reichsfinanzministers war, 
daß der Verein als Spitzenorgan für die gesamte Offizierswohlfahrtspflege im ganzen 
Reich anerkannt und bestimmt war. Daß die Einrichtung zum großen Teil minder­
bemittelten Personen zugute kam, war nicht ausschlaggebend, da dies nur Voraus­
setzung für den Begriff der Mildtätigkeit ist. Für die Anerkennung der Gemeinnützig­
keit ergibt sich aus einer weiteren Entscheidung, daß es sich nicht um einen Zweck 
handeln darf, über dessen Wert (z. B. bei einer Heilweise) „unter erheblichen Teilen 
der Volksgenossen Meinungsverschiedenheiten und Zweifel“ bestehen (RFH. vom 
23. 3. 37 I A 91/37 Reichssteucrbl. S. 485). Mildtätigkeit kann auch anzuerkennen 
sein, wenn es sich um die Unterstützung notleidender Berufsangehöriger handelt, 
sofern nicht die Zahl der zu unterstützenden Personen dauernd nur klein sein kann 
(RFH. vom 10. 12. 36 III A 164/36 Reichssteuerbl. S. 166).

Die nationalsozialistische Weltanschauung findet, wie der Reichsfinanzhof nunmehr 
auch für kirchliche Zwecke ausgesprochen hat, rückwirkend auf alle Entscheidungen An­
wendung, die seit dem Ergehen des Steueranpassungsgesetzes vom 16. 10. 1934 über 
die Anerkennung gemeinnütziger, mildtätiger und, wie erwähnt, auch kirchlicher 
Zwecke getroffen werden, auch wenn es sich um die Besteuerung von Einkünften, 
Vermögen usw. aus früherer Zeit handelt (RFH. vom 28. 3. 37 III A 60/37 Reichs- 
stcuerblatt S. 476). — Schließlich besteht Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß die 
Steuerbefreiung nunmehr stets voraussetzt, daß das Vermögen satzungsgemäß bei 
einer Auflösung der Anstalt oder Wegfall der bisherigen Zwecke für entsprechende 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet wird (RFH. vom 10. 12. 36 wie vor).

l>ie Steuerbefreiungen von Anstalten und Vereinen 
nach dem neuen Grundsteuergesetz.

Von Dr. K. Wuth, Steuersachverständiger, Berlin.

Die Möglichkeiten einer Steuerbefreiung nach dem neuen Grundsteuergesetz 
vom 1. 12. 1936 sind erheblich enger gezogen als im allgemeinen nach den bisherigen 
Grundsteuergesetzen. So bildet Gemeinnützigkeit keinen allgemeinen Befreiungs­
grund mehr; vielmehr wirkt nur noch die Verfolgung mildtätiger Zwecke sowie 
solcher der Wissenschaft, Erziehung usw. steuerbefreiend. Auch ist der Grundbesitz 
in der Regel nicht schon aus dem Grunde steuerfrei, weil er für einen steuerbegünstigten 
Zweck benutzt wird; vielmehr kommt es noch darauf an, wer Eigentümer des 
Grundbesitzes ist.

Allgemeine Grundsätze der Steuerbefreiung.
Das Grundsteuergesetz regelt die Steuerbefreiungen abschließend. Weiter­

gehende Steuerbefreiungen können also auch im einzelnen Full nicht gewährt werden. 
Einzelheiten ergeben sich nunmehr aus der Durchführungsverordnung vom 1. Juli 1937 
(RStBl. S. 781).

Befreit ist zunächst der Grundbesitz des Reichs, der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände), soweit er für einen öffentlichen Dienst oder Gebrauch, 
d. h. zu einer hoheitlichen Tätigkeit, oder für die Allgemeinheit oder auch zu mild­
tätigen und sonstigen steuerbegünstigten Zwecken der Wissenschaft usw. (vgl. unten!) 
benutzt wird. Für andere öffentlich-rechtliche Körperschaften mit Ausnahme der 
Deutschen Reichsbahn und der „Reichsautobahnen“ gilt eine entsprechende Be­
freiung nicht. Lediglich der Grundbesitz der NSDAP., der NS.-Volkswohlfahrt, 
des Reichsluftschutzbundes und sonstiger besonders aufgeführter Körperschaften 
(§ 4 Z. 2) ist ebenfalls befreit, wenn er vom Eigentümer für seine Aufgaben verwendet 
wird. Bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sind die dem Gottesdienst 
gewidmeten Kirchen usw. ohne Rücksicht auf das Eigentum befreit; dagegen wird
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zur Befreiung des Grundbesitzes für Zwecke der religiösen Unterweisung und für 
Yerwaltungszwecke verlangt, daß er der Religionsgesellschaft oder einer anderen 
öffentlich-rechtlichen oder einer steuerbegünstigten Körperschaft gehört. Auch für 
sportliche Zwecke benutzter Grundbesitz (sportliche Anlagen, cinschl. Unterrichts-, 
Umkleide- usw. -Räume, auch soweit an die Mitglieder vermietet) von seiten des 
Reichssportamts anerkannten Sportvereinen — mit Ausnahme von solchen mit 
erheblichen Aufwendungen und Berufssportvereinen — sind befreit.

Für die sonstigen Anstalten und Vereine sind vor allem folgende Steuer­
befreiungen von Bedeutung:

Die Befreiung von Anstalten und Vereinen 
bei mildtätigen Zwecken.

Der Grundbesitz inländischer Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach ihrer Satzung, Stiftung oder sonstiger Verfassung und 
auch nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
mildtätigen Zwecken dienen, bleibt grundsteuerfrei, wenn er von dem Eigentümer 
oder einer sonstigen steuerbegünstigten Körperschaft der aufgeführten Art für diese 
Zwecke benutzt wird oder von einer derartigen Körperschaft hierzu überlassen ist. 
Ob der Grundbesitz entgeltlich oder unentgeltlich übernommen worden ist, bleibt 
ohne Bedeutung. Mildtätige Anstalten wie gegebenenfalls Altersheime, Jugendheime, 
Siechenheime usw. sind z. B. auch dann grundsteuerfrei, wenn der Grundbesitz von 
einer Gemeinde oder einer Kirche, nicht jedoch von einem Privaten überlassen wird.

Als mildtätig werden auch hier auf Grund des Steueranpassungsgesetzes (§ 18) 
solche Zwecke angesehen, die ausschließlich und unmittelbar auf die Unterstützung 
bedürftiger Personen (im Inland befindlicher oder bedürftiger Deutscher im Ausland) 
gerichtet sind. Die Bedürftigkeit setzt voraus, daß der Betreffende infolge seiner 
körperlichen oder geistigen Beschaffenheit oder auch seiner wirtschaftlichen Lage 
wegen der Hilfe bedarf. Die Mildtätigkeit wird, anders wie die Gemeinnützigkeit, 
durch Beschränkung auf einen eng begrenzten Personenkreis (z. B. Familien­
stiftung) nicht ausgeschlossen (vgl. u. a. RFH. vom 12. 5. 1936 I A 78/36 RStBl. 
S. 626). Völlige Unentgeltlichkeit der Leistungen ist keine notwendige Voraussetzung.

Befreiung bei Zwecken der Wissenschaft, der Erziehung und des 
Unterrichts.

Die Steuerbefreiung von Grundbesitz, der für Zwecke der Wissenschaft, der 
Erziehung und des Unterrichts sowie der religiösen Unterweisung benutzt wird, 
kann bereits bei den aufgeführten steuerbegünstigten Körperschaften auf Grund 
der angegebenen Befreiungsvorschriften grundsteuerfrei sein, z. B. Grundbesitz des 
Reichs, der Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände), der NSDAP, bei Benutzung 
für diese Zwecke; möglich ist in letzteren Fällen, daß der Grundbesitz einer anderen 
öffentlich-rechtlichen oder steuerbegünstigten Körperschaft gehört. Handelt cs sich 
nicht um die erwähnten Gebietskörperschaften und die Partei, sondern eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft, so müssen weitere Voraussetzungen bei Verwendung 
für die genannten Zweeke erfüllt sein. Die Benutzung muß im Rahmen der be­
sonderen Aufgaben oder Zwecke der steuerbegünstigten Körperschaft 
oder anerkannt (vgl. unten!) im Rahmen der staatlichen Aufgaben liegen. 
Gehören kann der Grundbesitz der ihn benutzenden, einer öffentlich-rechtlichen 
oder einer der erwähnten steuerbegünstigten Körperschaften, wie einer mildtätigen 
Anstalt (z. B. mit einem Blindenheim verbundene Schule).

Soweit Grundbesitz in anderen Fällen für Zwecke der Wissenschaft, der 
Erziehung und des Unterrichts benutzt wird, kann Steuerbefreiung nur erlangt 
werden, wenn der Reichsfinanzminister, der Innenminister und der zuständige Rcichs- 
minister anerkannt haben, daß der Benutzungszweck im Rahmen der staat­
lichen Aufgaben liegt. Für öffentliche Schulen und Erziehungsanstalten, Ein­
richtungen von der NSDAP, angeschlossenen Verbänden, die der Schulung in der 
nationalsozialistischen Weltanschauung dienen usw., ist die Anerkennung nicht 
erforderlich. Der Grundbesitz muß der benutzenden oder sonst einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft gehören.
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Steuerbefreiung bei Krankenanstalten.
Für Krankenanstalten, die nicht bereits, wie Landes- und Gemeindekranken- 

häuser, mildtätige Anstalten, unter die erwähnten Befreiungen fallen, wird Steuer­
befreiung gewährt, wenn sie im besonderen Maße der minderbemittelten Be­
völkerung dienen; die Voraussetzungen sind hier grundsätzlich die gleichen wie 
für die Befreiung von der Gewerbesteuer (I. GewStDVO. § 8). Der Grundbesitz 
muß dem, der die Krankenanstalt betreibt, oder sonst einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft gehören. Privat-Krankenanstalten müssen die Konzession besitzen.

Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung im einzelnen Fall.
Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung müssen für die erste Haupt­

veranlagung zur Grundsteuer für die Zeit vom 1. 4. 1938 an am 1. 1. 1938, bei Fort- 
schreibungs- und Nachveranlagungen an dem maßgebenden späteren Zeitpunkt 
gegeben sein. Es muß ferner anzunehmen sein, daß die Voraussetzungen wenigstens 
auf die Dauer von 12 Monaten zutreffen werden, wobei der Zeitraum unmittelbar 
vor dem 1. Januar 1938 oder dem sonstigen Stichtag mitzuberücksichtigen ist.

Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Grundbesitz für den steuerbegünstigten 
Zweck unmittelbar benutzt, d. h. er dem Benutzungszweck tatsächlich zu­
geführt wird. Es genügt nicht, daß die Benutzung in Aussicht genommen oder 
der Grundbesitz für diese Zwecke hergerichtet ist. Land- und forstwirtschaftlich 
genutzter Grundbesitz wird nur dann als unmittelbar für steuerbegünstigte Zwecke 
benutzt angesehen, wenn er Lehr- oder Versuchszwecken dient. Bei Werkstätten 
und ähnlichen Einrichtungen in Erziehungsanstalten, Strafvollzugs- und Bewahrungs­
anstalten, Blinden- und Krüppelheimen und anderen derartigen steuerbegünstigten 
Anstalten wird eine unmittelbare Benutzung für steuerbegünstigte Zwecke an­
genommen, wenn die Beschäftigung der Anstaltsinsasscn in den Werkstätten od. dgl. 
zur Erfüllung des Anstaltszwecks (z. B. aus Gründen der Besserung, Erziehung oder 
Gesundung) unerläßlich ist. Zu sportlichen Anlagen gehören Werkstatträumc nur, 
wenn in ihnen laufende Instandhaltungsarbeitcn an den benutzten Sportgeräten 
vorgenommen werden.

Soweit der Grundbesitz Wohnzwecken dient, ist er einschließlich der zu­
gehörigen Hofräume und Hausgärten nicht steuerbegünstigt. Befreit sind jedoch 
Wohnräume und sonstiger Grundbesitz auch in diesen Fällen, nämlich u. a. die 
gemeinschaftlichen Wohnräume in Erziehungsanstalten, Jugendherbergen, Schulungs­
lagern usw., die Wohnräume hilfsbedürftiger Personen in wegen Benutzung für mild­
tätige Zwecke befreiten Gebäuden, die Räume, in denen sich Personen für die Er­
füllung der steuerbegünstigten Zwecke ständig bereithalten müssen (Bereitschafts­
räume), wenn sie nicht zugleich die Wohnung des Inhabers darstellen.

Dient der Grundbesitz sowohl steuerbegünstigten wie auch anderen 
Zwecken, so kommt es darauf an, ob sich der für die ersteren Zwecke benutzte 
Grundstücksteil räumlich abgrenzen läßt. In diesem Falle ist nur dieser 
Teil befreit (z. B. nicht Geselligkeitsräume bei sportlichen Anlagen). Ist eine räum­
liche Abgrenzung nicht möglich, so tritt die Befreiung nur, jedoch hier in vollem 
Umfange ein, wenn der steuerbegünstigte Zweck überwiegt. Entsprechendes 
gilt, wenn ein Teil des Grundbesitzes verschiedenen Zwecken dient (z. B. wenn Saal­
räume einer mildtätigen Anstalt für andere Zwecke nur gelegentlich vermietet werden).

\$r '
Die Rückwirkung der Rentenentxieliung 

auf Kapitalabfindungen und Heilbehandlung:
Von Oberregierungsrat Köster, Berlin.

In der Reichsversorgung sind in zahlreichen Fällen Versorgungsgebührnisse 
zuerkannt worden, die sachlich nicht berechtigt sind, entweder überhaupt nicht oder 
wenigstens nicht in der zugesprochenen Höhe. Dies beruhte, abgesehen von den Fehl­
entscheidungen, die die notwendige Bearbeitung der Versorgungssachen bei der starken 
Überlastung der Vcrsorgungsbehürden, namentlich in den ersten Nachkriegsjahren,
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unvermeidlich mit sich brachte, auf der falschen Auslegung der gesetzlichen Vor­
schriften, die auf Kosten des Reiches aus Billigkeitsgründen Versorgung gewährten, 
während sie aus Rechtsgründen hätte abgelehnt werden müssen, und vor allem darauf, 
daß das Fortschreiten der ärztlichen wissenschaftlichen Erkenntnis erst im Laufe der 

jf Jahre die Eigenart zahlreicher Leiden geklärt und so einwandfrei bewiesen hat, daß die 
bisherige Beurteilung hinsichtlich des Zusammenhanges mit dem Kriegsdienst oder 
mindestens bezüglich des Grades der MdE. unrichtig war. Im Interesse der wirklich 
Kriegsbeschädigten und des Reiches hat daher der Artikel 2 des V. Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Versorgungssachen vom 3. Juli 1934 eine 
Rechtsgrundlage geschaffen, die es ohne besondere Schwierigkeiten ermöglicht, das 
Reich von unbegründeten Belastungen zu befreien. Nachdem nun die Verwaltungs­
behörden die Durchprüfung der in Frage kommenden Fälle vollzogen und durch den 
erhöhten Einsatz von Senaten des Reichsversorgungsgerichts die im Berufungs­
verfahren anhängigen Fälle von Monat zu Monat in größerer Zahl erledigt werden, so 
daß die erlassenen Bescheide in Rechtskraft übergehen, erhebt sich die Frage, wie sich 
die Rentenentziehung auf früher bewilligte Kapitalabfindungen und zukünftige 
Heilbehandlung dieser Kriegsteilnehmer auswirkt.

I.
Kapitalabfindungen.

Die Gewährung einer Kapitalabfindung hat in erster Linie zur Voraussetzung, 
daß ein Anspruch auf Versorgungsgebührnisse besteht und nach Art des Versorgungs­
grundes nicht zu erwarten ist, daß später die Versorgungsgebührnisse ganz wegfallen. 
Hat nun die Prüfung nach Art. 2 ergeben, daß die früheren Entscheidungen über die 
Dienstbeschädigung nicht der Rechts- und Sachlage entsprachen, und sind nunmehr 
die die DB. bejahenden Bescheide rechtskräftig aufgehoben, so waren auch bei Be­
willigung der Abfindung die Grundbedingungen nicht erfüllt. Denn hätten die dama­
ligen Bescheide nicht existiert, dann wäre auch eine Kapitalabfindung nicht zuge­
sprochen worden. An sich bestände daher ein Anspruch des Reiches auf Rückforderung 

. der Abfindung, da ja dieselbe vorausgezahlte Rente ist. In den Ausführungsbestim­
mungen zu den Vorschriften über die Kapitalabfindung ist jedoch bestimmt, daß bei Lr Entziehung des Anspruchs auf Rente gemäß das Hauptversorgungsamt bei J
Vorlage der Akten an das RAM. zur Prüfung über die Anwendbarkeit des Art. 2 
zugleich zu berichten hat, ob die Rückforderung der Kapitalabfindung für angebracht 
gehalten wird. In diesem Bericht sind auch die Familien- und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Abgefundenen klarzulegen und eine Berechnung des zurückzuzahlcnden 
Betrages beizufügen. Bei der Rückforderung i6t dem Abgefundenen der Betrag von 
der Summe zu belassen, den er als Rente bezogen hätte, wenn er nicht abgefunden 
worden wäre; denn dieser Betrag ist dem Abgefundenen für die Abfindung bereits 
akgehalten worden. Sehr häufig verfügt das RAM., daß die Rückforderung mit 

[ Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse zu unterbleiben hat. Daraus ergibt 
sich, daß grundsätzlich bei schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen Abgefundener 
durch den Verzicht des Reiches auf die Rückforderung die Erhaltung des Eigenheims 
nicht gefährdet werden soll.

Heilbehandlung.
Da auf Heilbehandlung nur die Beschädigten Anspruch haben, denen wegen einer 

durch eine DB. verursachten Gesundheitsstörung eine Rente unter Anerkennung eines 
Rechtsanspruches bewilligt worden ist, entfallt nach Aberkennung von Rente und DB. 
gemäß Art. 2 auch der Rechtsanspruch auf die Heilbehandlung. Vielfach wird in dem 
Erlaß des RAM., der die Genehmigung zur Anwendung des Art. 2 gibt, für längere 
oder kürzere Zeit eine Zuwendung wieder gleich bewilligt und auch über die zu ge­
währende Heilbehandlung eine Bestimmung getroffen. Ist dieses nicht der Fall, so ist 
die durch Erlaß des Berichtigungsbescheides gemäß Art. 2 geschaffene Rechtslage 
folgende. Wird die Rente zu einem bestimmten Zeitpunkt entzogen, so ändert sich 
bis dahin an den bisherigen Heilhchandlungsansprüchcn nichts. Wenn gegen den 
Bescheid Berufung eingelegt wird, gilt für die Heilbehandlung nach Wegfall der 
Rente, solange der Bescheid nicht rechtskräftig geworden ist, die Ausführungsbe­
stimmung zum Verfahrensgesetz § 96 Abs. 1, d. h. die erforderliche Heilbehandlung
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ist bis zur rechtskräftigen Erledigung des Spruchverfahrens zu gewähren. Als erforder­
liche Heilbehandlung gelten die gesetzlichen Regelleistungen der Krankenkasse sowie 
Krankenhausbehandlung. Krankengeld und Hausgeld wird aber nicht gewährt. 
Nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides kommt es für die Gewährung von Heil­
behandlung darauf an, welchen Rechtszustand der Bescheid getroffen hat. Treten 
nur Änderungen in der Versorgung ein, bei denen die Zulässigkeit der Gewährung sowie 
Art und Umfang der Heilbehandlung schon nach den Vorschriften des § 4 RVG. 
beurteilt werden können, dann sind diese Vorschriften maßgebend. Wird dagegen für 
eine Gesundheitsstörung Rente entzogen und an ihrer Stelle eine Rente oder Zuwendung 
im Härteausgleichswege bewilligt, so muß in jedem Falle versorgungsärztlich geprüft 
werden, ob es notwendig und vertretbar ist, für die Dauer des Härteausgleichs auch 
Heilbehandlung einschließlich orthopädischer Versorgung als Härteausgleich zu ge­
währen. Bei Hysterie und Neurasthenie sowie in allen Fällen, in denen vom Versor­
gungsamt auch ein zeitlicher Zusammenhang nicht angenommen werden kann, ist sie 
grundsätzlich ausgeschlossen. Die Entscheidung trifft, falls nicht das RAM. selbst 
im Einzelfalle bei der Genehmigung des Bescheides nach Art. 2 besondere Anwei­
sungen über eine Heilbehandlung gegeben hat, das Versorgungsamt. Die Heilbehandlung/ f 
ist, da ein Rechtsanspruch auf sie nicht besteht, von Fall zu Fall beim Versorgungsamti, 
zu beantragen und wird, soweit die Krankenkasse dafür in Frage kommt, von dieser^ 
durchgeführt. Anträgen auf Kostenersatz für selbst durchgeführte Heilmaßnahmen 
kann nicht entsprochen werden. Die als Härteausgleich bewilligte Heilbehandlung 
besteht in den gesetzlichen Regelleistungen der Krankenkasse sowie in Krankenhaus­
behandlung ohne Versorgungskrankengeld und Hausgeld. Bade- und Heilstättenkuren 
werden nicht gewährt. Sofern auch eine orthopädische Versorgung als Härteausgleich 
notwendig ist, können die orthopädischen Versorgungsstellen etwa erforderliche 
Hilfsmittel oder Ersatzbeschaffung im Werte bis zu 20 RM. nach pflichtmäßigem 
Ermessen für die Dauer des Härteausgleichs selbständig bewilligen. Für weitergehende 
Leistungen bedarf es — abgesehen von notwendigen Instandsetzungen aller Art — 
der Genehmigung des RAM. Zahnersatz wird nicht gewährt. Den ehemaligen Heeres­
angehörigen, die eine orthopädische Versorgung nicht mehr erhalten, aber im Besitze 
von künstlichen Gliedern, Fahrstühlen, Selbstfahrern usw. sind, können diese Gegen­
stände im allgemeinen unentgeltlich belassen werden. Ersatz- oder Instandsetzungs- ! 
kosten werden aber vom Reiche nicht mehr übernommen. Zur Durchführung einer ! 

Heilbehandlung können, wenn kein Anspruch auf kostenlose Heilbehandlung besteht, j 
in besonderen Fällen Kostenbeihilfen nach den vom RAM. herausgegebenen Be-; 
Stimmungen jedoch bewilligt werden.

Bewegung und Vtlk in der Wohlfahrtsarbeit

Aus der NSV.
Gemäß einer Vereinbarung zwischen 

dem Leiter des Rcichsrechtsamtes der 
NSDAP., Reichsleiter Dr. Frank, und 
dem Leiter des Hauptamtes für Volks­
wohlfahrt, Hauptamtslciter Hilgenfeldt. 
ist im Rcichsrcchtsamt für alle die Wohl­
fahrtspflege und Fürsorge betreffenden 
Rechtsfragen ein Verbindungsmann be­
stellt, dem vor allem die Aufgabe zufällt, 
die Zusammenarbeit auf rechtspoliti­
schem Gebiet zu gewährleisten. Rcichs- 
leiter Dr. Frank hat im Einvernehmen 
mit Hauptamtslciter Hilgenfeldt den 
Hauptstellenlciter im Hauptamt für 
Volks Wohlfahrt, Pg. Dr. Ballarin, zum 
Verbindungsmann ernannt.

In den Gauen und Kreisen wird die 
Zusammenarbeit dadurch hergestellt, daß 
die Leiter der Unterabteilungen für 
Wohlfahrts- und Fürsorgerecht der Ämter 
für Volks Wohlfahrt in allen parteiwich- 
tigen Rechtsfragen mit dem örtlich zu- 
6tchenden Gau- bzw. Kreisrechtsamt in 
Verbindung treten. Die Gau- und Krcis- 
rechtsämter ziehen ihrerseits bei den die 
Wohlfahrtspflege und Fürsorge betreffen­
den Rechtsfragen den örtlich zuständigen 
Unterabteilungsleitcr für Wohlfahrts- und 
Fürsorgerecht zur Mitarbeit heran.

Über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Rechtsverwaltung sind be­
sondere Durchführungsbestimmungen zu 
erwarten. 0
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Der Reichs- und Preußische Minister 
für Wissenschaft, Erziehung und Volks­
bildung hat in einem Erlaß vom 27. Juli 
d. J. das Kindergärtnerinnen- und Hort­
nerinnenseminar in Saarbrücken als öf­
fentliches Fachseminar im Sinne der Be­
stimmungen des § 2 der Ordnung der 
Prüfung für Kindergärtnerinnen und 
Hortnerinnen an den Vereinigten Semi­
naren und Lehrgängen vom 31. De­
zember 1929 anerkannt. Der erste Lehr­
gang begann mit einem sechswöchigen 
Lager in Speyerbrunn, Gau Saarpfalz, 
und wird am 1. September d. J. am Sitz 
des Seminares weitergeführt.

•
Der praktische Einsatz der NSV. beim 

Reichsparteitag erreichte in diesem Jahr 
einen noch größeren Umfang als im ver­
gangenen Jahre. 1250 NS.-SchWestern 
gegenüber 800 im Vorjahre wurden ein­
gesetzt. Ihre Tätigkeit umfaßte den 
Dienst bei den großen Kundgebungen, 
Aufmärschen und in der Kongreßhalle, 
den Sonderdienst in den Massenquartie­
ren der NS.-Frauenschaft, des BdM., der 
Studentinnen, in den Ausstellungen und 
auf dem Bahnhof, den Bereitschaftsdienst 
und den Wirtschaftsdienst im eigenen 
Lager. Die Schwestern waren in 40 
Gruppen zu je 30 Schwestern eingeteilt, 
deren Einsatz nach einheitlichem Plan 
durch die Generaloberin erfolgte. Die 
Verteilung der Kräfte an Ort und Stelle 
erfolgte durch den diensttuenden Arzt. 
Der Einsatz der Schwestern hat sich 
auch in diesem Jahre in vollem Umfange 
bewährt.

Neben den Schwestern waren auch in 
diesem Jahr durch die NSV. fahrbare 
Zahnkliniken für den Dienst vor allem 
in den Lagern zur Verfügung gestellt 
worden. Es kamen insgesamt 16 Sta­
tionen mit 16 Ärzten zum Einsatz. Allein 
in einem Lager wurden die zwei dort ein­
gesetzten Stationen während des Partei­
tages von 120 Patienten in Anspruch 
genommen.

Winterhilfswerk 1937/38.
Das Winterhilfswerk des Deutschen 

Volkes, in dem Einsatzbereitschaft und 
Opferfreudigkeit eines Volkes im Kampf 
gegen Hunger und Kälte des Winters 
ihren lebendigsten Ausdruck gefunden 
haben, wird nach dem Befehl des Führers 
als ständiges Werk der Tat gewordenen 
Volksgemeinschaft fortgeführt (§ 1 der

Verfassung des WHW. v. 24. 3. 1937,1) 
RGBl. I S. 423). Die Mittel für das 
WHW. 1937/38 werden im wesentlichen 
in der gleichen Weise wie im Vorjahr 
aufgebracht.

Vereinbarung zwischen dem Hauptamt 
für Volks Wohlfahrt und dem Deutschen 

Roten Kreuz.

Das Hauptamt für Volkswohlfahrt hat 
sich in einer Vereinbarung mit dem 
Deutschen Roten Kreuz bereit erklärt, 
in allen Arbeitsfeldern der NSV., beson­
ders im Winterhilfswerk, im Hilfswerk 
„Mutter und Kind“ und in der Gemeinde­
pflege, den zusätzlichen Bedarf an ge­
schulten weiblichen Hilfskräften aus den 
Gruppen der weiblichen Hilfskräfte des 
Deutschen Roten Kreuzes zu decken. 
Damit soll diesen dauernd die für ihren 
Einsatz in Krieg und Frieden im Rahmen 
des Deutschen Roten Kreuzes notwen­
dige Schulung und Übung gesichert 
werden.

Die weiblichen Hilfskräfte des Deut­
schen Roten Kreuzes werden nach Ver­
ständigung zwischen Kreisamtsleitung des 
Hauptamtes für Volkswohlfahrt und 
Kreisverband des Deutschen Roten Kreu­
zes zu den Dienststellen der NSV. ab- 
kommandiert und stehen für diese Zeit 
der Abkommandierung unter der Kom­
mandogewalt des Amtsträgers der NS.- 
Volkswohlfahrt. Sie tragen während 
ihrer Dienstleistung bei der NSV. Dienst­
kleidung und Abzeichen des Deutschen 
Roten Kreuzes, um die enge Zusammen­
arbeit beider Organisationen sichtbar 
zum Ausdruck zu bringen.

Ratgeber für Mütter.

Der Ratgeber für Mütter, der schon 
seit Jahren durch die Standesämter bei 
der Anmeldung von Geburten abgegeben 
wird, erscheint in neuer Auflage nunmehr 
gemeinsam herausgegeben vom Haupt­
amt für Volksgesundheit, Hauptamt für 
Volks Wohlfahrt und dem Deutschen Frau­
enwerk (Reichsmütterdienst). Das sehr 
ansprechend aufgemachte und sehr in­
struktive Heft wird nach wie vor durch 
die Standesbeamten abgegeben und zwar 
nunmehr an jedes Brautpaar bei Be­
stellung des Aufgebots.

l) Vgl. DZW. XIII S. 36.
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Wolilfalirtsarbeit der deutschen Gemeinden

Wohlfahrtspflege in der Hauptstadt der 
Bewegung.

Dem Verwaltungsbericht des Wohl- 
fahrts- und Stiftungsrefera'. es für die 
Zeit vom 1.4.1933 bis 31.3.1936 sind 
folgende Angaben entnommen:

Allgemeines.
Mit der Übernahme der Macht durch 

den Führer und die NSDAP, ist in der 
gesamten Fürsorge, auch in der der 
Hauptstadt der Bewegung, ein ent­
scheidender Wendepunkt eingetreten.

Der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit 
war mit dem Schluß des Rechnungs­
jahres 1932, am 31. März 1933, erreicht. 
Die tatkräftige Durchführung von Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen durch das 
Reich, den Staat, die Partei und die 
Stadt, die sich auf die wichtigsten In­
dustrien (Bau-, Metall-, Textil- usw. In­
dustrie) erstrecken, die Schaffung des 
Arbeitsdienstes und der Wehrmacht haben 
eine Senkung der Zahl der Unterstützten 
der Allgemeinen Fürsorge beim Wohl­
fahrtsamt München von 58 626 am 
Schluß des Rechnungsjahres 1932 auf 
20 568 am 31. März 1936, also um 
38 058 = 65%, bewirkt.

Zur Erreichung dieses Gesamterfolges 
wurde im Juli 1933 durch den Oberbürger­
meister beim Wohlfahrtsamt die Ar­
beitsfürsorge geschaffen. Für jeden ganz 
oder teilweise arbeitsfähigen Hilfsbedürf­
tigen galt die Losung: Keine Leistung 
in der öffentlichen Fürsorge ohne Gegen­
leistung durch Arbeit. Dementsprechend 
wurden die in Unterstützung stehenden 
arbeitsfähigen Personen nach und nach 
in Arbeit genommen. Entweder wurden 
sie im Benehmen mit dem Arbeitsamt 
in Freiarbeit vermittelt, soweit das nicht 
möglich war, wurden sie zur Pflichtarbeit 
und in späteren Jahren mehr zur Für­
sorgearbeit herangezogen. Durch die 
Arbeitsmaßnahmen des Wohlfahrtsamtes 
konnte bei den Unterstützten der Ar­
beitswille gestärkt, der Wert der Ar­
beitsleistung zum Bewußtsein gebracht 
und ihre Arbeitskraft erhalten werden. 
Soweit notwendig wurden sie für den 
Arbeitsmarkt vorgeschult. Die arbeits­
scheuen Fürsorgeausbeuter konnten durch 
die Arbeitsmaßnahmen vom Wohlfahrts­

amt ferngehalten werden. — Zur weiteren 
Entlastung des Wohlfahrtsamtes wurde 
durch die Stadt bei Vergebung umfang­
reicher Aufträge den Auftragfirmen die 
Einstellung von Wohlfahrtserwerbslosen 
zur Auflage gemacht. —

Zusammenarbeit mit der Partei.
Der Verwaltungsrat des Wohlfahrts­

amtes ist zugleich Kreisamtsleiter der 
NSV., dadurch ist von vornherein eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den ein­
schlägigen Stellen sichergestellt. Dazu 
kommt, daß sowohl in der Gauamts- 
lcitung der NSV. wie in der Kreisamts­
leitung der NSV. beurlaubte Beamte des 
Wohlfahrtsamtes tätig sind. Viele Be­
amte des Wohlfahrtsamtes arbeiten in 
den Fürsorgestellen der NSV., des WHW. 
und der NS.-Frauenschaft, umgekehrt 
arbeiten Vertreter der NSV. und der 
NS.-Frauenschaft in den Beiräten und 
Pflegschaften des Wohlfahrtsamtes mit. 
Durch Errichtung einer Verbindungs­
und Vermittlungsstelle (im Juli 1934) 
beim Verwaltungsrat des Wohlfahrts­
amtes wird die Zusammenarbeit noch 
besonders unterstützt. Dieser Stelle ob­
liegt die Überprüfung, Berichterstattung 
usw. der sehr zahlreichen Anträge und 
Beschwerden in Fürsorgcangelegenheiten, 
die an Dienststellen der NSDAP., ihre 
Gliederungen und die Persönlichkeiten 
der Bewegung gerichtet sind und von 
diesen an das Wohlfahrtsamt zur Stel­
lungnahme oder zuständigen Erledigung 
geleitet werden. Durch die Vermitt­
lungsstelle konnte einer großen Zahl von 
Querulanten, asozialen Personen und 
notorischen Bcttelbriefschreibern ihr üb­
les Handwerk gelegt werden. Die Tätig­
keit der Verbindungs- und Vermittlungs­
stelle ist eine sehr rege und ersprießliche.

Zu den Beratungsstunden des im April 
1934 durch das Amt für Volks Wohlfahrt 
geschaffenen Hilfswerkes „Mutter und 
Kind“ werden vom Wohlfahrtsamt Fa­
milienpflegerinnen und Säuglingsschwe­
stern abgestellt.

Ehrenamtliche Mitarbeit.
Am 25. Oktober 1935 wurden vom 

Oberbürgermeister 50 Bezirkspfleger für 
die bei den Wohlfahrtsbezirksämtern ge-
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bildeten Bezirkspflegschaften berufen und 
verpflichtet.

Für die Berufung der Pfleger wurden 
zunächst von den Ortsgruppen der 
NSDAP. Vorschläge eingeholt; teilweise 
wurden auch vom Wohlfahrtsamt Per­
sonen aus den Reihen der bisher tätigen, 
bewährten Pfleger und Pflegerinnen aus­
gewählt und zur Berufung vorgeschlagen. 
Die endgültige Auswahl und die Berufung 
der Pfleger, insgesamt 500, erfolgte durch 
den Oberbürgermeister nach Anhörung 
des Kreisamtsleiters des Amtes für NS.- 
VolksWohlfahrt am 29. April 1936.

Ausstellung von Armutszeugnissen.
(Dienstanweisung der Fürsorgebehörde 

Hamburg.)
(1) Dem Gesuch um Bewilligung des 

Armenrechts, d. h. der vorläufigen Be­
freiung armer Parteien von den Kosten 
eines Rechtsstreits, ist ein von der obrig­
keitlichen Behörde (in Hamburg ab 1. 7. 
1937 die Fürsorgebehörde) ausgestelltes 
Zeugnis beizufügen, in dem das Unver­
mögen zur Bestreitung der Prozeßkosten 
ausdrücklich bezeugt wird.
I. Rechtsstreitigkeiten, für die das 

Armutszeugnis erteilt werden
kann.

(2) Armutszeugnisse können erteilt wer­
den in

a) bürgerl. Rechtsstreitigkeiten (§ 118 
ZPO. — RGBl. 1933 Teil I S. 832); 
in Zivilverfahren vor den Amtsge­
richten, die bei einem Streitwert bis 
zu RM 500 sowie in den weiteren im 
§ 23 GVG. aufgeführten Fällen zu­
ständig sind, jedoch nur dann, wenn 
der Antragsteller einen nicht trag­
baren Gerichtskosten- oder Auslagen­
vorschuß zu zahlen hat oder der 
Rechtsstreit aus besonderen Grün­
den, z. B. weil das zuständige Ge­
richt außerhalb Groß-Hamburgs liegt, 
durch einen Rechtsanwalt zu führen 
ist;

b) Privatklagesachen (§ 379 StPO. — 
RGBl. 1924 Teil I S. 361);

c) Verwaltungsgerichtssachen nach Maß­
gabe der Landesgesetze, insbesondere 
des § 65 des hamkurgischcn Gesetzes 
vom 2. 11. 1926 (HGVB1. S. 597);

d) Arbcitsgcrichtssachen (§§ 46, 64 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fas­
sung vom 18. April 1934 — RGBl. 
Teil I S. 326 und 328);

ferner für die Stundung und 
Niederschlagung von Kosten in

e) Zivil- und Strafsachen (§33 der Kas­
senordnung für die Justizkasse in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1927 — HGVB1. S. 31);

f) Angelegenheiten der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit (§ 14 des Reichsgesetzes 
vom 17. Mai 1898 — RGBl. S. 189);

g) Notariatssachen (§ 10 des hamburgi- 
schen Gesetzes betr. das Notariat 
vom 29. Dezember 1899 — Hamb. 
Amtsblatt S. 1147/48);

h) Erbhofgerichtssachen (§ 57 der Er­
sten Durchführungsverordnung zum 
Reichserbhofgesetz vom 19. Oktober 
1933 — RGBl. Teil I S. 749).

(3) Im übrigen sind Anträge auf Er­
teilung von Armutszeugnissen für Straf­
sachen ohne weiteres zurückzuweisen.

(4) Besonderer Beschleunigung 
bedürfen
Sachen, bei denen der Ablauf einer Frist 

bevorsteht — Verjährungsfrist, Anfech­
tungsfrist usw. —, namentlich Beru­
fungssachen, zumal im arbeitsrecht­
lichen Verfahren;

Anfechtungsklagen — z. B. Anfechtung 
der Ehe (§ 1339 BGB.), der Ehelichkeit 
eines Kindes (§ 1594 BGB.), eines Ver­
trages wegen Irrtums, Drohung oder 
arglistiger Täuschung (§§ 121, 124 
BGB.) —;

Klagen auf Wiederaufnahme eines Ver­
fahrens (§ 586 ZPO.).
(5) In geeigneten Fällen sind die An­

tragsteller auf die Rccktsbetreuungsstcl- 
len des Nationalsozialistischen Rechts­
wahrerbundes hinzuweisen.

II. Personenkreis.
(6) Armutszeugnisse können erhalten:

a) Natürliche Personen, und zwar so­
wohl deutsche Reichsangchörige als 
auch Angehörige fremder Staaten 
und Staatenlose, wenn sie außer­
stande sind, ohne Beeinträchtigung 
des für sie und ihre Familie notwen­
digen Unterhalts die Kosten des Pro­
zesses zu bestreiten.

Das uneheliche Kind bedarf zur 
Geltendmachung seines Unterhalts­
anspruchs gegen den Erzeuger nicht 
des Zeugnisses.

b) Nachlaßpfleger, sofern der Nachlaß 
zur Bestreitung der Kosten des 
Rechtsstreits nicht ausreicht.
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c) Eine Partei kraft Amtes (Testaments­
vollstrecker, Nachlaß Verwalter, Kon­
kursverwalter, Zwangsverwalter, Pfle­
ger eines Sammelvermögens § 1914 
BGB. u. a. m.), wenn die zur Füh­
rung des Prozesses erforderlichen 
Mittel weder aus der verwalteten 
Vermögensmasse (z. B. dem Nach­
laß) noch von den an der Führung 
des Prozesses wirtschaftlich Beteilig­
ten (z. B. den Erben) aufgebracht 
werden können.

d) Inländische juristische Personen, 
wenn die zur Führung des Prozesses 
erforderlichen Mittel weder von ihnen 
noch von den an der Führung des 
Prozesses wirtschaftlich Beteiligten 
aufgebracht werden können. Da die 
Prüfung der Mittellosigkeit einer ju­
ristischen Person häufig Schwierig­
keiten bereitet, ist in solchen Fällen 
die hiesige Industrie- und Handels­
kammer, die meist über die wirt­
schaftlichen Verhältnisse unterrich­
tet sein wird, um eine gutachtliche 
Äußerung zu bitten.

III. Zuständigkeit.
(7) Die Erteilung der Armutszeugnisse 

im hamburgischen Stadtgebiet liegt ab 
1. 7. 1937 der Fürsorgebehörde ob.

(8) Die Anträge sind durch die Wohl- 
fahrtsstellcn entgegenzunehmen und als 
Eilsachen zu behandeln. Die Bearbeitung 
der Anträge wird der Sondergruppe über­
tragen. Fürsorgeakten sind nicht anzu­
legen. Nach Abschluß der Ermittlungen 
ist der Antrag mit den Unterlagen an die 
Rechtsabteilung zu übersenden.

(9) Der Antragsteller ist schon bei der 
Einreichung des Antrages darauf hinzu­
weisen, daß er auch bei Gewährung des 
Armenrechts im Falle des Unterliegens 
dem obsiegenden Gegner für dessen Ko­
sten erstattungspflichtig ist — vgl. Abs. 
(31)

(10) Personen, die hier einen Wohnsitz 
nicht begründet haben, sind, weil ihre 
Vermögens- und Familienverhältnisse 
nicht einwandfrei festgestellt werden kön­
nen, an die Behörde ihres Wohnsitzes 
— nötigenfalls ihres letzten Aufenthalts­
ortes zu verweisen. Die Vorlage des 
Meldescheines ist daher stets zu verlangen.

(11) Ausländer erhalten in Hamburg 
das Armutszeugnis, wenn sie hier ihren 
gewöhnlichen oder mangels eines solchen 
ihren derzeitigen Aufenthalt haben (Ar­

tikel 21 des Haager Abkommens vom 
17. April 1905 — RGBl. 1909 S. 409).

(12) Personen, die unter Vormund­
schaft stehen, sind an das Vormund­
schaftsgericht zu verweisen, das in diesen 
Fällen für die Erteilung des Zeugnisses 
zuständig ist.
IV. Verfahren in der Wohlfahrts­

stelle.
(13) Die Familien-, Vermögens- und 

Erwerbsverhältnisse des Antrag­
stellers sowie auch seiner Ehefrau sind 
unter besonderer Berücksichtigung seiner 
Unterhalts Verpflichtungen an Hand des 
vorgeschriebenen Vordrucks bis zur Zif­
fer VII einschl. genau und erschöpfend 
festzustellen. Soweit Vorakten vorhanden 
sind, sind diese einzusehen.

(14) Über alle Anträge ist eine Liste 
mit laufender Nummer zu führen, aus der 
neben Namen und Anschrift des Antrag­
stellers auch zu ersehen sein muß, wann 
der Antrag gestellt und wann er an die 
Abt. TV weitergegeben worden ist. Mo­
natlich ist festzuhalten, wie viele Anträge 
gestellt worden sind.

(15) Leben Kinder im Haushalt des An­
haben 8ich die Feststellungen 
ren Vermögensverhältnisse zu

erstrecken. Insbesondere ist fcstzustellen, 
ob sie durch eigene Arbeit oder mit Ein­
künften aus eigenem Vermögen imstande 
sind, selbst für ihren Lebensunterhalt zu 
sorgen (§ 1602 Abs. 2 BGB.) — Ziffer III 
des Vordrucks —.

(16) Bei der Ermittelung des monatlichen 
oder wöchentlichen Einkommens ist dar­
auf Bedacht zu nehmen, daß die von dem 
Bruttoverdienst abzusetzenden Abzüge 
(Steuern, Versicherungs- und sonstige Be­
träge sowie Gehaltspfändungen) in ein­
zelnen Posten der Höhe nach genau auf­
geführt werden.

(17) Der Antragsteller ist ausdrücklich 
über den Besitz von Wertstücken (z. B. 
Schmuck- und Kunstgegenstände, wert­
volle Sammlungen und dcrgl.), über Spar­
kassenbücher und Einkünfte aus Renten, 
Hypotheken und dergl. zu befragen.

(18) Der Antragsteller ist vor Leistung 
seiner Unterschrift in angemessener Form 
auf die Strafbarkeit falscher Angaben auf­
merksam zu machen.

(19) Die Angaben sind an Hand der 
vom Antragsteller beizubringenden Un­
terlagen zu prüfen. Vor allem ist zu for­
dern: der letzte Veranlagungsbescheid zur

tragstellers, 
auch auf de
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Einkommens- und gegebenenfalls Ver­
mögenssteuer oder eine Bescheinigung des 
Finanzamtes darüber, daß und aus wel­
chem Grunde eine Veranlagung nicht er­
folgt ist, bei Lohn- und Gehaltsempfän­
gern eine Bescheinigung des Arbeitgebers 
über die Höhe des Arbeitsverdienstes. 
Ferner kommen als Unterlagen in Be­
tracht : Einheitswertbescheide, Grund­
buchauszüge, Sparkassenbücher, Kauf­
verträge, Lohnabrechnungen, Quittun­
gen, Krankenscheine, Stempelkarten, 
Steuerbücher, Umsatzsteuerhefte, Ren­
tenbescheide, Bescheinigungen über son­
stige Unterstützungen (insbesondere Ar­
beitslosen- und Krisenunterstützung des 
Arbeitsamtes); bei schwebenden Konkur­
sen und Vergleichsverfahren sowie bei 
Zwangs Verwaltungen Auskünfte der Ver­
walter; bei Geschäftsleuten die Geschäfts­
bücher oder eine ordnungsmäßige Bilanz. 
Bei Inhabern kleiner Geschäfte genügen 
fast immer die Umsatzsteuerveranlagun­
gen, da hiernach im allgemeinen der Ver­
dienst sich errechnen läßt.

(20) Soweit die Angaben nicht an Hand 
von Unterlagen zweifelsfrei festgestellt 
werden können, müssen sie durch den 
der Sondergruppe zugcteilten Berufspfle­
ger sorgfältig nachgeprüft werden. Dieser 
darf sich nicht darauf beschränken, die 
Antragsteller nochmals zu vernehmen, 
sondern er muß eingehende Ermittlungen, 
z. B. bei Hauswirten, Arbeitgebern, 
Dienstherrschaften usw., anstellen. Er 
muß sich in den Wohnungen oder Ge­
schäftsräumen der Antragsteller ein Ur­
teil darüber bilden, ob die gemachten An­
gaben auf Wahrheit beruhen. Uber das 
Ergebnis der Ermittlungen ist in Spalte 3 
des Vordrucks zu berichten. Darüber 
hinaus ist auf besonderem Bogen gege­
benenfalls zu berichten, wenn im Haus­
halt wertvolle Einrichtungsgegenstände, 
insbesondere Schmuck, Gemälde u. a., 
vorhanden sind oder nach der Lebenshal­
tung allgemein eine Notlage nicht anzu­
nehmen ist.

(21) Es sind nach Möglichkeit ferner 
Erhebungen über die allgemeine Lebens­
haltung des Antragstellers und seiner Fa­
milie anzustellen (insbesondere dann, 
wenn der Aufwand der Lebenshaltung in 
keinem Verhältnis zu den Gerichts- und 
Anwaltskostcn des Prozesses steht).

(22) Regelmäßig ist ein Hausbesuch 
dann zu machen, wenn der Antragsteller 
eine seinen wirtschaftlichen Verhältnissen

nicht entsprechende große oder teure 
Wohnung inne hat. Etwa von dem An­
tragsteller sonst namhaft gemachte Zeu­
gen sind nur in besonderen Fällen zu 
befragen.

(23) Wird der Antragsteller laufend un­
terstützt, so dient die Fürsorgeakte als 
Unterlage für die Nachprüfung der An­
gaben.

(24) Die Fürsorgebehörde hat nicht 
zu prüfen, ob die von dem Antragsteller 
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung eine hinreichende Aus­
sicht auf Erfolg bietet und nicht mut­
willig erscheint, ferner nicht, falls es sich 
um einen Ausländer handelt, ob die Ge­
genseitigkeit verbürgt ist. Das ist Auf­
gabe des Prozeßgerichts. Die Erteilung 
des Zeugnisses darf ferner nicht davon 
abhängig gemacht werden, daß zunächst 
die Klage angestrengt wird oder ein Güte- 
verfahren stattgefunden hat. Nur in Pri­
vatklagesachen (vgl. § 380 StPO.) ist dar­
auf hinzuwirken, daß die Antragsteller 
die erfolglose Abhaltung des Sühneter­
mins, dessen geringe Kosten sie regel­
mäßig selbst zu tragen imstande sind, 
zuvor nachweisen. In Ziffer VI des An­
tragvordrucks ist gegebenenfalls zu ver­
merken: Sühneversuch erfolglos.

V. Sonderfälle.
(25) In einigen Fällen muß außer dem 

Vermögen des Antragstellers noch das 
Vermögen anderer Personen der Entschei­
dung zugrunde gelegt werden.

1. Bei der Klage einer Ehefrau müs­
sen stets die Erwerbs- und Vermö­
gensverhältnisse des Ehemannes 
fcstgestcllt werden, weil er regelmä­
ßig die Kosten des Rechtsstreites im 
Rahmen des §1387 BGB. tragen muß, 
auch, wenn er selbst verklagt werden 
soll.

2. Bei der Klage eines Ehemannes 
können nach § 1416 BGB. die Kosten 
eines Rechtsstreites des Ehemannes 
dem Vorbehaltsgut der Frau zur Last 
fallen. Wenn erwartet wird, daß Vor­
behaltsgut vorhanden ist, ist festzu- 
stellen, in welchem Güterrecht die 
Eheleute leben, ob sie einen Güter­
rechtsvertrag abgeschlossen und ob 
sie vor oder nach 1900 geheiratet 
haben. Auch der Ort der Eheschlie­
ßung ist aufzunchmen.

Die Erwerbs- und Vermögensver- 
hältnissc des geschiedenen Ehegat­
ten, gegen den eine Unterhaltsklage
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angestrengt werden soll, sind nicht 
festzustellen. Ebenso sind in solchem 
Falle die Erwerbs- und Vermögens- 
Verhältnisse unterhaltspflichti­
ger Angehöriger des Antragstellers 
nicht festzustellen; es genügt die 
Feststellung, ob und in welchem Um­
fange sie den Antragsteller unter­
stützen.

Bei einer Klage in Ehesachen ist 
die Staatsangehörigkeit der Parteien, 
zu ermitteln und auf dem Zeugnis 
zu vermerken.

3. Bei Minderjährigen, die unter el­
terlicher Gewalt stehen, muß folgen­
des beachtet werden:

a) Soweit das Kind seihst nach 
§§ 112, 113 BGB., §§ 7, 8 See­
mannsordnung vom 2. 6. 1902 in 
Verbindung mit § 52 Abs. 1 
ZPO. prozeßfähig ist, handelt es 
sich um Angelegenheiten des 
freien Kindesvermögens (§ 1651 
Ziff. 1 BGB.). Für die Erteilung 
des Armutszeugnisses ist die 
Höhe des ganzen Kindesvermö­
gens, also auch desjenigen Kin­
desvermögens in Betracht zu 
ziehen, das der Nutznießung des 
Inhabers der elterlichen Gewalt 
unterliegt, nicht aber das Ver­
mögen des Inhabers der elter­
lichen Gewalt.

b) Klagt im Namen des Kindes der 
Inhaber der elterlichen Gewalt, 
so ist weiter zu unterscheiden:
aa) Der Rechtsstreit betrifft nur 

das freie Kindesvermögen 
(§§ 1650, 1651 BGB.). Dazu 
gehört, abgesehen von den 
zum eigenen Gebrauch des 
Kindes bestimmten Sachen, 
u. a. der Arbeitsverdienst 
des Kindes und was dem 
Kinde von einem Dritten 
unter der Bedingung, daß 
es freies Kindesvermögen 
werde, zugewendet wird. 
Für die Erteilung des Ar­
mutszeugnisses ist die 
Höhe des ganzen Kindes­
vermögens (ebenso wie im 
Falle a) in Betracht zu zie­
hen.

bb) Der Rechtsstreit betrifft das 
der Nutznießung des Inha­
bers der elterlichen Gewalt 
unterworfene Vermögen oder

persönliche Angelegenheiten 
des Kindes (diese haben zu 
dem sog. freien Klindesver­
mögen regelmäßig keine Be­
ziehung, z. B. Schadener­
satzansprüche wegen Kör­
perverletzung usw.). Für 
die Erteilung des Armuts­
zeugnisses ist das ganze 
Kindesvermögen und das 
ganze Vermögen des Inha­
bers der elterlichen Gewalt 
in Betracht zu ziehen, da die 
Kosten des Rechtsstreites 
zu den von ihm zu tragen­
den Lasten gehören (§ 1654 
Satz 3 BGB.).

VT. Verfahren in der Rechts­
abteilung.

(26) Die Rechtsabteilung der Fürsorge­
behörde hat das Armutszeugnis zu ertei­
len, wenn und soweit der Antragsteller 
nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen zur 
Tragung der Prozeßkosten außerstande 
ist.

(27) Für Klagen in Ehesachen wird 
im allgemeinen das Armutszeugnis bei 
einem Monatsbruttoeinkommen bis zu 
RM 300 erteilt, im Ausnahmefalle auch 
bei höherem Einkommen, wenn besondere 
Verhältnisse vorliegen, z. B. bei einer kin­
derreichen Familie, bei Verschuldung, 
Lohn- oder Gehaltsabzügen, verhältnis­
mäßig hoher Wohnungsmiete (aber nur, 
wenn ein langfristiger Mietevertrag ge­
schlossen ist) und ähnlichen Fällen.

(28) Für die Beurteilung von Anträgen 
in anderen Sachen gibt diese Abgrenzung 
nur einen gewissen Anhalt, weil in jedem 
Falle neben den persönlichen Verhält­
nissen der Streitwert und die davon ab­
hängige Höhe der Prozeßkosten besonders 
zu berücksichtigen sind.

(29) Die Entscheidung ist im wesent­
lichen eine Ermessensfrage, die für die 
Gewährung des Armenrechts nicht ohne 
weiteres maßgebend ist, weil das Gericht 
das Armutszeugnis pflichtgemäß nachzu­
prüfen hat.

(30) Falls anzunehmen ist, daß der An­
tragsteller wenigstens einen Teil der Ko­
sten selbst tragen kann, so ist aufzuneh­
men, welchen bestimmten Betrag, 
nicht welchen Bruchteil der Kosten, der 
Antragsteller sofort oder in Raten zahlen 
kann.
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VII. Bewilligung des Armenrechts.
(31) Die Bewilligung des Armenrechts 

ist Sache des Prozeßgerichtes. Der An­
tragsteller ist auch bei Bewilligung des 
Armenrechts im Falle seines Unterliegens 
nicht davor geschützt, dem obsiegenden 
Gegner die diesem erwachsenen Kosten 
zu ersetzen. Dieser kann wegen seines 
Kostenerstattungsanspruchs auch gegen 
die arme Partei die Zwangsvollstreckung 
betreiben.

Die Schnellhefter der zu vernichtenden 
Akten sind wieder zu verwenden. Der 
Verkauf bzw. die Einstampfung dieser 
Fürsorgeakten erfolgt durch St. A. 10, 
dem entsprechende Mitteilung zuzuleiten 
ist.

Für die laufende ordnungsmäßige 
Durchführung dieser Anweisung sind die 
zuständigen Kreisstellenleiter dem Amts­
leiter verantwortlich.

Mit der Einrichtung der Altablage ist 
sofort zu beginnen.

Diese Regelung gilt nicht bezüglich der 
Anweisung über die Aufbewahrung und —Akten der Anstaltsfürsorge.
Vernichtung der abgelegten Fürsorge- J.
akten in einem großstädtischen Wohl- Ail u W. ^ ... . , . ,

fahrtsamt IJausordnung für das Stadt. Arbeits- und
Bewahruiigshaus in Berlin.

Für die abgelegten Fürsorgeakten be- / k * A n. 
steht eine Altablage, in der die abgc- y fC /' ^ ** ^ ^8
schlossenen Fürsorgeakten solange auf-
bewahrt werden, bis nach den unten­
stehenden Bestimmungen die Vernich­
tung eifolgen kann.

In der Altablage sind die Fürsorge­
akten laufend numeriert. Über die Für­
sorgeakten der Altablagc wird eine al­
phabetisch geordnete Suchkartei geführt, 
zu der die abgegebene und mit der neuen 
Akten-Nummer versehene Karteikarte der 
Sachbearbeiterkarte: zu verwenden ist.

Jährlich im Juli/August haben die 
Sachbearbeiter ihre Fürsorgeakten einer 
genauen Durchsicht zu unterziehen und 
festzustellen, welche Fürsorgeakten ab­
geschlossen sind. Die abgeschlossenen 
Akten sind auszusondern und durch die 
Hand des Kreisstellenleiters der Altablage 
zu übersenden. Die Karteikarte der 
Sachbearbeiterkartei ist der Akte bei­
zufügen.

Jährlich im Juni/Juli hat der die Alt­
ablagc verwaltende Beamte eine Durch­
sicht der Altablage vorzunchmen und zu 
prüfen, ob und welche Fürsorgeakten 
vernichtet werden können.

Es sind zu vernichten:
1. diejenigen Fürsorgeakten, die nach 

dem Ablege vermerk 10 Jahre la­
gern:

2. Fürsorgeakten von verstorbenen 
Fürsorgeempfängern nach Ablauf 
von 5 Jahren nach dem Todestag.

Sofern Kosten nicht entstanden sind, 
sind die Fürsorgeakten nach Ausson­
derung sofort zu vernichten.

Die Karteikarten der zu vernichtenden 
Fürsorgeakten sind aus der Suchkartei 
zu entnehmen und zu vernichten.

;s-

Aufnahme:
1. Für alle Häuslinge des Städt. Ar­

beits- üfad Bewahrungshauses gelten die 
Bestimmungen dieser Hausordnung, so­
weit nicht für einzelne Gruppen besondere 
Vorschriften getroffen sind.

2. Das Städt. Arbeits- und Bewahrungi 
haus dient der Unterbringung von Män­
nern und Frauen, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, auf Grund

1. von § 42 des Strafgesetzbuchs,
2. von § 20 der Verordnung über die 

F ürsorgepflicht,
3. von §§ 11—13 der Reichsgrundsätze 

über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge.

§2.
Einteilung in Abteilungen:

Die Häuslinge werden in folgende Ab­
teilungen eingeteilt:

1. arbeitsfähige Männer,
2. arbeitsunfähige Männer,
3. arbeitsfähige Frauen,
4. arbeitsunfähige Frauen.

§3.
Zweck der Unterbringung:

1. Die Unterbringung soll die Häuslinge 
vor Verwahrlosung und Straffälligkeit be­
wahren und damit die Volksgemeinschaft 
vor Schaden schützen. Zu diesem Zwecke 
sollen die Häuslinge an Zucht und Ord­
nung, an Sauberkeit und vor allem an 
geregelte Arbeit gewöhnt werden; es soll 
ihr Gemeinsinn geweckt und gestärkt 
werden, damit sie sich wieder in das freie 
Gemeinschaftsleben des Volkes zuchtvoll 
einord nen können. Die Häuslinge müssen
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die zugewiesenen Arbeiten ausfübren, da­
mit sie durch ihre Arbeit die Kosten der 
Unterbringung, die von der Volksgemein­
schaft getragen werden, nach Möglichkeit 
selbst aufbringen. Auch die in der Ab­
teilung für Arbeitsunfähige Untergebrach­
ten sind nach Maßgabe ihrer Leistungs­
fähigkeit zu leichten Arbeiten heranzu­
ziehen.

2. Den Häuslingen werden nur die Be­
schränkungen auferlegt, die der Zweck 
der Maßregel und die Sicherheit und Ord­
nung der Anstalt erfordern.

§4.
Arbeitsleistungen:

Bei Zuweisung der Arbeit wird, soweit 
möglich, auf Kenntnisse und Fähigkeiten, 
Gesundheitszustand, Lebensalter, Beruf 
und Bildungsgrad Rücksicht genommen. 
Frauen sind möglichst in hauswirtschaft­
lichen Arbeiten auszubilden.

§5.
Arbeitsbelohnung:

1. Für die geleistete Arbeit erhalten die 
Häuslinge Arbeitsbelohnungen, die zur 
Hälfte als Hausgeld, zur Hälfte als Rück­
lage gutgeschrieben werden.

2. Ein Rechtsanspruch auf die gutge- 
schricbcnen Beträge steht den Häuslingen 
nicht zu. Insbesondere können von den 
gutgeschriebenen Beträgen abgeschrieben 
werden

a) Ersatzleistungen für Schäden, die 
vorsätzlich oder fahrlässig angerich­
tet werden,

b) Kosten, die durch Entweichung und 
Wiederzuführung entstehen.

3. Bei Entlassung von Häuslingen kann 
ein Teilbetrag in bar ausgezablt, der Rest 
einer Fürsorgestelle überwiesen werden.

§6-
Hauskleidung und eigene 

Kleidung:
1. Bei der Aufnahme erhält jeder Häus­

ling Hauskleidung und Wäsche. Alle Ge­
genstände sind schonend zu behandeln.

2. Alle mitgebrachten eigenen Sachen 
(Kleidung, Wäsche und Wertgegenstände) 
werden aufbewahrt und bei der Entlas­
sung zurückgegeben. Diese eigenen Sa­
chen werden an dritte Personen (z. B. 
Angehörige) vor der Entlassung nicht 
herausgegeben.

§7.
Ärztliche Untersuchung und 

Krankmeldung:
1. Die Häuslinge werden nach der Auf­

nahme dem Anstaltsarzt zur Unter­
suchung vorgestellt.

2. Wer sich krank fühlt oder den Arzt 
befragen will, hat sich bei seinem Ab­
teilungsführer zu melden.

3. Die ärztlichen Vorschriften sind zu 
befolgen.

4. Für die Behandlung der Zähne und 
für den notwendigen Zahnersatz wird von 
der Anstalt gesorgt. Die hierdurch ent­
stehenden Kosten werden nach Möglich­
keit aus der Arbcitsbelohnung bestritten.

§8.
Reinlichkeit:

1. Spuren von Ungeziefer, insbesondere 
am Körper, Bett, an den Kleidern, sind 
dem Abteilungsführer sofort anzuzeigen.

2. Das Ausspucken auf dem Fußboden 
ist verboten. Speisereste, Abfälle usw. 
dürfen nur in die dafür vorgesehenen Be­
hälter geworfen werden.

3. Morgens und abends muß sich jeder 
im Waschraum das Gesicht, den Ober­
körper, die Hände und Zähne reinigen 
und die Haare kämmen. Vor jeder Mahl­
zeit sind die Hände zu waschen.

4. Die Häuslinge erhalten wöchentlich 
1 Brausebad.

5. Schränke 6ind in geordnetem und 
sauberem Zustande zu halten und jeder­
zeit zur Nachprüfung zu öffnen.

§9-
Geistige und körperliche 

Schulung:
1. Alle Häuslinge haben an den gemein­

samen Veranstaltungen teilzunchmen, so­
weit sie nicht durch Krankheit verhindert 
sind oder ausgeschlossen werden.

2. Die vom Anstaltsleiter bestimmten 
Häuslinge sind verpflichtet, am Unter­
richt, am Turnen sowie am Ordnungs­
dienst teilzunchmen.

§ io.
Bücherei:

Jeder darf aus der Anstaltsbücherei 
zweimal wöchentlich Bücher nach eigener 
Wahl entleihen. Die Bücher dürfen nicht 
beschmutzt oder beschädigt werden.
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Seclßorge: Anstaltsgeistlicher und 
Gottesdienst:

1. Am Gottesdienst oder sonstigen 
kirchlichen Veranstaltungen können die 
Häuslinge nach ihrem religiösen Bekennt­
nisse tcilnehmen.

2. In seelsorgerischen Angelegenheiten 
können sie sich an den Anstaltsgeistlichen 
wenden.

§ 12.

Entlassungen:
1. Entlassungen werden von den An­

staltsfürsorgern vorbereitet.
2. Wer die Anstalt ohne vorher bean­

tragte Genehmigung des Leiters verläßt, 
wird in Berlin von allen Fürsorgeleistun­
gen anderer Stellen ausgeschlossen.

§11-

§13.
Allgemeine

Verhaltungsvorschriften:

1. Die Bediensteten der Anstalt sind 
mit dem deutschen Gruß zu grüßen.

2. Die Häuslinge haben die Tagesord­
nung innczuhaltcn.

3. Der Besitz von Geld, Messern, 
Stricken und Eisengeräten ist verboten.

4. Alkoholische Getränke und andere 
Rauschmittel dürfen die Häuslinge nicht 
zu sich nehmen und sich auch nicht heim­
lich verschaffen.

5. Die unter das Strafgesetz fallenden 
Glücksspiele sind verboten.

6. Raucherlaubnis besteht nur für die 
Männer, und zwar nur außerhalb der Ar­
beitszeit nach näherer Anweisung des An­
staltsleiters.

7. Mit Feuer und Licht ist vorsichtig 
umzugehen. Wird ein Schadenfeuer be­
merkt, so ist sofort der nächste Anstalts- 
bedienstctc in Kenntnis zu setzen. Bricht 
in der Nacht Feuer aus, so hat jeder sofort 
das Bett zu verlassen, sich anzuklcidcn 
und in Ruhe weitere Anordnungen abzu- 
warten.

8. Zu der in der Tagesordnung fest­
gesetzten Zeit haben die Häuslinge den 
Schlafraum aufzusuchen, sich zu entklei­
den, die Kleider geordnet aufzubewahren 
und sich ins Bett zu legen. Während der 
Schlafzeit hat Ruhe zu herrschen.

9. Den Häuslingen ist jeder Handel 
untereinander und mit Dritten untersagt.

§ 14.
Besuche:

1. Jeden ersten Sonntag im Monat und 
am ersten Oster-, Pfingst- und Weih­
nachtsfeiertag können männliche Häus­
linge von 10,30—11,30 Uhr, weibliche 
Häuslinge von 14,30—15,30 Uhr von den 
nächsten Angehörigen, Eltern, Geschwi­
stern und Vormündern Besuch erhalten. 
Die darüber hinausgehenden Besuchszei­
ten regelt der Anstaltsleiter.

2. Sämtliche Besucher werden in das 
Besuchsbuch eingetragen. Zugang zur 
Anstalt erfolgt nur durch den Hauptein­
gang.

3. Alle Besuche können von einem An- 
staltsbedienstetcn überwacht werden. 
Geld, Lebensmittel und sonstige Gegen­
stände dürfen den Häuslingen von den 
Besuchern nicht mitgebracht werden. 
Ausnahmen bedürfen der Genehmigung 
des Anstaltsleiters.

4. Heimliche Zusteckercien ziehen Haus­
verbot für die Besucher nach sich.

§ 15.
Postverkehr:

1. Der Briefwechsel wird vom Anstalts­
leiter überwacht. Alle 14 Tage darf nur 
eine Postsache abgeschickt werden — 
Ausnahmen bedürfen der Genehmigung 
des Anstaltsleiters.

2. Zurückgehaltene Briefe werden zu 
den Akten des Häuslings genommen.

§ 16.
Gesuche und Beschwerden:

1. Anliegen und Beschwerden sind dem 
zuständigen Abteilungsleiter, Gruppen­
führer, dem Fürsorger oder dem Leiter 
in der Sprechstunde vorzutragen. Nie­
mand darf sich wegen eines ihm vermeint­
lich zugefügten Unrechtes selbst Genug­
tuung verschaffen. Er muß vielmehr den 
Weg der Beschwerde beechreiten.

2. Über Beschwerden entscheidet der 
Anstaltsleiter. Beschwerden über diesen 
sind an den Oberbürgermeister (Landes- 
Wohlfahrts- und Jugendamt) zu richten.

3. Jeder Auftrag muß zunächst aus­
geführt werden. Fühlt sich jemand be­
schwert, so kann er erst nach 24 Stunden 
seine Beschwerde anbringen.

4. Beschwerden und Eingaben an dritte 
Stellen, die nach Form oder Inhalt be­
leidigend, strafbar oder sittenwidrig ßind, 
ferner solche, die geeignet sind, die Ord­
nung oder Sicherheit der Anstalt zu stören
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oder Entweichungen zu fördern, werden 
nicht weitergeleitet. Die Zurückhaltung 
eines solchen Schriftstückes und ihr 
Grund werden dem Häusling mitgeteilt.

§17.
Beurlaubungen:

1. Über Urlaubsgesuche entscheidet der 
Anstaltsleiter.

2. Nach § 42 d StGB. Untergebrachte 
können nur mit Zustimmung des ein­
weisenden Gerichts beurlaubt werden.

§ 18.
Sicherungsmaßnahmon und 

Hausstrafen:
Gegen Häuslinge, die gegen die allge­

meinen gesetzlichen Vorschriften, gegen 
die Hausordnung oder gegen Sitte und 
Anstand verstoßen, kann der Anstalts­
leiter Hausstrafen verhängen:

Als Hausstrafen sind zulässig:
1. Verweis;
2. Beschränkung oder Entziehung haus­

ordnungsmäßiger V ergiinstigungen;
3. Beschränkung oder Entziehung der 

Beleuchtung in der Zelle auf die 
Dauer bis zu vier Wochen;

4. Beschränkung oder Entziehung der 
Erlaubnis, Besuche zu empfangen, 
oder der Erlaubnis, in anderen als 
den im § 16 bezeichneten Fällen 
Briefe abzusenden und zu empfan­
gen, auf die Dauer bis zu drei Mo­
naten ;

5. Beschränkung oder Entziehung der 
Erlaubnis, die Bücherei zu benutzen, 
auf die Dauer bis zu drei Monaten;

6. Beschränkung oder Entziehung der 
Erlaubnis, sich Zusatznahrungsmit­
tel anzuschaffen, auf die Dauer bis 
zu drei Monaten;

7. Beschränkung oder Entziehung der 
Verfügung über das Hausgeld auf 
die Dauer bis zu vier Wochen;

8. Beschränkung oder Entziehung der 
Erlaubnis zum Aufenthalt im Freien 
auf die Dauer bis zu einer Woche;

9. Entziehung des Bettlagers auf die 
Dauer bis zu einer Woche;

10. Schmälerung der Kost auf die Dauer 
bis zu einer Woche;

11. Arrest auf die Dauer bis zu vier 
Wochen.

Die Anordnung und der Vollzug der 
Hausstrafen wird vom Anstaltsleiter in 
ein Strafbuch eingetragen.

Als Sicherungsmaßnahme ist in beson­
ders dringlichen Fällen, insbesondere bei 
gefährlichen Erregungszuständen, Fesse­
lung zulässig.

Berlin, den 26. Juni 1937.
Der Oberbürgermeister.

I. V.:
Spiewok.

Die vorstehende Hausordnung wird 
hiermit gemäß Ermächtigung des Herrn 
Reichs- und Preuß. Ministers des Innern 
auf Grund des § 28 der Preuß. Ausfüh­
rungsverordnung zur Fürsorgepflichtver­
ordnung staatsaufsichtlich genehmigt, 
nachdem auch der Herr Generalstaats­
anwalt bei dem Kammergericht Berlin 
zufolge Ermächtigung des Herrn Reichs­
ministers der Justiz der vorliegenden Fas­
sung dieser Hausordnung zugestimmt hat.

Berlin, den 5. Mai 1937/15. Juni 1937. 
Der Stadtpräsident 

der Reichshauptstadt Berlin.
Im Aufträge: 

gez. von Goßlar.

Abweisung auf Grund des § 4 des 
Freizügigkeitsgesetzes.

Nach dem Freizügigkeitsgesetz vom 
1. November 1867 unterliegt die Frei­
zügigkeit insoweit gewissen Einschrän­
kungen, als nach § 4 des Gesetzes unter 
gewissen Voraussetzungen den Gemeinden 
das Recht zusteht, Neuzuziehendc abzu­
weisen oder Neuzugezogenen den weiteren 
Aufenthalt in der Gemeinde zu versagen. 
Als das Freizügigkeitsgesetz in Kraft trat, 
waren im allgemeinen die Gemeinden die 
Träger der Wohlfahrtspflege, zu denen 
auch die Armenpflege gehörte. § 9 des 
Gesetzes bestimmte nun, daß da, wo 
andere Organe als die Gemeinden Träger 
der Wohlfahrtspflege seien, z. B. selbstän­
dige Gutsbezirke, diesen die durch das 
Gesetz den Gemeinden verliehenen Rechte 
zuständen. Welche Rechte hierzu ge­
hören, ist im Freizügigkeitsgesetz nicht 
ausdrücklich bestimmt und deshalb in 
Literatur und Rechtsprechung bestritten. 
Die herrschende Meinung geht aber dahin, 
daß auch das Abweisungsrecht aus § 4 
des Gesetzes den vorerwähnten Ver­
bänden zusteht. Durch die Fürsorgever­
bandsordnung vom 28. März 1925 ist nun 
die Wohlfahrtspflege auf die Bezirks ver­
bände übergegangen, die damit nach den
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obigen Ausführungen auch das Recht zur 
Abweisung Neuzuziehender gemäß § 54 
des Freizügigkeitsgesetzes erlangt haben.

Nunmehr ist aber die Frage aufge­
taucht, ob und inwieweit das Recht aus 
§ 4 des Freizügigkeitsgesetzes gleichwohl 
noch den Gemeinden verblieben ist. Eine 
sächsische Gemeinde hatte einen Neuzu­
ziehenden gemäß § 6 des Gesetzes ab­
gewiesen. Der Abgewiesene berief sich 
darauf, daß die Gemeinde überhaupt 
nicht mehr berechtigt sei, ihn abzuweisen, 
und erhob Klage im Verwaltungsstrcit- 
verfahren. Das Oberverwaltungsgericht 
Dresden entschied aber unter dem 14. Mai 
1936 (Nr. 13 II 1935), daß die Gemeinde 
zu der Abweisung berechtigt gewesen sei. 
Die grundsätzlich wichtige Begründung 
lautet, nachdem das Oberverwaltungs­
gericht die Entwicklung der Gesetzge­
bung in der Wohlfahrtspflege dargelegt 
hat, wie folgt:

„Das Freizügigkeitsgesetz gewährt die 
Befugnis in § 4 den Gemeinden. In § 9 
ist weiter vorgeschrieben, daß, was „vor­
stehend“ von den Gemeinden bestimmt 
ist, an den Orten, wo die Last der öffent­
lichen Armenpflege verfassungsmäßig 
nicht der örtlichen Gemeinde, sondern 
anderen gesetzlich anerkannten Verbän­
den obliegt, auch von diesen Verbänden 
gilt sowie von den keinem Gemeindever­
band angehörenden Gutsbezirken.

Welche Bestimmungen danach auf 
diese Verbände und Gutsbezirke auszu­
dehnen sind, ist in der Begründung zu 
dem Entwürfe des Gesetzes nicht gesagt. 
Die Reichstagskommission, die mit der 
Vorberatung des Gesetzentwurfes beauf­
tragt gewesen ist, scheint angenommen zu 
haben, daß nur § 8 gemeint ist. Denn in 
ihrem Berichte heißt es, daß § 8 des 
Regierungsentwurfes (= § 9 des Gesetzes) 
die in dem § 7 (= § 8 des Gesetzes) für 
die Gemeinden getroffenen Vorschriften 
auch auf die Armenverbände und Guts­
herrschaften ausdehne, die in einzelnen 
Fällen die Aufgaben der Gemeinden er­
füllten. Im Gesetze selbst findet die Auf­
fassung jedoch keine Stütze. Die Fassung 
des § 9 und seine Stellung im Gesetz 
sprechen im Gegenteil gegen die Auf­
fassung. Denn seiner Fassung nach und 
zufolge seiner Stellung im Gesetz ist § 9 
auf alle Bestimmungen zu beziehen, die 
in den vorangehenden Vorschriften für 
die Gemeinden getroffen sind. Nach An­
sicht d -8 Oberverwaltungsgerichts ist cs

daher gerechtfertigt, auch den die Ab­
weisungsbefugnis der Gemeinden regeln­
den § 4 auf die in § 9 bezeichneten Ver­
bände und Gutsbezirke auszudehnen.

Durch die Fürsorgeverbandsordnung 
und das dazu ergangene Wohlfahrts­
pflegegesetz vom 28. März 1925 ist die 
öffentliche Wohlfahrtspflege, die nach 
§ 1 Abs. 2 Fürsorgeverbandsordnung die 
Armenfürsorge mit umfaßt, in den Land­
bezirken auf die Bezirksverbände als 
Bezirksfürsorge verbände übergegangen. 
Diese Bezirksfürsorgeverbände sind da­
nach Verbände i. S. des § 9 Freizügigkeits­
gesetz. In bezirksangchörigen Gemeinden 
ist infolgedessen für Abweisungen nach 
§ 4 Freizügigkeitsgesetz an sich nicht die 
Gemeinde, sondern der Bezirksfürsorge­
verband zuständig. Die bezirksangchö­
rigen Gemeinden sind aber nach § 7 
Wohlfahrtspflegegcsetz an der Durch­
führung der Wohlfahrtspflege beteiligt. 
Kraft der ihnen hiernach gesetzlich zu- 
stchcnden Mitwirkung haben sie die Für- 
sorgegeschäfte zu erledigen, die keinen 
Aufschub dulden. Hierauf beruht bei­
spielsweise ihre Pflicht, in dringenden 
Fällen vorläufige Fürsorge nach § 7 
Abs. 1 Fürsorgeverbandsordnung zu ge­
währen. Eine beschleunigte Erledigung 
ist auch bei Abweisungen nach § 4 Frei­
zügigkeitsgesetz geboten, da eine solche 
Abweisung nur verfügt werden kann, so­
lange der Zugezogene noch „neu Anzie­
hender“ im Sinne der Vorschrift ist. Der­
artige Abweisungen gehören infolgedessen 
zu den Geschäften, die die bezirksange- 
hörigen Gemeinden kraft der ihnen ge­
setzlich zustehenden Mitwirkung bei den 
Fürsorgegeschäften zu erledigen haben. 
Diese Auffassung stimmt im Ergebnis mit 
der vom Reichs- und Preußischen Minister 
des Innern vertretenen Ansicht überein. 
Im Streitfall war hiernach der Gemeinde­
rat zu C. berechtigt, die Abweisung des 
Klägers auszusprechen/4 P. S.

Inwieweit gehen Schadensersatzansprüche 
eines Verletzten gegen den Schädiger auf 
die Versiclierungsträgcr und die öffentliche 

Fürsorge über?
Ein Arbeitsloser wurde am 13. Juni 

1933 durch einen Kraftwagcnunfall so 
schwer verletzt, daß er Invalide wurde. 
Er lag bis zum September 1934 im Städti­
schen Krankenhaus. Wenn der Unfall 
nicht passiert wäre, hätte er am 8. No­
vember 1933 wieder Arbeit finden können.
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Die Kosten für seine Krankenhausbehand- 
lung hatte zunächst die Allgemeine Orts­
krankenkasse der Stadt Fr. bis zum 
12. Dezember 1933 getragen, dann trat 
das städtische Wohlfahrtsamt (Fürsorge­
verband) bis zum 1. Mai 1934 ein, von 
diesem Zeitpunkt an bezog der Verletzte 
Invalidenrente in Höhe von 47,20 RM 
monatlich. Er erhob nun gegen den 
Kraftwagenführer und den Kraftwagen- 
haltcr wegen der Folgen seiner Verletzung 
Schadensersatzklage gemäß § 843 BGB. 
Die Beklagten bestritten an sich ihre 
Schadensersatzpflicht nicht; aber es 
fragte sich, inwieweit der Verletzte noch 
berechtigt war, die Schadensersatzan­
sprüche persönlich cinzuklagen, und in­
wieweit er das nicht durfte, weil seine 
Ansprüche auf öffentliche Versicherungs­
träger, nämlich die Allgemeine Orts­
krankenkasse und die Badische LVA., 
sowie auf das städtische Wohlfahrtsamt 
übergegangen waren.

Das Obcrlandesgericht Karlsruhe ent­
schied unter dem 18. Dezember 1935 
(2 U 119/35), daß dem Kläger grund­
sätzlich bis zum 65. Lebensjahr eine Scha­
densrente gemäß § 843 BGB. zustche und 
in welchem Umfange und unter welchen 
Voraussetzungen dieser Anspruch auf die 
oben erwähnten Versicherungsträger über­
gegangen sei, cs sagt:

,Was diesen Übergang anbclangt, so 
zu unterscheiden zwischen der Stellung 

der Allgemeinen Ortskrankenkasse Fr. 
und der LVA. Baden einerseits, hinsicht­
lich derer §§ 1542, 1524 Reichsversichc- 
rungsordnung maßgebend 6ind, und zwi­
schen der des Städtischen Wohlfahrtsamts 
Fr. andererseits, hinsichtlich dessen § 21a 
der Fürsorgepflichtverordnung gilt. Nach 
§ 1542 Rcichsvcrsicherungsordnung ist 
der Schadensersatzanspruch des Klägers 
gegen die Beklagten auf die Allgemeine 
Ortskrankcnkassc und die LVA. Baden 
insoweit übergegangen, als sie dem Kläger 
nach der Reichsversicherungsordnung Lei­
stungen zu gewähren haben und hatten. 
Nach feststehender Rechtsprechung ist 
der Anspruch insoweit unmittelbar nach 
dem Unfall von dem Kläger auf die Vcr- 
sichcrungsträger übergegangen, so daß 
der Kläger den Anspruch soweit nicht 
mehr selbst geltend machen kann. Im 
übrigen ist hinsichtlich des Übergangs 
folgendes zu betonen:

Eine dem Berechtigten vom Schadens­
ersatzpflichtigen zu leistende Rente ist

nur zu verrechnen auf die Leistungen des 
Versicherungsträgers, die dieser zur Siche­
rung des Lebensunterhaltes des Berech­
tigten gemacht hat oder noch zu machen 
hat. Die Schadensrente ist also auf eine 
Invalidenrente zu verrechnen oder auf 
Zahlungen, welche etwa die Krankenkasse 
zum Zwecke der Verpflegung des Berech­
tigten im Krankenhause geleistet hat. 
Dabei ist wieder zu betonen, daß nur die­
jenigen Leistungen miteinander zu ver­
rechnen sind, die in einem gleichen Zeit­
punkte erwachsen und einander gegen­
überstehen. Es kann also, wenn etwa die 
Schadensrente kleiner ist als die Inva­
lidenrente, nicht verlangt werden, daß die 
nach Beendigung der Invalidenrente noch 
fällig werdenden Beträge der Schadens­
rente noch dazu verwendet werden, den 
Rest der Invalidenrente nachträglich zu 
decken. Ferner steht fest, daß zunächst 
zu ermitteln ist, wie hoch die Schadens- 
rentc des Geschädigten ist unter Berück­
sichtigung seines eigenen Verschuldens. 
Dieser Betrag ist mit der ungekürzten 
Invalidenrente zu vergleichen.

Der Kläger hat, wie schon erwähnt, 
keine Heilungskosten eingeklagt. Die 
Leistungen der Allgemeinen Ortskrankcn­
kassc sind aber zweierlei Art. Sie hat 
Leistungen gemacht für die Kranken­
pflege und für den Unterhalt des Klägers 
im Krankenhaus. Nur die Leistungen für 
die Krankenpflege sind Heilungskosten. 
Sie können nicht auf die vom Kläger 
verlangte Rente für den Verlust an Ar­
beitsverdienst verrechnet werden, wohl 
aber kann dies geschehen hinsichtlich des 
Teils der Leistungen der Allgemeinen 
Ortskrankcnkassc, die für den Unterhalt 
des Klägers gemacht wurden. Die All­
gemeine Ortskrankenkasse hat in der Zeit 
vom 13. Juni bis 12. Dezember 1933 für 
den Kläger 771,60 Reichsmark aufgewen­
det. Ersatz kann sie über nur im Rahmen 
des § 1524 Reichsversicherungsordnung 
verlangen, nämlich 7/g des Grundlohnes 
des Klägers, d. i. 2,10 RM täglich. Darin 
sind enthalten 3/7 mit 0,90 RM für die 
Krankenpflege und 4/7 mit 1,20 RM für 
den Unterhalt des Klägers. Nur der Be­
trag von 1,20 RM täglich kann nach dem 
oben Gesagten auf die Schadensrente ver­
rechnet werden. Der Kläger hat Anspruch 
auf die Schadensrente erst vom 8. Novem­
ber 1933 ab, weil er bis dahin arbeitslos 
gewesen wäre, während er vom 13. Juni 
1933 ab auf Kosten der Allgemeinen Orts­
krankenkasse im Krankenhaus verpflegt

309



wurde. Die Rente, die er für die Zeit 
vom 8. November bis 12. Dezember 1933, 
dem Tage deß Endes der Leistungen der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse, zu bekom­
men hat, muß ganz zur Verrechnung kom­
men auf die Leistungen der AOK. Es 
stehen sich also gegenüber der Betrag der 
Leistungen der AOK. mit 219,60 RM und 
der Betrag der Rente mit 83,50 RM, so 
daß der Kläger selbst nichts mehr zu be­
anspruchen hat.

Vom 1. Mai 1934 an bezieht der Kläger 
die Invalidenrente von 47,20 RM. Zu 
diesem Betrage ist also der Anspruch des 
Klägers gegen die Beklagte auf die Scha­
densrente auf die LVA. Baden überge­
gangen. Der Übergang wirkt so lange, 
bis entweder die Invalidenrente nicht 
mehr zu bezahlen ist oder bis der Kläger 
sein 65. Lebensjahr vollendet hat und 
damit sein Anspruch auf Schadensrente 
erlischt.

Das Landgericht hat zwar die Beklagte 
zur Zahlung des monatlichen Rentenbe­
trages von 47,20 RM an die LVA. Baden 
verurteilt, wie der Kläger beantragt hatte. 
Hierzu ist er nicht berechtigt gewesen, 
weil er den ihm ursprünglich zustchcnden 
Anspruch infolge des Übergangs auf die 
LVA. Baden überhaupt nicht mehr gel­
tend machen konnte . . . Der Kläger war 
also mit der Klage abzuweisen, soweit er 
vom 1. Mai 1934 ab Zahlung von mehr 
als 63—47,20 = 15,80 RM monatlich ver­
langt. Den Betrag von 15,80 RM monat­
lich aber haben die Beklagten bis zum 
vollendeten 65. Lebensjahre an den Klä­
ger zu bezahlen.

Anders verhält es sich hinsichtlich des 
Übergangs der Schadensersatzforderung 
des Klägers auf das Städt. Wohlfahrtsamt 
Fr. Nach § 21a Fürsorgepfiichtvcrord- 
nung kann der Fürsorgeverband, der auf 
Grund der Verordnung über die Fürsorge­

flicht einen Hilfsbedürftigen unterstützt 
at, wenn dieser für die Zeit der Unter­

stützung Rechtsansprüche gegen einen 
Dritten auf Leistung zur Deckung des 
Lebensbedarfs hat, wozu auch die An­
sprüche aus § 843 BGB. gehören, durch 
schriftliche Anzeige an den Dritten be­
wirken, daß diese Ansprüche zum Ersatz

auf ihn übergehen. Hier geht also der 
Ersatzanspruch des Verletzten nicht un­
mittelbar mit dem Unfall auf den Für­
sorgeverband über, sondern erst mit dem 
Zeitpunkt, in dem dieser dem Ersatz­
pflichtigen die vorgeschriebene Anzeige 
macht. Diese Anzeige wurde von dem 
Städt. Wohlfahrtsamt Fr. an die Beklag­
ten und deren Prozeßvertreter im Laufe 
des Rechtsstreits gemacht. Bis dahin 
stand der Anspruch dem Kläger selbst 
zu. Der Übergang auf den Fürsorgever­
band hatte nach § 265 ZPO. auf den Pro­
zeß keinen Einfluß. Der Kläger durfte 
seinen Anspruch weiter verfolgen, aber 
den Klageantrag dahin ändern, daß, so­
weit der Anspruch auf den Fürsorgevcr- 
band übergegangen war, an diesen zu 
zahlen sei. Diesen Antrag hat der Kläger 
in der letzten mündlichen Verhandlung 
gestellt.“

Zum Schluß führt das Oberlandesgc- 
richt dann zahlenmäßig aus, daß das 
Wohlfahrtsamt für den Kläger täglich 
3,95 Mark während der angegebenen Zeit 
ausgegeben habe und daß der Kläger nur 
2,10 Mark täglich von den Beklagten 
zu fordern habe, der ganze Anspruch auf 
das Städtische Wohlfahrtsamt überginge 
und die Beklagten den Betrag von 291,90 
Mark an dieses zu zahlen hätten. P. S.

Maßnahmen der Reichsregierung ' zur 
Fettversorgung der minderbemittelten 

Bevölkerung.
Die von der Reichsregierung zur Ver­

billigung der Speisefette für die minder­
bemittelte Bevölkerung und zur Sicherung 
des Bezugs von Konsummargarine gc- 
troflenen Maßnahmen werden für die 
Monate Oktober, November und De­
zember 1937 fortgeführt.

Künftig können Anstalten der 
öffentlichen und der freien Wohl­
fahrtspflege bis zur Hälfte des voll 
beköstigten Pflege- und Anstalts­
personals Margarincbczugsschcinc er­
halten, soweit im einzelnen Fall ein Be­
dürfnis für den Bezug der Scheine besteht. 
Dabei sind auch die finanzielle Leistungs­
fähigkeit der Anstalt und ihre soziale 
Bedeutung zu berücksichtigen.
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Gesetze, Verordnungen und Erlasse des Staates 
(Reich und Länder)

Ucbergangsbeihilfe und Arbeitslosenunter­
stützung für ehemalige Soldaten.

Erl. d. RuPrAM. v. 7. 8. 1937 — II c Nr. 
4813/37. — (RMBliV. S. 1480): ,

(1) Soldaten, die freiwillig über die aktive 
Dienstpflicht hinaus dienen und dann in Ehren 
entlassen werden, erhalten vom Truppenteil 
eine einmalige Übergangsbeihilfe (Dienstbe­
lohnung) und einen Berechtigungsschein für 
bevorzugte Arbeitsvermittlung. In diesem 
Berechtigungsschein fst vermerkt, daß laufende 
Unterstützung für eine bestimmte Zeit zu 
gewähren ist, wenn der Entlassene nicht so­
gleich Arbeit finden oder ihm Arbeit nicht 
nachgewiesen werden kann. Die laufende 
Unterstützung zahlt das Arbeitsamt.

(2) Zu der Frage, ob und in welcher Höhe 
die genannten Unterstützungen bei der Be­
messung der versicherungsmäßigen, von der 
Hilfsbedürfti(;‘teit abhängigen Arbeitslosen­
unterstützung und der Krisenunterstützung 
anzurechnen ßind, bemerke ich im Einver­
nehmen mit dem RuPrMdl. und dem RKM. 
folgendes:

I. Gegen die Nichtenrechnung der ein­
maligen Übergangsbeihilfe (Dienstbclohnung) 
bei der Hilfsbedürftigkeitsprüfung bestehen 
mit Rücksicht darauf, daß es sich nur um eine 
einmalige Zuwendung handelt, keine Be­
denken.

II. Dagegen muß für die laufende Unter­
stützung der fürsorgerechtliche Grundsatz, 
daß vor der Gewährung der öffentlichen Für­
sorge das gesamte eigene Einkommen einzu­
setzen ist (§ 8 der Reichsgrundsätzc über Vor­
aussetzung, Art und Maß der öffentlichen Für­
sorge1)), aufrechtcrhalten werden. Die laufende 
Unterstützung ist daher bei der Prüfung der 
Hilfsbedürftigkeit des Unterstützungsempfän­
gers selbst, also des ehemaligen Soldaten zu 
berücksichtigen. Dagegen ist sie bei der 
Prüfung der Hilfsbedürftigkeit untcrhalts- 
bercchtigter Familienangehöriger des Unter­
stützungsempfängers außer Betracht zu lassen, 
weil sie aus zweckgebundenen Mitteln der Wehr­
macht gewährt wird.

Verpflichtung der öffentlichen Fürsorge zur 
Ueberaohme von Aufwendungen des Vormunds.
Erl. d. RuPrMdl. an den Regierungspräsi­
denten in Aachen vom 24. 8. 1937 — 

V W 2200/15. 6. 1937. —:
Die Aufwendungen des Vormunds gemäß 

§ 1835 BGB. sind im Falle der Hilfsbedürftig­
keit des Mündels dann von der öffentlichen

l) VgL RGBl. 1931 I S. 441.

Fürsorge zu tragen, wenn sie zur Bestreitung 
des notwendigen Lebensbedarfs des Mündels 
im Sinne des § 6 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge erforderlich waren. Ich verweise 
hierzu auf das Erläuterungsbuch der Reichs­
gerichtsräte zum BGB., 8. Auflage, Anmer­
kung 3 Satz 3 zu § 1835, wo ausgefübrt ist, 
daß der Vormund zur Bestreitung der ihm ob­
liegenden Ausgaben gegebenenfalls öffentliche 
Fürsorge in Anspruch nehmen kann. Ob eine 
Aufwendung des Vormunds unter § 6 aaO. 
fällt, kann nicht allgemein, sondern nur nach 
Lage des Einzelfalles entschieden werden.

Transportkosten für Leichen.
Erl. d. RFSSuChdDtPol. im RMdl. an den 
Regierungspräsidenten in Kassel vom 
2:. 8. 1937 — O.-VuR.Et. 4104—57/37 —:

In den Fällen, in denen die Polizei Leichen 
von Selbstmördern oder von plötzlich auf der 
Straße verstorbenen Personen fortschafft, 
handelt sie als Geschäftsführer ohne Auftrag 
im Sinne der Bestimmungen der §§ 677 bis 
687 BGB. Die Kosten sind von den Erben 
oder sonstigen Verpflichteten zu erstatten. 
Steht nicht mit Sicherheit fest, daß die Polizei 
auf diesem Wege Kostenersatz erhält, so hat 
sie gemäß § 681 Satz 1 BGB. dem nach § 7 
Abs. 1 der Fürsorgepflichtverordnung vor­
läufig fürsorgepflichtigen Bezirksfürsorgever­
band beschleunigt Anzeige zu erstatten, da im 
Falle der Hilfsbedürftigkeit des Verstorbenen 
die öffentliche Fürsorge für die Kosten auf­
zukommen hat (§ 6 Abs. 2 der Rcichsgrund- 
sätze über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge).

Beseitigung der Unfruchtbarkeit bei Frauen. 
Erl. d. RuPrAM. v. 6. 8.1937 — Ila 7734/37 — 

(RAB1. — AN. — S. IV 294): '
Wie das Reichsvcrsichcrungsamt in der Ent­

scheidung 4992 (RABl. — AN. — 1936 S. IV 
232 — EuM. Bd. 39 S. 411 Nr. 124) ausge­
sprochen hat, stellt die Unfruchtbarkeit von 
Ehefrauen, auch ohne duß sie wesentliche Be­
schwerden verursacht oder mit Arbeitsun­
fähigkeit verbunden ist, dann eine Krankheit 
im Rechtssinnc dar, wenn ihre Beseitigung 
durch ärztliche Behandlung möglich und im 
Interesse der Allgemeinheit erwünscht ist. 
Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
haben die Krankenkassen zur Beseitigung der 
Unfruchtbarkeit auf Antrag des Berechtigten 
die gesetz- und satzungsmäßigen Leistungen 
der Familienkrankenpflege oder der Ver­
sichertenkrankenhilfe auf ihre Kosten zu ge­
währen.
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In der Entscheidung des Reichsversiche- 
rungsamts ist die Frage offengelas6en, welcher 
Stelle die hiernach erforderlichen Ermitt­
lungen, von deren Ergebnis die Leistungs­
pflicht der Krankenkasse abhängt, obliegen. 
Nach meinen Bestimmungen über den ver­
trauensärztlichen Dienst in der Krankenver­
sicherung vom 30. März 19361) (RABl. — 
AN. — S. IV 107) unter II Nr. 1 haben die 
im Vertrauens ärztlichen Dienst tätigen Ärzte 
die Krankenkassen bei der Ermittlung und 
Feststellung der Voraussetzungen für die 
Leistungspflicht in den einzelnen Versiche­
rungsfällen zu beraten und zu unterstützen. 
Daher ist es auch Aufgabe des vertrauens­
ärztlichen Dienstes, festzustellen, ob die Un­
fruchtbarkeit einer Ehefrau behebbar ist, ob 
aus gesundheitlichen Gründen keine Bedenken 
gegen die Vornahme der Operation bestehen 
und ob nicht Unfruchtbarkeit des Ehemannes 
vorliegt. Die nach der Entscheidung des 
Reichsversicherungsamts noch notwendige erb­
gesundheitliche Begutachtung obliegt jedoch 
nicht dem vertrauensärztlichen Dienst, sondern 
den Gesundheitsämtern. Der Herr Reichs­
und Preußische Minister des Innern wird diese 
entsprechend anweisen und anordnen, daß 
die Bescheinigung über das Ergebnis der 
Untersuchung kostenlos auszustellen ist. Hält 
das Gesundheitsamt noch ergänzende Unter­
suchungen für notwendig, so wird es sich 
dieserhalb über die in Frage kommende 
Krankenkasse mit dem vertrauensärztlichen 
Dienst in Verbindung setzen.

Ich bitte, diesen Erlaß den Krankenkassen 
und den Landesvcrsicherungsanstalten mit- 
zuteilcn.

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten (hier: 
Schadenersatzansprüche der Krankenkassen 

nach § 1542 der RVO.).
Erl. d. RuPrAM. v. 4. 8. 1937 — Ila 7155/37. 

— (RABl. — AN. — S. IV 293):
Im Schrifttum ist in letzter Zeit die Auf­

fassung vertreten worden, die Krankenkassen 
seien auf Grund der Vorschriften der Reichs- 
versichcrungsordnung nicht nur berechtigt, 
sondern sogar verpflichtet, bei ullen ge- 
schlcchtskrankcn Kassenmitglicdcm nach der 
Ansteckungsquclle zu forschen und, wenn 
möglich, Schadenersatzansprüche nach § 1542 
der Reichsversichcrungsordnung geltend zu 
machen. Vom rein rechtlichen Standpunkt 
aus ist zwar gegen diese Ausführungen wenig 
einzuwenden. Die finanziellen Erfolge der­
artiger Schadenersatzansprüche würden aber 
für die Kassen nur gering sein, und ein solches 
Vorgehen würde sich dahin auswirken, daß 
das Vertrauen der versicherten Bevölkerung 
zu den Kassen untergraben und damit die Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten in ihrem 
Erfolge erheblich beeinträchtigt würde. Auf 
Vorsciilag des Reichsvcrsichcrungsamts, dem

*) Vgl. DZW. XII S. 179.

312

sich sämtliche Spitzenverbände der gesetz­
lichen Krankenkassen und der Ersatzkassen 
angeschlossen haben, bitte ich deshalb darauf 
hinzuwirken, daß die Krankenkassen mit Rück­
sicht auf die sich aus Schadenersatzan­
sprüchen für die Allgemeinheit möglicherweise 
ergebenden schädlichen Auswirkungen von der 
Geltendmachung derartiger Ansprüche ab- 
sehen. Wenn wegen der besonderen Umstände 
eines Einzelfalles eine andere Beurteilung er­
forderlich ist, wird sich der Kassenleiter 
zweckmäßig zunächst tintcr Darlegung seiner 
Auffassung mit der Aufsichtsbehörde in Ver­
bindung zu setzen und deren Stellungnahme 
einzuholcn haben.

Dieser Erlaß gilt als Richtlinie für die Aus­
übung des Aufsichtsrechts (§30 RVO.).

Beiräte der Kriegsbeschädigten- und Kriegs- 
hinterbliehcnenfürsorge.

Erl. d. RuPrAM. an den Reichskommissar für
das Saarland vom 30. 7. 1937 — Ilb 

Nr. 6420/37 —:
Die Vorschriften über die Beiräte der Kriegs­

beschädigten- und Kriegshintcrbliebenenfür- 
sorge in §§ 6 und 9 der Verordnung über die 
soziale Kriegsbeschädigten- und Kricgshinter- 
blicbcnenfürsorgc vom 8. Februar 1919 
(Reichsgesetzbl. S. 187) und § 18 der Preußi­
schen Ausführungsverordmmg zur Verord­
nung über die Fürsorgepflicht werden durch 
§ 58 der Deutschen Geraeindeordnung nicht 
berührt.

Hindenburgspcnde.
Zum 90. Geburtstag des verewigten Reichs­

präsidenten und Gcnernlfcldmarschalls von 
Hindenburg veröffentlicht das Kuratorium der 
Hindenburgspendc folgenden Aufruf:

Am 2. Oktober 1937 jährt sich der Tag, an 
dem vor 90 Jahren Hindenburg das Licht der 
Welt erblickte. Voll Ehrfurcht werden an 
diesem Tage die Gedanken aller Deutschen in 
Erinnerung an ihn zu seiner Ruhestatt in 
Tannenberg wandern.

Aber laßt es damit nicht genug sein!
Als Deutschland sich 1927 anschickte, 

Hindcnburgs 80. Geburtstag zu begehen, da 
ging sein Wunsch dahin, von allem Festlichen 
abzuschen, ihm dafür aber die Mittel an die 
Hand zu geben, um stärker als bisher Not und 
Elend unter Veteranen, Kriegsbeschädigten 
und Kriegshinterbliebenen lindern zu können. 
Zehn Millionen Mark schenkten Deutsche da­
heim und draußen ihrem Reichspräsidenten 
und Gcncralfcldmarschall, der sic, ein Denk­
mal seines kameradschaftlichen Fühlcns, in die 
von ihm errichtete Stiftung „Hindcnburg- 
Spendc“ einbrnchtc. Deren Vorsitz übernahm 
er selbst.

In Zehntausenden von Fällen hat Hindcn­
burgs Stiftung während ihres 10jährigen Be­
stehens in seinem Sinne helfen können. Jetzt 
ist sie nahezu erschöpft.



Nehmt Hindenburgs 90jährigen Geburtstag 
zum Anlaß, sein fiirsorgerisches Werk zu er­
halten und fortzusetzen!

Der Führer und Reichskanzler hat den Ge­
danken einer neuen Sammlung zum 2. Ok­
tober 1937 nicht nur wärmstens begrüßt, 
sondern sie selbst mit einer großen Stiftung 
eröffnet.

Folgt diesem Beispiel! Ehrt das Andenken 
des großen Toten durch die Tat des Handelns 
in seinem Sinne!

Beiträge zu der vom Reichs- und Preußi­
schen Ministerium des Innern genehmigten 
Sammlung nehmen alle Banken, Sparkassen, 
Postanstalten und das Postscheckkonto der 
„Hindcnburg-Spende“ — Berlin Nr. 73 800 — 
entgegen.

In der Kundgebung der Reichsregierung an 
das deutsche Volk beim Ableben des greisen 
Reichspräsidenten hieß es:

„Das deutsche Volk wird das hehre An­
denken seines Lebens und Wirkens in dem

Schrein seines dankerfüllten Herzens ver­
schließen.“
Die Fortsetzung der Sammlung bietet 

Gelegenheit, diesen Dank zu bekunden. Die 
Sammlung ist Sache des ganzen Volkes. Sie 
gilt der Fürsorge für die Veteranen, Kriegs­
beschädigten und Kriegshinterbliebenen. Ein 
Volk ehrt sich selbst, wenn es seine Helden 
ehrt. Deshalb steht die Sammlung unter dem 
Zeichen sowohl des Dankes als der Ehre.

Als der für die Betreuung der Kriegsopfer 
berufene Sozialminister des Reichs hege ich 
den Wunsch, daß sich alle mit Aufgaben 
meines Geschäftsbereichs befaßten, Behörden 
und Dienststellen des Reichs, der Lander, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände sowie 
alle mit sozialen Angelegenheiten befaßten 
Körperschaften des öffentlichen Rechts die 
Förderung der Sammlung ganz besonders 
angelegen sein lassen.

Ich empfehle auch allen Angehörigen meines 
Geschäftsbereichs die Beteiligung an der 
Sammlung. Franz,; Seldte./

//

Umschau

Arbeitslosenstatistik.
Die Zahl der Arbeitslosen ist auch noch 

im Monat Juli, und zwar um rund 
86 000 zurückgegangen. Sie beträgt somit 
nur noch rund 563 000. Trotz des stän­
digen Rückganges der Arbeitslosenzahl 
ist die Wirtschaft immer i*och aufnahme­
fähig für Arbeitskräfte. Die geringe Zahl 
der noch vorhandenen arbeitslosen Kräfte 
erschwert den Arbeitseinsatz. Teils sind 
die verfügbaren Kräfte überhaupt nicht 
mehr voll einsatzfähig, teils gehören sie 
anderen Berufen an als denjenigen, die 
dringenden Kräftebedarf haben. Der 
überwiegende Teil der noch vorhandenen 
voll einsatzfähigen Arbeitskräfte be­
findet sich in einigen von den Bedarfs­
gebieten entfernten Industriegebieten und 
Großstädten. Der Arbeitseinsatz kann 
darum, abgesehen von der normalen 
Fluktuation, nur noch in den seltensten 
Fällen Zug um Zug, d. h. aus der örtlich 
vorhandenen Reserve beruflich geeigneter 
Arbeitsloser, unmittelbar erfolgen. Die 
Aufnahme fremdberuflicher Arbeit ist 
für den noch vorhandenen Rest anArbeits- 
losen zum besonderen Kennzeichen der 
gegenwärtigen Lage geworden. Die Dring­
lichkeit des Bedarfs wird auch darin 
erkennbar, daß immer mehr auch voll 
beruflich nicht voll einsatzfähige oder 
überhaupt nicht mehr voll einsatzfähige

Arbeitskräfte in steigender Zahl in Arbeit 
gebracht werden.

Die Entwicklung in den einzelnen 
Unterstütztengruppen im Monat Juli 
war wie folgt (in 1000):

Unter­ Son­ Ar­
stützte stige beits­

der Aner­ Ar­ lose
Rcichs- kannte beits­ ins­
unstult WF..>) lose gesamt

am 30. 6. 37 352 75 222 648
am 31. 7. 37 303 64 196 563
am 31. 7. 36 663 185 322 1170

Es ging also zurück die Zahl der von der 
Reichsanstalt Unterstützten um rund 
49 000, die der anerkannten arbeitslosen 
WE um rund 11 000 und die der sonstigen 
Arbeitslosen um rund 26 000. Ein Ver­
gleich der Zahlen am 31. 7. 37 mit denen 
des gleichen Vorjahrsstichtages zeigt, 
wie gewaltig die Arbeitslosigkeit zurück­
gegangen ist, vor allem gilt das auch für 
die Wohlfahrtserwerbslosen.

Nach dem Stande vom 31. 7. 37 waren 
von insgesamt 563 000 Arbeitslosen 
176 000 oder 31,2 v. H. nicht voll arbeits­

*) Nur die Zahl der arbeitslosen anerkannten 
WE., die Zahl der anerkannten WE. überhaupt
betrug in 1000:

am 30. 6. 37 .............................. 97
am 31. 7. 37 .............................. 84
am 31. 7. 36 .............................. 232
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einsatzfähig. Im einzelnen war der Stand 
der Arbeitseinsatzfälligkeit wie folgt:

Arbeitslose
Facha

absolut
rbeiter

v.H. abi
Angestellte 
isolut v. H.

insgesamt . 275000 100,0 105000 100,0 
Im Beruf voll
einsatzfähig. 173000 62,7 73000 68,9 

Sonst voll
einsatzfähig. 33000 12,2 14000 13,6 

Nicht voll
einsatzfähig. 69000 25,1 18000 17,5
Von den Facharbeitern waren 50 000 

oder 18,1 v. H. und bei den Angestellten 
31 000 oder 29,0 v. H. für den Ausgleich 
geeignet. Von 182 000 imgelernten Ar­
beitern waren voll einsatzfähig 94 000 oder 
51,8 v. H., nicht voll einsatzfähig 88 000 
oder 48,2 v. H., 18 000 oder nur 9,8 v. H. 
waren für den Ausgleich geeignet.

Berufsausbildung und Umschulung für 
Blinde.

„Arbeit und Brot für jeden Volks­
genossen!“ Das ist das Ziel, das sich die 
nationalsozialistische Regierung gesteckt 
und fortschreitend in erfreulicher Weise 
immer mehr erreicht hat. Auch der 
Blinde, der guten Willens ist und durch 
entsprechende Ausbildung in den Stand 
gesetzt wurde, steht vielerorts seinen 
Mann im Berufsleben. In der Industrie, 
als Stenotypist oder Handwerker erbringt 
er den Beweis, daß er trotz seines Ge­
brechens als nützliche Kraft dem Volks­
ganzen noch dient. Es sei hier an die 
Kriegsblinden erinnert, die in den Jahren 
1914 bis 1918 unserem ganzen Volk greifbar 
und deutlich das Schicksal der Blindheit 
vor Augen führten. Verschiedenartig sind 
die Ursachen, durch die einzelne Volks­
genossen das kostbare Gut des Augen­
lichtes einbüßen. Licht in das Dunkel 
zu bringen, hat sich der Reichsdeutsche 
Blindenverband e. V., Berlin SW 61, 
Belle-Alliance-Str. 33, als eine seiner vor­
nehmsten Aufgaben gestellt.

In seinem „Berufsausbildungsheim für 
Späterblindete“ zu Wernigerode am Harz 
werden Blinde umgeschult, wird ihnen 
der Segen der Blindenbildung erschlossen. 
Dort ist die Stätte, wo ihnen neue Wege 
gebahnt und wo sie im Zusammensein 
mit andern Schicksalsgefährten Sieger 
über ihr Geschick werden.

Die Häuser sind unmittelbar am Walde 
gelegen, haben Zentralheizung, alle hygie­

nischen Einrichtungen und stehen unter 
ärztlicher Aufsicht. Ruhe und die würzige 
Harzluft wirken sich günstig für die meist 
zerrütteten Nerven aus. Die verkehrs- 
freien Wege bieten dem Nichtsehenden 
Gelegenheit, seine verlorene Selbstän­
digkeit aufs neue zu erlangen.

Neben der Einführung in alles, was dem 
Erblindeten förderlich und dienlich sein 
kann, wird Unterricht erteilt in der Er­
lernung der so äußerst wichtigen Blinden- 
Punktschrift, der Handhabung der 
Schreibmaschine für Privatbedarf oder 
Berufsausübung (Stenotypist), im Stuhl­
flechten und in der Bürstenmacherei.

Die oben genannte Verbandsgeschäfts­
stelle wie auch die Leitung des „Berufs­
ausbildungsheims für Späterblindete“, 
Wernigerode am Harz, Amelungsweg 6—8, 
sind zu näherer Auskunft jederzeit gern 
bereit.

Zahnärztliche Betreuung der zum Ar­
beitsdienst und Heeresdienst Einberufenen.

Da sich die Fälle mehrten, in denen 
Arbeitsdienstpflichtige und Wehrpflich­
tige auf Veranlassung des Arbeitsdienstes 
oder der Wehrbezirkskommandos die Sa­
nierung ihres Gebisses auf Kosten der 
öffentlichen Fürsorge verlangten, hatte 
der Deutsche Gemeindetag den RuPr- 
Mdl. um Entscheidung gebeten, ob die 
Fürsorgeverbände auf Grund der für­
sorgerechtlichen Bestimmungen zur Über­
nahme der dadurch entstehenden Kosten 
verpflichtet seien. In seiner Antwort 
weist der RuPrMdl. darauf hin, daß die 
öffentliche Fürsorge nur nach den Grund­
sätzen der fürsorgerechtlichen Kranken­
hilfe verpflichtet sei, körperliche Schäden 
eines zur Erfüllung der Wehrpflicht oder 
der Arbeitsdienstpflicht Einberufenen ab­
zustellen. Als Krankheit in diesem Sinne 
gelte ein regelwidriger körperlicher Zu­
stand, der in der Notwendigkeit ärztlicher 
Behandlung oder der Anwendung von 
Heilmitteln oder in der Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit wahrnehmbar zu 
Tage trete. Soweit hiernach fiirsorge- 
? echtliche Hilfsbedürftigkeit nicht vor­
liege, seien die Fürsorge verbände zur Be­
seitigung körperlicher Schäden nicht ver­
pflichtet. Die Tatsache, daß der körper­
liche Schaden die Wehrfähigkeit oder 
Arbeitsdienstfähigkeit beeinträchtige, 
könne zu einer abweichenden Beurteilung 
der fürsorgerechtlichen Rechtslage nicht 
führen.
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Auswirkung staatsfeindlicher 
Betätigung auf den Rentenbezug.

Durch das Gesetz über die Änderung 
einiger Vorschriften der Rcichsversiche- 
rung vom 23.. 12.19361) (RGBl. I S. 1128) 
wird bestimmt, daß die Rente auch dann 
ruht, wenn der Berechtigte sich nach dem 
30. Januar 1933 in staatsfeindlichem 
Sinne betätigt hat. Die Entscheidung 
darüber, ob staatsfeindliche Betätigung 
vorliegt, trifft der Reichsminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Rcichs- 
arbcitsministcr. Der Reichsarbeitsmini­
ster bestimmt, für welche Zeit die Rente 
aus diesem Grunde ruht.

Es waren Zweifel aufgetreten, ob die 
Berufsgenossenschaften berechtigt oder 
sogar verpflichtet sind, Renten von sich 
aus einzustellen, wenn sie von der staats­
feindlichen Betätigung erfahren, aber die 
erwähnten Entscheidungen der Ministe­
rien noch nicht vorliegen. Aus einem 
Rundschreiben des Reichsversicherungs­

druck enthält aber keine Angabe darüber, 
welches Vergehen vorliegt. Zur Durch­
führung des § 615a RVO. muß aber die 
BG. die Art des Vergehens feststellen. 
Ferner werden u. W. Personen, die sich 
staatsfeindlich betätigen, nicht immer in 
Strafanstalten, sondern in Konzentra­
tionslager eingeliefert. Von diesen Stellen 
erhält die Berufsgenossenschaft aber bis­
her keine Nachricht über die Einlieferung 
eines Rentenbeziehers. Der Verband hat 
daher gebeten, zu veranlassen, daß die 
Strafanstalten und die Verwaltungen der 
Konzentrationslager angewiesen werden, 
von der Einlieferung eines Rentenbezie­
hers unter Angabe des Vergehens Mit­
teilung zu machen.

Gewährung von Kuren durch die 
Krankenkassen.

Der Reichs- und Preußische Arbeits­
minister hat darauf hingewiesen, daß er 
aus den ihm vorliegenden Berichten und

amts vom 11. 5. 1937 — I1 Nr. 1118/37— den darin enthaltenen Zahlen über die
362 — und einem darin mitgeteilten Er­
laß des Reichsarbeitsministeriums vom 
23. 4. 1932 — Ha 2597/37 — ergibt sich, 
daß beide Stellen sich darüber einig sind, 
daß die Versicherungsträger nicht berech­
tigt sind, das Ruhen der Rente wegen 
staatsfeindlicher Betätigung des Renten­
berechtigten vor einer Entscheidung des 
Reichsarbeitsministeriums anzuordnen. 
Soweit in der Vergangenheit Versiche­
rungsträger Rentenzahlungen wegen 
staatsfeindlicher Betätigung bereits ein­
gestellt haben, kann es dabei bewenden, 
die einschlägigen Akten sind aber be­
schleunigt zur Entscheidung vorzulegen. 
Ebenso ist in Zukunft die Vorlage solcher 
Unfallakten besonders zu beschleunigen, 
in denen ein Rentenberechtigter vor Ab­
lauf der Strafzeit aus der Strafhaft ent­
lassen wird und daher die an sich nach 
§ 615 RVO. ruhende Rente wieder zur 
Auszahlung gelangt.

Der Verband der deutschen gewerb­
lichen Berufsgenossenschaften2) hat das 
Reichsversicherungsamt darauf hinge­
wiesen, daß die Berufsgenossenschaften 
von der staatsfeindlichen Betätigung des 
Unfallverletzten in der Regel keine Kennt­
nis erhalten. Zwar wird wohl von den 
meisten Strafanstalten Anzeige nach 
einem Vordruck erstattet. Dieser Vor-

*) Vgl. DZW. XII S. 675, 688.
5) Vgl. „Die Berufsgenossenschaft“ 

Nr. 11 S. 142.
1937

Durchführung von Kuren für Genesende 
usw. den Eindruck gewonnen habe, daß 
viele Krankenkassen die Bedeutung dieser 
Kuren bei Durchführung der ihnen ob­
liegenden Aufgaben noch nicht richtig 
würdigen. Die Reichsregierung hat durch 
das Gesetz über Wochenhilfe und Gene­
sendenfürsorge in der Krankenversiche­
rung vom 28. Juni 19351) (RGBl. I S. 811) 
auch Kassen mit einem höheren Beitrags­
satz als 5 v. H. die Fürsorge für Gene­
sende und Maßnahmen zur Verhütung 
von Erkrankungen der einzelnen Kassen­
mitglieder ermöglicht. Hierdurch hat sie 
gleichzeitig ihren Willen bekundet, daß 
Kassen, die dazu nach ihrer Finanzlage 
imstande sind, auch solche Maßnahmen 
durchführen sollen. Der Reichs- und 
Preußische Arbeitsminister erwartet da­
her, daß sich alle Krankenkassen ihrer 
Verpflichtung, nicht nur für die Heilung 
von entstandenen Krankheiten Leistungen 
zu gewähren, sondern auch zur Verhütung 
von Krankheiten zu ihrem Teile beizutra­
gen, immer mehr bewußt werden. Werden 
sie hier ihren Aufgaben nicht gerecht, so 
verstoßen sie gegen die gerade vom Natio­
nalsozialismus aufgestcllten Grundsätze.

Es ist Sache der Versicherungsämter, 
auch nach dieser Richtung hin über die 
Tätigkeit der einzelnen Krankenkassen 
zu wachen und — wenn notwendig — für 
Abhilfe zu sorgen.

1) Vgl. DZW. XI S. 326.
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Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs.

Alkoholmißbrauch und seine Folgen 
gefährden in Stadt und Gemeinde die 
Volksgesundhcit und verursachen durch 
die Alkoholkranken-Fürsorge unnötige 
Ausgaben. Aufklärende und vorbeu­
gende Maßnahmen sind daher notwendig.

Das Hauptamt für Volksgesundheit der 
NSDAP, nimmt sich der Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs, in erster Linie 
als Aufgabe der Aufklärung, Erziehung 
und Schulung am gesunden Menschen, 
weitgehendst an. Es bedient sich zu 
diesem Zweck des Deutschen Vereins 
gegen den Alkoholmißbrauch (Zentral­
stelle: Berlin-Dahlem), der durch seine 
langjährige Zusammenarbeit mit Stadt­
verwaltungen und Gemeinden in seinen 
Grundsätzen bekannt ist. Der Gauamts- 
leitcr Pg. Dr. Bruns-Hannover ist zum 
Abteilungsleiter für die Fragen des Al­
koholmißbrauchs in das Haupt- und 
DAF.-Amt für Volksgesundheit berufen 
worden und ist gleichzeitig der Ver­
bindungsmann des Hauptamtes für Volks­
gesundheit im Deutschen Verein gegen 
den Alkoholmißbrauch.

Der Deutsche Verein liefert alles ein­
schlägige Aufklärungs- und Propaganda- 
Material, von dem u. a. zu empfehlen ist:

a) Führer-Postkarte mit einem Aus­
spruch des Reichsjugendführers 
(vom Führer genehmigt);

b) Schriften: Prof. Gonser und 
Dr. E. Bruns „Bekämpfung des 
Alkoholmißbrauchs im Dritten 
Reich“,
LandesratDr. Thode „Trunk­
sucht-Bekämpfung“ ;

c) Merkkarten: „Was muß die Frau 
und Mutter vom Alkohol wissen?“, 
„Was muß der Kraftfahrer vom 
Alkohol wissen ?“ (herausgegeben 
im Einverständnis mit dem Reichs- 
führer SS. und Chef der Deutschen

* Polizei);
d) Waclit-Zcitschrift, Kampfblatt ge­

gen den Alkoholmißbrauch.
Für die vorbeugende praktische Arbeit 

auf dem Gebiet der gärungsloscn Früchte­
verwertung stellt alles Aufklärungs­
material die gemeinnützige Hauptge­
schäftsstelle für gärungslose Früchte­
verwertung in Berlin-Dahlem. Für Be­
ratung und Auskunft (auch für Lehr­
gänge) steht die staatlich anerkannte 
Lehr- und Versuchsanstalt für gärungs­
lose Früchte Verwertung Obererlenbach

bei Frankfurt/Main zur Verfügung. Beide 
Stellen sind gemeinnützige Einrichtungen 
des Deutschen Vereins gegen den Al­
koholmißbrauch.

Weitere Anregungen werden über das 
Hauptamt für Volksgesundheit der 
NSDAP, oder den Deutschen Verein 
gegen den Alkoholmißbrauch von Fall 
zu Fall unmittelbar übermittelt. Z.

Der Begriff des Einkommens im Sinne der 
Vorschriften über die Zusatzrente.

Kriegsbeschädigte, die eine Rente von 
mindestens 50 vom Hundert der Vollrente 
beziehen, sowie Empfänger von Haus­
geld, Übergangsgeld, Witwen-, Waisen- 
und Witwerrente erhalten im Falle des 
Bedürfnisses eine Zusatzrente. Während 
die Zusatzrente für die Empfänger von 
Elternrente, Elternbeihilfe sowie von Wit­
wen- und Waisenbeihilfe bis zur Höhe von 
Y3 der Witwen- und Waisenrente in die 
Rente bzw. Beihilfe ohne weiteres ein­
gebaut ist, weil die Gewährung dieser 
Bezüge von dem Nichterreichen eines 
festgelegten Einkommens abhängig ist 
und somit Bedürftigkeit stets vorliegt, 
muß sie für die anderen Rentenempfänger 
besonders beantragt und bewilligt werden. 
Im allgemeinen ist nun die Auslegung 
des Begriffes „Bedürfnis“ in das Ermessen 
der bewilligenden Verwaltungsbehörde 
gestellt. Im Interesse einer einheitlichen 
Handhabung hat aber die Zusatzrenten­
ordnung bestimmte Einkommenshöchst­
grenzen festgelegt, bei deren Vorhanden­
sein eine Zusatzrente nicht zustcht. Hier­
nach dürfen Zusatzrente und Einkommen 
— wobei aber die Rente, Front-, Pflcge- 
und Führerhundzulage als Einkommen 
ausscheiden — bestimmte Grenzen nicht 
übersteigen. Diese Grenzen richten sich 
einerseits nach der Ortsklasse des Antrag­
stellers, andererseits nach dem Grade der 
Beschädigung, wobei für jedes Kind, für 
das Kinderzulage bezogen wird, noch eine 
Erhöhung hinzutritt. Wichtig ist daher 
für die Frage der Zuständigkeit der Zu­
satzrente der Begriff des Einkommens.

AJs Einkommen gelten Reinerträge aus 
Einkommensquellen (Arbeit, Lohn usw.), 
Kapitalzinsen, Pensionen, Vorzugsrenten 
in Höhe des einfachen Betrages, Kranken­
geld, Zusatzrenten aus Abteilung B der 
Reichsb.-Arbeiterpensionskasse I. Bezüg­
lich dieser letzteren hatten früher Zweifel 
bestanden, die aber endgültig durch Ent­
scheidungen zerstreut sind. Denn die
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Mitglieder der Abt. B haben auf diese 
Zusatzrente der aus der Abt. A gewährten 
Invalidenrente einen Rechtsanspruch, der 
auf ihrem Arbeitsverhältnis bei der Reichs­
bahn und ihrer daraus entspringenden 
Pflichtmitgliedschaft bei der Abteilung B 
beruht und durch Beitragsleistungen er­
worben wird. Dieser Anspruch ist nicht 
von der Voraussetzung einer Bedürftig­
keit abhängig. Auch laufende Beihilfen, 
Unterstützungen oder Zuwendungen aus 
früheren Arbeitsverhältnissen, falls sie 
regelmäßig wiederkehrend gewährt wer­
den, sind Einkommen, auch wenn kein 
Rechtsanspruch auf sie besteht. Bei ver­
heirateten Beschädigten ist auch das Ein­
kommen des anderen Ehegatten zu be­
rücksichtigen. Bei Zimmervermietungen 
ist nur das Reineinkommen zu berück­
sichtigen. Vom Roheinkommen sind da­
her nicht nur alle Aufwendungen abzu­
ziehen, die aus der Vermietung erwachsen 
(z. B. entsprechender Anteil des Miet­
zinses), sondern auch Beträge für die Ab­
nutzung von Wäsche, Möbeln sowie für 
notwendig werdende Neuanschaffungen. 
Besteht das Einkommen ganz oder teil­
weise nicht in Geld, sondern in Sach­
werten, so ist in der Regel von einer 
zahlenmäßigen Berechnung abzusehen, 
z. B. beim Betriebe einer Landwirtschaft. 
Hier ist vielmehr zu prüfen, ob die wirt­
schaftliche Lage des Beschädigten nicht 
ungünstiger ist als die Nichtversorgungs­
berechtigter, die in ungefähr gleichen 
Verhältnissen ihren und ihrer Angehörigen 
Unterhalt bestreiten, ohne öffentliche 
Hilfe in Anspruch zu nehmen.

Auch Unterhaltsleistungen, sowohl auf 
gesetzlicher als auch auf vertraglicher 
Grundlage beruhend, sind als Einkommen 
anzusehen. Auf vertraglicher Grundlage 
werden hauptsächlich Leistungen auf 
Grund von Altenteilsverträgen, die sich 
Eltern bei Überlassung von Haus, Ge­
schäft etc. den Kindern ausbedingen, be­
ruhen. Gesetzliche Unterhaltsleistungen 
sind die auf den Vorschriften des § 1601 ff. 
BGB. beruhenden Ansprüche. Maßgebend 
für den Ansatz als Einkommen ist aber 
nur, was der Unterhaltspflichtige wirt­
schaftlich zu leisten imstande ist.

Vom Standpunkt des Rechtes brauchen 
Unterhaltsempfangsberechtigte nicht zu 
unterstützen, wenn dadurch ihre eigene 
angemessene Lebenshaltung oder der Un­
terhalt ihrer eigenen Familie gefährdet 
wird. Die sittliche Pflicht der Kinder,

lieber selbst zu darben, als die Eltern 
notleiden zu sehen, bleibt selbstverständ­
lich unberücksichtigt. Denn es wäre un­
sozial, wenn der Staat einen Vorteil dar­
aus ziehen wollte, daß ein Kind unter 
dem Zwange des Familienbandes für El­
tern sorgt, obwohl es selbst dadurch in 
Not gerät. Daher sind Unterstützungen, 
auch laufende, die Kinder unter Berück­
sichtigung der eigenen angemessenen Le­
benshaltung an die Eltern abführen, um 
dadurch Not und Entbehrung zu lindern, 
kein Einkommen.

Es ist aber nicht so, daß das Rohein­
kommen in seiner ganzen Höhe zur An­
rechnung kommt, sondern es sind Abzüge 
in bestimmtem Umfange zugelassen. Vom 
Roheinkommen sind die nach dem Ein­
kommen zu entrichtenden Steuern, die 
Beiträge zur Arbeitsfront, zum Reichs­
bund der deutschen Beamten, zur NSK.- 
OV., zu Pensions- und Zuschußkassen so­
wie die sozialen Werbungskosten abzu­
setzen, ebenso Beiträge zur Arbeitslosen- 
und Sozialversicherung. Bei Hausbesitz 
sind die für die notwendigen Ausbesse­
rungen eines Hauses aufgewendeten Kor 
sten, Grund- und Gebäudesteuern, Haus­
zinssteuern, Beiträge für Feuer- und Haft­
pflichtversicherung, Kosten für Straßen- 
und Schornsteinreinigung und etwaige 
dingliche Lasten abzusetzen, ebenso Hy­
pothekenzinsen, nicht aber Zahlungen 
sind Tilgung von Hypotheken. Ist das 
Grundstück mit der Kapitalabfindung er­
worben, so ist der kapitalisierte Renten­
betrag zu den auf dem Hausbesitz ru­
henden Lasten zu rechnen und vom Ein­
kommen abzusetzen.

Nicht abzugsfahig sind aber Ausgaben, 
die der Versorgungsberechtigte wie andere 
Nichtversorgungsberechtigte aus seinem 
Einkommen zu bestreiten hat, z. B. Aus­
gaben für Krankheit, Zahlungen zur Erfül­
lung von Unterhaltsverpflichtungcn usw.

Nicht als Einkommen gelten: Ehren­
zulagen, Hausgeld, Pflegegeld der Unfall­
versicherung, Wochen- und Stillgeld, Zu­
wendungen, die in das Gebiet der Wohl­
fahrtspflege oder der privaten Fürsorge 
gehören.

Die Gewährung der Zusatzrente darf 
aber nicht von dem Verbrauch des Ver­
mögens abhängig gemacht werden. Bei 
einem nicht unerheblichen Vermögen wird 
aber zu prüfen sein, ob sich die Gewährung 
der Zusatzrente nach der Gesamtlage der 
Verhältnisse vertreten läßt.

\
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Auch für die Gewährung der Zusatz* 
rente an Hinterbliebene sind in der Zu­
satzrentenordnung bestimmte Grenzen 
gesetzt, die Zusatzrente und Einkommen 
nicht übersteigen dürfen, wobei der Be­
griff des Einkommens sich nach vorste­
henden Ausführungen richtet. Als all­
gemeine Einschränkung gilt aber hier 
noch, daß das gesamte Einkommen der 
Familie nicht das übersteigen soll, was 
der Verstorbene gehabt hätte, wenn er 
noch am Leben wäre, wobei allerdings zu 
berücksichtigen ist, was der Verstorbene 
wahrscheinlich heute haben würde.

Die Gewährung der Zusatzrente unter 
genauer Einhaltung der vorstehenden 
Bestimmungen ist auch deshalb von be­
sonderer Bedeutung, da nach § 2 des Bür­
gersteuergesetzes von der Zahlung der 
Bürgersteuer die Personen enthoben sind, 
die am Fälligkeitstage derselben Zusatz­
rente beziehen. Im Interesse einer gleich­
mäßigen Anwendung der BefreiungsVor­
schriften auch für andere Volksgenossen 
muß daher erreicht werden, daß durch die 
allzuweit gehende Gewährung der Zusatz­
rente nicht Personen in gleicher wirt­
schaftlicher Lage eine verschiedene Be­
handlung erfahren.

Oberregierungsrat Köster.

Die Verwirklichung von Unterhaltsan- 
sprüchen im Reichsversorgungsgesetz.

Die rassenmäßige Erhaltung und Fort­
pflanzung des Volkes hängt nicht in letzter 
Linie davon ab, daß den erbgesunden Fa­
milien auch die zum Leben notwendigen 
Mittel zum Lebensunterhalte zur Ver­
fügung stehen und daß Unterhaltsberech­
tigte, falls der Unterhaltsverpflichtete den 
ihm obliegenden Verpflichtungen nicht 
nachkommt, Wege offen stehen, um zu 
ihrem Rechte zu gelangen. Die Begriffe 
„Frauenzulage, Kinderzulage, Steuerer­
mäßigungen, gesetzliche Unterhaltsan- 
spriichc“ sind Meilensteine auf dem Wege 
der Gesetzgebung, um dieses Ziel zu er­
reichen. Diese allgemein in Besoldungs­
vorschriften, Steuergesetzen und im BGB. 
niedergelegten Bestimmungen haben auch 
noch einmal speziell für die Kriegsbeschä­
digten und verwandten Personenkreise im 
Reichs Versorgungsgesetz eine Veranke­
rung erfahren, und zwar in Anlehnung an 
andere Gesetze, aber unter besonderer Be­
rücksichtigung der Verhältnisse der 
Kriegsopfer. Hiernach wird den verhei­
rateten Beschädigten, deren Erwerbs­

fähigkeit infolge Dienstbeschädigung um 
mindestens 50 vom Hundert gemindert 
ist, eine Frauenzulage gewährt. Sie be­
trägt 10 vom Hundert der ihm nach den 
§§ 27 Absatz 1 und 28 zustehenden Ge­
bührnisse. Keinen Anspruch auf die Frau­
enzulage haben ledige oder verwitwete 
oder solche Schwerbeschädigte, deren Ehe 
rechtskräftig für nichtig erklärt oder ge­
schieden oder bei denen die eheliche Ge­
meinschaft rechtskräftig aufgehoben wor­
den ist. Weibliche Schwerbeschädigte, 
die verheiratet sind, können jedoch die 
Frauenzulage nicht erhalten. Für ver­
witwete Schwerbeschädigte, die im eige­
nen Hausstand für den vollen Unterhalt 
eines Kindes aufkommen, für das Kinder­
zulage nach dem RVG. gewährt wird, 
kann im Falle des Bedürfnisses die Frau­
enzulage auf Antrag als Härteausgleich 
gewährt werden. Den verwitweten 
Schwerbeschädigten sind solche Schwer­
beschädigte gleichzustellen, deren Ehe 
ohne ihr eigenes Verschulden für nichtig 
erklärt oder geschieden oder bei denen 
ohne ihr eigenes Verschulden die eheliche 
Gemeinschaft durch gerichtliche Erkennt­
nis aufgehoben ist. Die Frauenzulage 
kommt aber nicht in Betracht, wenn der 
Schwerbeschädigte verpflichtet ist, fin­
den Unterhalt seiner geschiedenen oder 
von ihm getrennt lebenden Ehefrau zu 
6orgen.

Aber nicht nur für die Frau, sondern 
auch für jedes eheliche Kind bis zur Voll­
endung des 16. Lebensjahres wird dem 
Beschädigten eine Zulage in Höhe von 
20 vom Hundert der ihm nach § 27 
Absatz 1 und § 28 RVG. zustehenden Ge- 
bührnisse gewährt. Ist ein Kind bei Voll­
endung des 16. Lebensjahres infolge kör­
perlicher oder geistiger Gebrechen außer­
stande, sich selbst zu unterhalten, so kann 
die Kinderzulage gewährt werden, solange 
dieser Zustand dauert, längstens bis zum 
Ablauf des Monats, in dem es 6ich ver­
heiratet. Hat das Kind bei Vollendung 
des 16. Lebensjahres die Berufsausbildung 
noch nicht beendet, so kann dem Schwer­
beschädigten die Kinderzulage bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahre gewährt wer­
den. Den ehelichen Kindern werden 
gleichgestellt die für ehelich erklärten 
Kinder, die an Kindes Statt angenom­
menen Kinder, die Stiefkinder, die Pflege­
kinder, letztere aber nur, wenn sie vor 
Anerkennung der Folgen der DB. von 
dem Beschädigten unentgeltlich unter­
halten worden sind, und uneheliche Kin-
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, wenn sie vor Anerkennung der Folger 
DB. erzeugt worden sind und die Va-

der,' 
der DB.
terschaft des Beschädigten glaubhaft ge­
macht ist.

Für Stief- und Pflegekinder wird die 
Kinderzulago nur gewährt, solange sie von 
dem Beschädigten unentgeltlich unterhal­
ten werden. Überblickt man den Inhalt 
dieser Bestimmungen über Frauenzulage 
und Kinderzulage, so erkennt man so­
gleich den Willen des Gesetzgebers, dem 
Beschädigten, der eine Familie gegründet 
hat, durch Gewährung höherer Gebühr­
nisse Mittel an die Hand zu geben, um 
für das leibliche Wohl und eine Berufs­
ausbildung der Kinder zu sorgen. Obwohl 
die Kinderzulagen ein Teil der dem Be­
schädigten gewährten Rente sind, hat 
doch auch das RVG. Vorsorge getroffen, 
daß diese sozialen Zuschläge auch wirklich 
dem Personenkreise zukommen, für den 
sie in erster Linie bestimmt sind. Wenn 
daher der Beschädigte nicht für die Ehe­
frau oder für das Kind sorgt, kann die 
Versorgungsbehörde bestimmen, an wen 
die Frauen- und Kinderzulage zu zahlen 
ist. Bei der Frauenzulage wird in diesen 
Fällen die Ehefrau selbst als Empfängerin 
der Frauenzulage bestimmt werden. Daß 
der Beschädigte nicht für das Kind sorgt, 
wird häufig bei unehelichen Kindern der 
Fall sein. Als Empfänger der Kinder­
zulage ist in diesen Fällen in der Regel 
der gesetzliche Vertreter der Kinder zu 
bestimmen.

Auch die Gesetzes Vorschrift, daß Va­
ter, Mutter, Großvater und Großmutter 
im Falle des Todes eines Kindes bzw. 
Enkels an einer Dienstbeschädigung für 
die Dauer der Bedürftigkeit die Eltern­
rente erhalten, wenn der Verstorbene der 
Ernährer gewesen ist oder nach dem Aus­
scheiden aus dem Militärdienste geworden 
wäre, beweist den Willen des Gesetzge­
bers, daß der Verlust des Ernährers durch 
den Krieg betagten und bedürftigen El­
tern und Großeltern nicht das ihnen zu­
stehende Unterhaltsmaß entziehen soll.

Eine weitere Bestimmung, die den Wil­
len des Gesetzgebers erkennen läßt, den 
Unterhalt den Angehörigen sicherzustel­
len, enthält der § 61 RVG. Hiernach ruht 
die Versorgung, wenn der Versorgungs­
berechtigte wegen Hochverrats in An­
klagezustand versetzt oder verurteilt ist, 
und ferner, wenn der Versorgungsberech­
tigte eine Freiheitsstrafe von mindestens 
drei Monaten verbüßt oder in Sicherungs­
verwahrung untergebracht ist. Damit

aber die Angehörigen, deren Ernährer der 
Versorgungsberechtigte gewesen ist, nicht 
in Not geraten, können ihnen auf Antrag 
die Versorgimgsgebühmisse ganz oder 
teilweise überw esen werden, soweit sie 
nicht zwei Drittel der Rente übersteigen, 
die der Beschädigte bei Erwerbsunfähig­
keit beziehen würde.

Es ist nun selbstverständlich, daß die 
in den Besoldungsgesetzen und besonders 
im Reichsversorgungsgesetz niedergeleg­
ten sozialen Zuschläge dem Ehemann und 
Vater nicht in vollem Umfange die Mittel 
zur Verfügung stellen sollen, die er für 
den Unterhalt seiner Familie benötigt. 
Wer ein solches Ansinnen an den Staat 
stellen wollte, der wäre im unklaren über 
die Aufgaben des Staates, und es müßte 
ihm mit Recht der Mangel des ethischen 
Empfindens nachgesagt werden. Aufgabe 
des Staates ist nur, der Familie durch 
entsprechende Besoldungsmaßnahmen, 
Steuervergünstigungen, geeignete Sied­
lungspolitik, bevorzugte Beschäftigung 
verheirateter und kinderreicher Familien 
usw. die Wege zu ebnen, auf denen der 
Unterhaltspflichtige mit eigener Kraft 
sich weiterhilft. Vielfach werden die Un­
terhaltspflichten sehr leicht genommen 
und müssen sich die Unterhaltsberech­
tigten zwangsweise zu ihrem Rechte ver­
helfen. Es kommen in diese Lage beson­
ders häufig getrennt lebende oder ge­
schiedene Ehefrauen, uneheliche Kinder 
und betagte Eltern. Damit nun Pfän­
dungen nicht fruchtlos verlaufen, haben 
die Bestimmungen über Zwangsvollstrek­
kung die Grenzen der Unpfändbarkeit bei 
Unterhaltsrenten sehr eng gezogen. Das 
Reichsversorgungsgesetz L it ebenfalls in 
Würdigung der Bedeutung der Familie, 
obwohl es grundsätzlich eine Pfändung 
der Versorgungsgebührnisse für private 
Forderungen ausschließt, eine solche wegen 
Unterhaltsansprüchen zugelassen. § 68 
Ziffer 2 RVG. besagt: „Der Anspruch auf 
Versorgungsgebührnisse kann gepfändet 
werden wegen eines Anspruchs auf Er­
füllung einer gesetzlichen Unterhalts­
pflicht. Die Pfändung ist nur insoweit 
unzulässig, als der Versorgungsberechtigte 
der Gebührnisse zur Bestreitung seines 
Unterhaltes oder zur Erfüllung einer ihm 
sonst gesetzlich obliegenden vorgehenden 
oder gleichstehenden Unterhaltspflicht be­
darf.“

Auch hieraus ergibt sich, daß bei aller 
Fürsorge für die Kriegsopfer der Gesetz­
geber nicht gewillt i6t, die Unterhalts-
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Verpflichtungen dem Verpflichteten abzu- 
nehraen und auf Wohlfahrtsträger abzu­
wälzen.

Der Wille des Staates, gerade diese aus 
persönlichen Verhältnissen hervorgehen­
den Rechte und Pflichten durch die Be­
treffenden selbst zu regeln, ergibt sich 
auch aus einer Bestimmung des Verfah­
rensgesetzes, in der das Reich selbst bei 
eigenen Ansprüchen an den Verpflichteten 
eher zurücktritt, als daß es durch Verfol­
gung eigener Rechte diese Mittel zum 
Unterhalt entzieht. Hiermit hat es fol­
gende Bewandtnis. Nach § 50 Ziffer 4 des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Bcam- 
ten-Besoldungs- und Versorgungsrechtes 
vom 30. 5. 33 hat der Versorgungsberech­
tigte Versorgungsgebührnisse, die nicht 
zustanden, zurückzuzahlen, auch wenn 
eine Bereicherung nicht mehr vorliegt. 
Diese Rückzahlungsverpflichtung kann 
zwangsweise verwirklicht werden. Es soll 
jedoch durch die Rückzahlung der Unter­
halt des zur Rückzahlung Verpflichteten 
und die Erfüllung seiner gesetzlichen Un­
terhaltspflichten nicht gefährdet werden. 
Also auch hier wieder der Gedanke, daß 
die Unterhaltsverpflichtungen in erster 
Linie zu respektieren sind.

Die Ausführungen zeigen deutlich, daß 
zur Erhaltung und Vermehrung des Vol­
kes das Reich seinerseits bereit ist, durch 
entsprechende Maßnahmen zum Unterhalt 
und Berufsausbildung der Familie beizu­
tragen, und daß es, wo der Sinn und das 
Empfinden für Sippe und Familie abgehen, 
die entsprechenden Gesetze erlassen hat, 
um nötigenfalls dem Unterhaltsberech­
tigten auf dem Wege des Zwanges zu 
seinem Rechte zu verhelfen.

Oberregierungsrat Köster.

Erleichterungen für Kleinsiedlungen.
Der Reichsarbeitsminister hat die nach- 

geordneten Behördea angewiesen, die bei 
Neufassung der Kleinsiedl ungsbestimmun- 
gen in Aussicht genommenen Erleichte­
rungen schon jetzt den Siedlungsbauten 
im Vierjahresplan zukommen zu lassen. 
Folgende Erleichterungen sind danach 
vorgesehen: Die Genehmigungsbehörden 
können als obere Grenze für die Gesamt­
bau- und Einrichtungskosten einer Sied­
lerstelle bis zu 6500 RM zulassen. Die 
monatliche Gesamtbelastung der Siedler 
darf jetzt bis zu 35 RM betragen. Die 
Eigenleistung des Siedlers soll möglichst

15 bis 20 v. H. des Bau- und Bodenwertes 
erreichen; sie kann in besonderen Fällen, 
vor allem bei kinderreichen Familien und 
in den anerkannten Not- und Grenz­
gebieten, auf 10 v. H. herabgesetzt wer­
den. Als Reichsdarlehen können regel­
mäßig 1500 RM gewährt werden, soweit 
die Kosten der Stellen durch Fremdmittel 
und Eigenleistung nicht aufzubringen 
sind. In besonderen Fällen werden Reichs­
darlehen bis zu 2000 RM gewährt. Kinder­
reichen Familien, Kriegsverletzten, Op­
fern der Bewegung und der Arbeit kann 
ein Zusatzdarlehen von 300 RM bewilligt 
werden; das Zusatzdarlehen wird bei kin­
derreichen Familien mit mehr als 4 min­
derjährigen Kindern um 100 RM je Kind 
erhöht. Der Zinssatz von 3 v. H. für das 
Hauptdarlehen des Reiches kann auf 
2 v. H. herabgesetzt werden, wenn der 
Siedler weniger als 120 RM im Monat 
verdient oder auf andere Weise eine auf 
die Dauer tragbare Last nicht zu erzielen 
ist. Bei kinderreichen Familien und bei 
Kleinsiedlern in Not- und Grenzgebieten 
kann in besonderen Fällen der Zinssatz 
auf 1 v. H. ermäßigt werden. Die Zins­
ermäßigung tritt zunächst für die Dauer 
der dreijährigen Probezeit in Kraft. Die 
Tilgung der Reichsdarlehen mit 1 v. H. 
kann für diese ersten drei Jahre sogar 
ganz ausgesetzt werden. Gleichzeitig soll 
durch die neuen Bestimmungen eine weit­
gehende Dezentralisation und Beschleuni­
gung des Verfahrens erreicht werden.

Steuerermäßigung 
für Landarbeiterwohnungen.

Zur Förderung des Wohnungsbaues für 
Landarbeiter und Forstarbeiter hat der 
Reichsminister der Finanzen durch Ver­
ordnung vom 3. 7. 37 eine Steuererleich­
terung vorgesehen. Bei der Veranlagung 
zur Einkommen- oder Umsatzsteuer wird 
auf Antrag die Steuerschuld um 100 RM 
für jede Heuerlings- und Werkwohnung 
ermäßigt, die in der Zeit vom 1. 4. 37 bis 
30. 9. 40 bezugsfertig geworden ist. Vor­
aussetzung für die Steuerermäßigung ist, 
daß der Wohnungsbau nach der Verord­
nung zur beschleunigten Förderung des 
Baues von Heuerlings- und Werkwohnun­
gen sowie Eigenheimen für Landarbeiter 
vom 10. 3. 37 oder nach der Anordnung 
über die Verteilung von Arbeitskräften 
in der Fassung vom 18. 3. 37 gefördert ist. 
Sonst wird die Steuerermäßigung nur ge­
währt, wenn die Bauvorschriften der Ver-

320



Ordnung über den Bau von Heuerlings- oder nicht voll auswirken kann, wird die 
und Werkwohnungen befolgt sind. So- Steuerermäßigung noch bei der Veranla- 
weit sich bei der Veranlagung für dieses gung für das folgende Kalenderjahr ge- 
Kalenderjahr die Steuerermäßigung nicht währt.

Aus .Zeitschriften nnd Büchern

Die Altersversorgung im Handwerk.
Eines der wichtigsten Probleme stellt 

für das Handwerk gegenwärtig die Frage 
der Schaffung einer Altersversicherung für 
die Selbständigen dar. Der soziale Um­
fang dieser Aufgabe geht daraus hervor, 
daß nach der Berufszählung rd. 80% der 
Handwerker über 30 Jahre alt sind. Da­
von sind 22,5% über 40 Jahre und 35,5% 
über 50 Jahre alt. In dem Jahrbuch des deut- 
schenHandwerks 1936 wird zu derFrage der 
Altersversorgung der Handwerker ausführ­
lich Stellung genommen. Es wird dabei 
daraufhingewiesen, daß die Berechnungen 
gezeigt haben, daß eine völlig auf sich selbst 
gestellte gesetzliche Altersversorgung des 
Handwerks mit Beiträgen arbeiten müßte, 
die entweder für Klein- und Kleinst- 
betriebe imerschwinglich wären oder die 
nur unzulängliche Renten nach dem 
65. Lebensjahre gewährleisteten. Deshalb 
dürfte, so heißt es in dem Aufsatz, die 
Einführung der gesetzlichen Zwangsver­
sicherung kaum in Betracht zu ziehen 
sein. Nach sorgfältiger Abwägung der 
eingeholten Meinungsäußerungen könne 
man heute schon sagen, daß die Ver­
sicherung des Handwerks durch Einbe­
ziehung in den gesetzlichen Zwang der 
Reichsversicherung nicht „den Wünschen 
der Beteiligten entspricht“.

Die Frage des Schutzes der alten be­
dürftigen Handwerker, die für keinerlei 
Versicherung mehr in Betracht kommen, 
stellt sich als großes Sonderproblem ne­
ben der Hauptaufgabe, der Schaffung 
einer in die Zukunft wirkenden Alters­
versicherung überhaupt, dar. Der vom 
Reichsstand des deutschen Handwerks 
gemachte Vorschlag zweigt von dem Ge­
samtproblem das der Älteren ab. Ihnen 
sollen, gewissermaßen als „Sofortlösung“, 
nach Prüfung ihrer Bedürftigkeit als frei­
willige Leistungen ohne Rechtsanspruch 
Unterstützungen aus einer zu schaffenden 
Gemeinschaftskasse gewährt werden. Die­
se Kasse soll aus Zwangsbeiträgen ge­

speist werden, zu denen jeder einzelne 
Handwerker heranzuziehen wäre.

Der noch versicherungsfähigen jungen 
Generation aber soll grundsätzlich die 
Weiterversicherung in der Sozialversiche­
rung oder der Abschluß einer Lebens­
versicherung zur unbedingten Pflicht ge­
macht werden. Der Vorschlag sieht dem­
gemäß für die Altersversorgung der Äl­
teren Zwang in der Beitragserhebung, 
aber Freiwilligkeit bei der Leistungsge­
währung und im übrigen pflichtmäßige 
persönliche Initiative beim Äbschluß pri­
vater Versicherungen oder bei der Fort­
führung der Reichsversicherung vor.

Gesundheitsschädliche „Erd­
strahlungen“ ?

In der Nr. 23 des Reichsgesundheits­
blatts vom 9. 6. 1937 tritt der Präsident 
des Reichsgesundheitsamts, Professor Dr. 
Hans Reiter, der Behauptung entgegen, 
daß es Erdstrahlen gibt, die eine gesund­
heitsschädliche Wirkung ausüben. Er 
läßt es dahingestellt, ob das Wünschel­
rutenproblem als solches im bejahenden 
oder verneinenden Sinne zu beantworten 
ist, tritt aber entschieden der Behaup­
tung entgegen, daß die Wünschelrute die 
Fähigkeit besitzt, gesundheitsschädliche 
Erdstrahlen auffinden zu können. Es 
müsse deshalb als gewissenlos und ver­
werflich bezeichnet werden, wenn einzelne 
Rutengänger eine völlig unbewiesene An­
nahme dieser „Erdstrahlen“ zum Aus­
gangspunkt von Betrachtungen über de­
ren Gesundheitsschädlichkeit machen, 
verwerflich umsomehr, als diese Behaup­
tungen über den pathogenen Einfluß der 
Erdstrahlcn vielfach die Grundlage zu 
großangelcgten Geschäften bilden. „Alle 
Behauptungen, die diese „Erdstrahlen“ 
als eine Gefahr für die Volksgesundheit 
bezeichnen, 6ind bis heute völlig unbe­
wiesen. Beziehungen zwischen Erdstrah­
len und Krebserkrankungen sind bis jetzt 
in keinem Fall, der wissenschaftlicher 
Kritik standhielt, nachgewiesen worden;
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im Gegenteil haben die im Reichegesund­
heitsamt durchgeführten einwandfreien 
Versuche nicht die geringste Stütze für 
die Annahme geboten, daß die von Ruten­
gängern angezeigten „Reizstreifen“ ir­
gendwie mit Krebserkrankungen darüber- 
wchnender Menschen Zusammenhängen. 
Die „Erfinder“ dieser Hypothese haben 
sich nicht damit begnügt, Unruhe und 
Furcht in die Bevölkerung zu tragen, 
sondern wußten die erst erzeugte Angst­
psychose als Vorspann für den Verkauf 
sogenannter Abschirmapparate zu nützen, 
die die „Erdstrahlen gefährdeten“ Men­
schen und Tiere der schädigenden Wir­
kung entziehen sollen.“

„Der Gemeindetag”. Nr. 16 v. 15. 8. 37. 
Aus dem Inhalt: Dipl.-Ing. Dr. rer. pol. 
Kfilmän Horväth, „Die Verwaltung euro­
päischer Hauptstädte“, Landrat Dr. Parisius, 
„Personalfragen der Landkreise“, „700 Jahre 
Berlin“, Landrat Dr. Groeger, „Wirtschaft­
liche Förderung des Arbeiters“, „Zur För­
derung der Kleinsiedlung“, Nachrichten, Ge­
richtsentscheidungen, Bücherschau, Gemein­
den und Statistik.

„Die Landgemeinde”. Amtliches Organ c 
Deutschen Gcmcindetages. Nr. 16 v»

i des
Gcmcindetages. Nr. 16 vom 

25. 8. 37. Aus dem Inhalt: „Gemeinden und 
Fischerei“ von Steffens; Kreisausschußinspek­
tor Klingclhöfer, Bad Schwalbach: „Die 
Deckung des Kassenbedarfs durch Zuführung 
besonderer Betriebsmittel“; Kreisausschuß­
oberinspektor Gutzeit, Mohrungen: „Die 
Luftschutz-Familicnuntcrstützung“; »Aus­
zahlung des Ertrags der Jagd in gemeinschaft­
lichen Jagdbezirken“; „Der Liebhaberfilm in 
der Heimat- und Volkstumspflege“ von 
Lembke; „Briefe eines ländlichen Bürger­
meisters“.

Nr. 17 vom 10. 9. 37. Aus dem Inhalt: Hans 
Berthold, Hauptreferent im Deutschen Ge- 
mcindetag: „Die Wchrstcuer“; „Das Erstat­
tungsgesetz“; „Die Versorgung der hauptamt­
lichen Beamten der Landgemeinden“ von Rah­
ner; Kreisausschußoberinspektor Gutzeit: „Die 
Familienunterstützungs - Wirtschaftsbciliilfe“; 
„Zur Beschränkung der Holznutzungsrcchte“ 
von Obcrlandcsgerichtsrat a. D. Ermel; „Ver­
öffentlichung von Heimatbüchem“ von Fr. 
Lembke; „Briefe eines ländlichen Bürger­
meisters“.
Die Träger der Kultur. Von Dr. Walter 

Scheidt, Professor für Rassen- und Kultur­
biologie an der Universität Hamburg. Alfred 
Metzner Verlag, Berlin. 131 Seiten. Preis 
RM 4,50.
Die vorliegende Schrift ist aus Vorlesungen 

über Rassenhygiene des Verfassers an der Ham­
burger Universität entstanden. Die Veröffent­
lichung umfaßt nur den ersten kulturbiolo­
gischen Teil der Vorlesungen. Der zweite kul­

turpolitische Teil soll einer späteren Ver­
öffentlichung Vorbehalten bleiben.

Der Verfasser geht davon aus, daß die Kul­
turfähigkeit eines Volkes die Summe seiner 
aktiven Anpassungsfähigkeiten ist. Da man 
Fähigkeiten nicht sehen oder prüfen kann, 
so mnß Kulturfähigkeit als eine ausschließlich 
genetische Frage erklärt werden. Nur hoch­
wertige Menschen sind kulturfähig. Er setzt 
seine Auffassung der Idee entgegen, daß man 
die Menschen eines Volkes zu einer bestimmten 
Leistung „erziehen“ könne. Diese Leistung 
würde aber mit dem Träger der Leistung, weil 
nicht vererblich, verschwinden.

Im zweiten Teil des Buches werden die Kul­
turunfähigen an Hand der vorhandenen Ein- 
zcluntersuchungen über Psychopathenfamilien 
u. a. m. geschildert und dem Verständnis 
nahegebracht.

Den Schluß des Buches bildet die Bilanz 
der deutschen Kulturfähigkeit.

Landschaft, Lohn und Krankheit. Eine Studie 
über die Leistungen der Krankenversiche­
rung von Dr. med. F. Reichert, Berlin. 
Verlag der Deutschen Ärzteschaft, Berlin, 
1936. 87 Seiten.
Die vorliegende Untersuchung ist ein außer­

ordentlich interessanter Beitrag zu Fragen der 
Krankenversicherung, deren fachwisscnschaft- 
liche Behandlung bisher lückenhaft war. Die 
Untersuchung streift die verschiedene Krank- 
heitsanfälligkeit und damit Krankheitsziffem 
in den verschiedenen deutschen Ländern, be­
handelt die Gesamtmorbidität und weist damit 
zwangsläufig wieder darauf hin, wie notwendig 
eine reichscinheitliche Statistik für die Kran­
kenkassen ist.

Eine Aufgliederung der Morbidität nach 
Krankenkassengruppen ist vorgenommen.

Die Frage des Arzthonorars, der Zahn­
behandlung, des Arzneiverbrauchs und der 
Krankenhausbchandlung sind im Zusammen­
hang mit Lohn und Beitrag behandelt.

Die Arbeit, deren Auswertung zu den ver­
schiedensten Fragen der Krankenversicherung 
noch möglich ist, kann als ein praktischer 
Vorstoß zur Schaffung der so dringend not- 
wcndigenMorbiditütsstatistik gewertet werden.

Gicht, Rheuma, Aufbrauchskrankheiten. Be­
richt über den 1. Internationalen Ärztlichen 
Fortbildungskurs Radiumbad Brambach 
vom 5. bis 7. 10. 1935. Herausgegeben von 
Prof. Dr. med. Friedrich Gudzent in 
Berlin. Verlag Theodor Stcinkopff, Dresden 
und Leipzig, 1935. 152 Seiten.
Der Reichsausschuß für ärztliche Fortbil­

dung in Berlin, die Deutsche Gesellschaft für 
Bäder- und Klimakunde in Pyrmont, der 
Ärzte-Verein Radiumbad Brumbach haben in 
Brambach einen 1. Internationalen Ärztlichen 
Fortbildungskurs veranstaltet, der eine Über­
sicht über die neusten Ergebnisse der Rheu­
matismus- und Gichtforschung und die Be­
kämpfung dieser Krankheiten in den Nieder'-
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landen, in Schweden, in Finnland gab und 
darüber hinaus auch eine Reihe weiterer 
klinischer Vorträge zu anderen Themen 
brachte.

Die buchmäßige Zusammenfassung der ge­
haltenen Vorträge ermöglicht es auch den 
Nichtteilnehmcm, an den wertvollen Ergeb­
nissen dieser Arbeit teilzunehmen.

Gesundes Bauen — Gesundes Wohnen. Von 
Prof. Dr. med. W. von Gonzenbach, Di­
rektor des Hygieneinstitutes der E. T. H. 
Verlag Schultheß & Co., Zürich, 1934. 196 
Seiten.
Der Direktor des Zürcher Hygiencinstituts 

will mit der vorliegenden Veröffentlichung kein 
Lehr- oder Handbuch der Bauhygiene bieten. 
Er will diejenigen, die mit der Schaffung und 
Ausstattung von Wohnbauten befaßt sind, 
daran erinnern, wie wichtig es ist, ihr Schaffen 
nach biologischen Gesetzen zu richten und 
damit zur Hebung der Wohnkultur und zur 
Kultur der Gesellschaft überhaupt beizutragen 
Die einzelnen Punkte sind sehr kurz und sehr 
präzise gefaßt. Das Buch ist so verständlich 
geschrieben, daß es auch jedem, der sich ein 
Eigenheim errichtet, wichtige Hinweise zu 
geben vermag.

Handbuch der sozialen Arbeit in der Schweiz. 
III. Auflage von: Soziale Fürsorge in der 
Schweiz. Bearbeitet im Aufträge der 
Schweizerischen gemeinnützigen Gesell­
schaft von A. Wild. I. Band. Druck und 
Kommissionsverlag von A. G. Gebr. Lec- 
mann & Co., Zürich, 1933. 626 Seiten.
In dritter Auflage ist das vorliegende Hand 

buch, das eine lückenlose Übersicht über die 
schweizerischen Fürsorgeeinrichtungen dar- 
bictet, erschienen und wird nicht nur in der 
Praxis ausgezeichnete Dienste leisten, sondern 
auch ermöglichen, einen Überblick über die 
vielseitige, weitgehend von freien Kräften ge­
tragene Schweizer Arbeit zu gewinnen und 
das dem Land Eigentümliche an Hand der 
Veröffentlichung zu studieren.

Das zweibändige Werk ist so cingcteilt, daß 
zunächst die gesamte Jugendfürsorge bis zum 
18. Lebensjahr einschließlich und dann die 
soziale Arbeit für Erwachsene behandelt wird. 
Einen verhältnismäßig bescheidenen Raum 
nehmen die Organisationen sozial Arbeitender, 
ebenso die Ausbildungsstüttcn in Erwachsenen­
fürsorge ein.

Arbeitsrecht nebst Muster einer Dreiwochen- 
arbeit. Bearbeitet von Dr. W. E. Kinkel. 
Bd. 1. J. Schweitzer Verlag, München- 
Berlin-I.eipzig, 1936. 124 Seiten.
Die vorliegende Arbeit stellt keinen Leit­

faden des Arbeitsrechts, sondern eine Fall­

sammlung dar. Die Bearbeitungen der Fälle 
sollen keine „Musterlösungcn“ sein, sondern 
lediglich in die Problemlagc der einzelnen 
Sachverhalte einführen. Die Sammlung, die 
die Probleme des Arbeitsrechts vielseitig be­
rücksichtigt, dürfte für diesen Zweck geeignet 
sein.

Der Wochenlohn als industrieller Kostenfaktor. 
Beitrag zum Problem des gerechten Lohnes. 
Von Dr. Flegler. C. E. Poeschel Verlag 
in Stuttgart, 1936. 71 Seiten. Preis karto­
niert RM 3,25.
Der Verfasser erörtert in seiner Arbeit die 

Lohnfragc und ihre vielseitige Problematik 
von der wirtschaftlichen Seite. Der Gedanke 
des gerechten Lohnes findet sich nach seiner 
Auffassung im Wochenlohn verwirklicht, der 
dem Arbeiter entsprechend der Größe seiner 
Familie die notwendigen Existenzgrundlagen 
gibt. Über diesen Mindestlohn hinaus soll 
sich der Wochenlohn aus dem individuell ver­
schiedenen Lcistungszuschlag und gegebenen­
falls dem Gewinnanteil und den Leistungs­
prämien zusammensetzen. Der Lcistungszu­
schlag ist den Rentabilitätsänderungen anzu­
passen.
. Eine Fülle betrieblicher und volkswirtschaft­
licher Fragen werden mit dieser Problematik 
im Zusammenhang berührt; die Fragen des 
Unternehmerlohnes, des Kapitalzinses, der 
Risikoprämic und der wirtschaftlichen Siche­
rung der Unternehmung mitbehandelt. Die 
Darstellung bietet einen interessanten Beitrag 
zur Lohnpolitik.

Die Ursachen der Steigerung der Selbstmord- 
häufigkeit in Westeuropa während der 
letzten hundert Jahre. Von Dr. Rodcrich 
von Ungern-Sternberg. Verlagsbuch­
handlung von Richard Schoetz, Berlin, 1935. 
76 Seiten. Preis RM 2,80.
Die Veröffentlichung untersucht nicht die 

Gründe des Selbstmordes überhaupt, sondern 
versucht aufzuzcigcn, welches die Ursachen 
der langsamen, aber ständigen Steigerung der 
Zahl der Selbstmordfälle sind.

Als Ergebnis dieser interessanten Unter­
suchung wird ein Zusammenhang zwischen 
absiukender religiöser Gebundenheit und 
Selbstmordhäufigkcit, ein Einfluß der geistigen 
Situation des kapitalistischen Zeitalters fest- 
gestellt und diese Gründe wiederum zu­
sammengefaßt in eine Befreiung von der Ge­
bundenheit von einer Autorität.

Eine Möglichkeit der Bekämpfung der 
Häußgkcit der Selbstmorde wird in einer 
Unterordnung unter höchste Werte (die nicht 
einseitig bestimmt sein dürfen) gesehen.
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D. Geist d. Caritas im Altersheim, KrankD. 7.
D. Arbeit d. Roten Kreuzes f. d. Luftschutz, 

Horncmann, BlDRotKr. 7.
D. Aufgaben u. Arbeitsmöglichkeiten d. An­

staltsküche im Rahmen d. Vicrjahrcsplanes, 
Rapp, Gcsundheitsfürs. 7.

D. Bedeutung d. „Ernührungshilfswerkcs“ d. 
NSV., NSVolksD. 10.

Natsoz. Volkswohlfahrt ist Tatgemeinschaft, 
SchleswHolstBlfVolksw. 7.

Straßen- u.Unfallhilfsdienst imLande Sachsen, 
Purtzsch. BlDRotKr. 7.

Ausland
D Zukunft d. privaten Wohlfahrtspflege in 

Amerika. Krallt. SchwcizZGcmeinnütz. 7.
The Swedish Red Cross and School dcntul 

Hygiene League of Red Cross Soc. 7.

Organisationsfragen

D Zusammenarbeit d. Jugend wohlfohrtsbc- 
hörden m. d. NS.-VolkswohlfaK«t n. d. 
Gebiete d. Jugendhilfe. Bernsei., BlöfTFürs. 
13.

Bevölkerungspolitik

Allgemeine«
„Bewährungsfrist“ b. Erteilung d. Ehetauglich- 

kcitszcugnissc», Lcmmfc, öfTGcsD. 7. 
Frühchc u. Kinderreichtum im natsoz. Staat, 

Reinhardt, NVolk 7.
Schulgcldrcform als bevölkerungspolitisches 

Mittel, Oetcr, DÄrztBl. 29/30.
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Eugenik
D. Arzt als Träger d. erbbiologischen Bestands­

aufnahme, Stemmler, ZicluWcg, 13.
D. Blutprobebeweis in Schrifttum u. Recht­

sprechung d. Gegenwart, NDV. 6.
Erb- u. Geisteskrankheiten u. Gebrechen im 

Recht d. Sozial verwalt., Schulze, Deutschi. 
Freie Berufe 7.

Erbbiologic und kommende Erziehung, Reiter, 
RhcinProv. 7.

Sippenstudien z. d. Frage d. Erblichkeit d. 
Basedow u. d. Hyperthyreose, Krauf, Ziel 
u. Weg 14.

10 Leitsätze f. d. Gattenwahl, ZieluWcg 13.

Bevölkerungsaufbau u. -stand
D. Hochschulstudium in Sachsen u. d. Bedarf 

i. d. akadem. Berufen, Burkhardt, ZSächs. 
StatLandA. 82. Jg.

D. Bevölkerungsbewegung i. d. dt. Groß­
städten im Jahre 1936, Mcier-Baland, 
RGcsundBl. 26.

D. Bevölkcrungscntwickl. d. dt. Städte im 
Jahre 1936, GcmT. 14.

D. Bewegung d. Bevölkerung im Jahrfünft 
1931 bis 1935, Burkhardt, ZSächsStat. 
LandA. 82. Jg.

D. Ehescheidungen in Bayern 1911—1935, 
Krug, ZBaycrStatLandA. 2.

D. Hciratstafcl 1933/34 f. Sachsen im Anschluß 
a. d. Volkszählung am 16. Juni 1933, Burk­
hardt, ZSächsStatLandAm. 82. Jg.

D. natürliche Bewegung d. Bevölkerung i. d. 
dt. Großstädten im Jahre 1936, Baland, 
DÄrztBl. 27/28.

D. Sterbetafel 1932/34 f. d. Gesamtbevölkerung 
Sachsens im Anschluß a. d. Volkszählung 
am 16. Juni 1933, Burkhardt, ZSächsStat. 
LandAmt 82. Jg.

D. Todesursachen in Bayern 1935, ZBayerStat. 
LandA. 2.

Erhebung ü. d. unverheirat. Beamten u. An­
gestellten im Bereich d. Bayer. Staats- 
ministcriums d. Innem,ZBayerStutLandA.2.

Sterilisierung
D. Kosten d. ärztl. Eingriffs n. Artikel 9 Abs. 1 

d. Dritten Ausführungsverordnung z. Erb- 
krankengesetz, Kndgiehn, IKrankK. 14.

D. Verpflichtungen d. Träger d. Krankenver­
sicherung b. Durchf. d. Ges. z. Verhütung 
erbkranken Nachwuchses, Grüncwald, Arb.- 
Vcrsorg. 16.

D. schwere erbliche, körperliche Mißbildung 
i. d. Spruchpraxis d. Erbgcsundheitsgerichtc, 
Eckhardt, DÄrztBl. 31.

Einige ärztlich-biologische Gedanken zum Ge­
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchs., 
Kapp, DJust. 29.

Erbkrankheit u. Eheanfechtung, Neukarnp, 
Med Welt 29.

Mißbild. u. Erbgesundheitsgesetz, Scliultze 
ZRFachdHeb. 14.

Sind d. Kosten d. Unfruchtbarmachung Für­
sorgekosten? Zcngcrling, ZfH. 19.

Trends In Human Sterilization, Popenoc, 
Eugenical News 3.

Ausland
D. Familienzulagen in Italien, Biagi, IntRd. 

Arb. 6/7.
D. Geburtlichkeit u. d. Ein-Kind-System i. d. 

St. Budapest, Szenasy, Mutter-Säuglings­
fürsorge 7.

Ein isländischer Gesetzentwurf über Maß­
nahmen zur Volksaufartung, Steinwallner, 
öffGesD. 8.

Estnische Erbgesundheitspflegc, Steinwallner, 
ÖffGesD. 7.

Non Gcncralizziamo in Materia di Feconditä 
Matcmita ed Infanzia 5.

La Familie japonaisc, La Vic Soc. 23/24.
Rassenhygiene i. d. nordischen Ländern, 

Grosser, Mitteilungsbl. d. NSLBSachsen 12.

Kh. u. Kli.-Fürsorge

Aussetzung d. b. d. Versichcrungsbehörden 
anhängigen Versorgungssachen (Kranken­
geld, Ifeilbehandl) bei Einleitung eines Ent­
ziehungsverfahrens nach Art. 2 d. Fünften 
Gesetzes zur Änderung d. Gesetzes über d. 
Verfahren in Versorgungssachen v. 3.7.1937, 
Hommel, ZBIRVersuVersorg. 13.

D. Abrechnungsverfahren n. d. Reichsversor­
gungsgesetz, Jordan, OKrankK. 20.

D. Heilbehandlung d. Kriegsbeschädigten nach 
d. Rcichsvcrsorgungsgesctz, Bethkc, Rhein- 
Prov. 7.

Die Vorzugsrente d. Anlcihcablösungsschuld 
u. ihre soziale Bedeutung, Lorenz, DZW. 3/4.

Richtlinien f. d. Erwerb d. Heime, Hcinzc, 
ZBIRVersuVersorg. 13.

Soziale Franenfragen

Berufslaufbahn u. Aufgaben einer Sekretärin, 
Reichle, üstLehrl. 6/7.

D. Frau als Geburtshelferin i. d. Vergangenheit, 
Ilcischkcl, DÄrztin 7.

D. Frau im ländlichen Industricarbciterhaus- 
halt, Walter, SozPrax. 29.

D. geistige Bereitschaft d. Frau n. d. Hoch­
schule, Kottenhoff, Fruucnkultur 8.

D. fndustrieurbeiterin im dt. Recht, Frauen­
kultur 8.

Hauswirtschaft ist not! Maß, NSMädErz. 7.
Rcichsvermittlung für Frauenberufe, Hamann, 

SozPrax. 30.
Z. Berufsnot d. weiblichen Jugend, Corradini, 

östLchrl. 6/7.
Ausland
D. Arbeitsbedingungen d. Hausgehilfinnen in 

Schweden, IntRdArb. 6.
Femmcs Ilindoucs, LeServSoc. 5/6.

Jngendwohlfahrt

Allgemeines
Betreuung ehemaliger Institutszöglinge, Pn- 

dertka, Curitas 3.
D. NSV.-Kindergarten, Bicnert, DZW. 3/4.
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D. Jugendpflege i. d. Gemeinde, JungD. 7.
D. Jugendpflegeaufgaben eines Landesjugend­

amtes, JungD. 7.
Erziehung zur Mütterlichekit, Börner, Ev. 

Jugendhilfe 7.
Hitler-Jugend u. Gemeinden, Frick, JungD. 7.
Jugendämter u. offene Jugendhilfe i. d. Pro­

vinz Hannover, HannV/ohlfW. 27.
The Education of Parents in the Care of their 

Children, Mother & Child 4.
The Modification of Unsocialness in Nursery 

School Children, Koch, Mother & Child 4.
Zur Vollstreckung landesrcchtl. Unterhalts­

titel in anderen Reichsteilen, Mumm, D. 
Jugendhilfe 1.

Pädagogische Fragen
D. Schullandheimbewcgung u. d. NSV., NS.- 

VolksD. 10.
Ganze Erziehungsarbeit, Spieler, Caritas 3.
Musik als heilpüdagog. Bildungs- u. Erzic- 

hungsfaktor. Grein, Jugendwohl 7.
The Future of Preventive Psychology in Re­

lation to Parent and Child, Mother & Child 4.
Verkörperung d. Gemeinschaftsideals i. d. Er­

ziehungsstätten d. Jugend, Fiehler, Jung. 
Deutschi. 7.

Warum Erziehung trotz Vererbung? Kinder­
heim 4.

Vormundschaft, Pflcgcstellenwesen
Amtsvormundschaft u. Familienfürs., NDV. 6.
Organisierte Patenschaft, Schütz, Jugend- 

wohl 7.
Praktische Erfahrungen a. d. Adoptionsver­

mittlung, Koch, Jugend wohl 7.
Fürsorgeerziehung, Jugendgericht
D. Erfolg d. dt. Fürsorgeerziehung, Ohland, 

DJugenshilfc 1.
D. Entwicklung d. Fürsorgeerziehung in Preu­

ßen v. 1932 bis 1935, NDV. 6.
Grenzen d. Fürsorgeerziehung, SchleswHolst. 

BlfVolksw. 7.
Nachgehende Fürsorge f. Anstaltszöglinge, 

Frei, Caritas 3.
Pädagogische u. heilpädagogische Gesichts­

punkte f. d. Durchführung d. Frciluftcrzie- 
hung in Fürsorgeerziehungsheimen, Tornow, 
RheinProv. 7.

Um ein neues Jugcndrccht, JungD. 7.
Ausland
A Proposed Ministry of Childhood, Füller, 

Child and lamily Welfare 1.
D. Jugendhilfe auf d. Balkan, DJugendhilfe 1.
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La Protection de l’Enfance aux Pays-Bas, 
LeServSoc. 5/6.

Lettlands neues Jugendstrafrecht, Steinwall- 
ncr, DJugcndhilfc 1.

Public and Private Services for Child Welfare, 
Child and Family Welfare 1.

Rccent Child Protection Mcasures in Spain, 
Child and Family Welfare 1.

Gefährdetenfürsorge
Erziehungswerk u. Wohnungsfürsorge f. Aso­

ziale, Kayser, SchlesWohlfahrt 13.
Übersicht über auslesefreie Untersuchungen i. 

d. Verwandtsch. Manisch-Depressiv., Schulz, 
ZfpsychHyg. 2.

Ausland
D. Heilpädagog. Abteilung d. Wiener Kinder­

klinik, Frankl, OstZfKindsch., Fam. u. 
Berufsfürs. 5/6.

D. Heilpädagogische Seminar in Zürich, ein 
Stück schweizer. Selbstbesinnung, Hepp, 
SchweizZ Gemeinnütz. 7.

D. Lage d. psychisch abnormen Individuen 
in Rumänien, Banu, RevIgienaSoc. 6.

V olksernährung
D. Auswertung d. neuzeitlichen Ernährungs­

lehre, Ertel, Deutschi. Freie Berufe 7.
D. Kost der Schwerarbeiter, Ziegelmayer, 

ZfVolksem. 14.
Ernährung zu Hause u. im Betriebe, Noth­

nagel, Volksgcsundh. 6.
Ausland
Volksemährung u. Jugendertüchtigung in 

England, Ileycr, DÄrztBl. 27.
Lebenshaltung
Z. Lebenshaltung d. Angestellten, Ohlbrecht, 

SozPrax. 27.
Wohnungs- u. Siedlungswesen
Baukosten u. Investitionen im Wohnungsbau 

1933 bis 1935, WirtschuStat. 13.
Bevölkemngsentwicklung u. Wohnungsbau in 

Groß-Hamburg seit 1933, HambVerw. u. 
Wirtsch. 4.

D. Förderung d. Arbciterwohnstüttenbaues d.
d. Betriebsführer, Speck, BauSiedWohn. 13. 

D.
D.

DWohnung 7.
D. Leistungen d. oberschlesischen Montan­

industrie für d. Arbeiterwohnstättenbau im 
Jahre 1936, Siara, OberschlesWirtschaft 7.

D. Miete d. Kleinwohnungen a. d. am 6. 7. 1937 
a. d. Intern. Wohnungs- u. Städtebaukon­
greß in Paris erstatteten Geneialbericht, 
Ebel, ZentralbldBauverw. 27.

D. neuen Bestimmungen f. d. Landarbeiter­
wohnungsbau, Sachse, LKrankK. 13.

Gesunde Heimstätten — Leistungsfähige Ar­
beiterschaft, Stuckrad, BauSiedWohn. 13.

Nationalsozialismus u. Wohnungsbau, Wctzel, 
BauSiedWohn. 14.

Reichsheimstätte u. Einliegerwohnung, Back­
haus, DWohnung 7.

Ausland
Der Wohnungsbedarf in Österreich, Raab, 

östcrreichStädtZtg. 7.
Zusammenarbeit d. Gemeinden u. d. Bau­

genossenschaften, Österreich StädtZtg. 7.

Gestaltung d. Siedlung, BauSiedWohn. 14. 
Leistungen d. dt. Heimstätten, Mangoldt,
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Seidler, BlöffFürs. 13.
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ZfH. 19.
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D. Plan zur Errichtung einer Strafvollzugsstadt 

in Rom, DJust. 29.
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Sozialpolitik

Allgemeines
D. Leistungslohn, v. Brevem, MonHefte f. 

NSSozialpol. 13/14.
D. berufsständischen Ausschüsse, östLehrl.

6/7.
D. Entwicklung d. Stunden- u. Wochenver­

dienste i. d. Industrie im Jahre 1936, 
WirtschuStat. 13.

D. fachliche Schulung d. Vertrauensmänner, 
Krukow, MonHefte f. NSSozialpol. 13/14.

D. neue Gewerbesteuergesetz v. 1. Dez. 1936 
f. Krankenanstalten u. Ärzte, Rohde, Zfd. 
GesKrankhausw. 7.

D. soziale Frage i. d. Neuzeit, SchulBeilOrts- 
krankenkasse 7.

D. Wirtschaftsstruktur d. Landesarbeitsamts­
bezirks Niedersachsen, Kaphahn, Arbeits­
einsatz u. Arbeitslosenhilfe 13.

Eine vergleichende Betrachtung über d. Ent­
wicklung d. Zahl d. Beschäftigten u. Arbeits­
losen, Mangels, RAB1. 19.

Organisation d. gewerbl. Wirtschaft u. Reichs­
anstalt, Krause, Arbeitseins, u. Arbeitslosen­
hilfe 13.

Schadcuverhütung ist praktischer National­
sozialismus des Alltagslebens, Thomann, 
SchlcswHolstBl. f. Volksw. 7.

Totale Auffassung d. Wirtschaftskrise, Lüd- 
decke, SchulgBr. 7.

Z. Frage d. Kündigung jüdischer Angestellter 
im öffentl. Dienst, Leinveber, RVB1. 27.

Arbeitseinsatz
D. Arbeitsvermittlung d. verheirateten Frauen, 

Holfmann, Arbeitseins, u. Arbeitslosenh. 13. 
RohstofTbcwirtscbaftung und Arbeitseinsatz, 

Rotter, MonHefte f. NSSozialpol. 13/14.
Arbeitsschutz und Arbeitsfürsorge
Arbeitsrecht u. bürgerliches Recht, Opper­

mann, DArbR. 7/8.
D. polizeilichen Befugnisse d. Gewerbeauf­

sichtsamts u. ihre sozialpolitische Bedeutung, 
Derdack, SozPrax. 29.

D. Rechte d. Betriebsführers b. widerrecht­
licher Lösung d. Arbeitsverhältnisses d. d. 
Gefolgsmann, Herrmann, DArbR. 7/8.

D. rückwirkende Herausnahme v. Betrieben, 
Betriebsabteilungen oder bestimmten Ge- 
folgschaftsmitgliedem a. d. Tarifordnung, 
Burchardt, DArbR. 7/8.

D. sächs. Gewerbe n. d. Gewerbeaufsichts­
statistik, Zahn, ZSächsStatLandA. 82. Jg.

D. Strafbefugnis d. Gewerbeaufsichtsämter,
Greven, RABl. 20.

D. Strafen im sozialen Ehrengerichtsverfahren 
u. ihre Vollstreckung, Hetzell, DArbR. 7/8.

D. Urlaubsgewährung im Betriebe, MonHefte 
f. NSSozialpol. 13/14.

Kinderarbeit in Familienbetrieben, NDV. 6.
Massenentlassungen unter einer Auflage n. § 20 

AOG., Schnorr v. Carolsfeld, DArbR. 7/8.
Urlaub u. Sozialversicherung, Anders, Orts­

krankenkasse 19.
Verhinderungen an d. Arbeitsleistung, Dersch, 

MonHefte f. NSSozialpol. 13/14.
Verwirkung d. Tariflohnes, Herschel, SozPrax.

27.

Betriebswohlfahrtspflege
Betriebliche Gesundheitsführung, Alexander, 

BKrankK. 13.
Der Betriebsführer als Gestalter der Betriebs­

gemeinschaft, Gusko, MonHefte f. NS.- 
Sozialpol. 13/14.

Die Betriebsordnung im Spiegel d. Arbeits­
lebens, Schütte, MonHefte f. NSSozialpol.
13/14.

D. Gesundheitsführung d. Junkers-Lehrlinge, 
Propeller 6.

D. Gewinnbeteiligung d. Gefolgschaft, Geiler, 
NWirtsch. 12.

Fünfzig Jahre Postbetriehskrankenkass (1885 
bis 1935), Zimdars, ArchivfPostuTelegr. 7.

Making the Best Use of a Work‘s Recrcation 
Club, Kcan, Industrial Wclfare 7.

The Industrial Cantcen, Industrial Wclfare 7.

Berufsberatung, Lehrstellcnwesen
D. Eignungshegutachtung i. d. Berufserzie­

hung, MittBlDAF. 6.
D. Zahl d. Lehrlinge im Handwerk am 31. De­

zember 1936, DtHandwerk 27.
Lehrling — einst und jetzt, Amholf, SozPrax.

30.
Wir gehen durch d. Lehrwerkstatt, Eichel­

berger, Schönheit d. Arbeit 3.

Ausland
D. neue Arbeitsgesetz d. Türkei, Weigert, 

IntRdArb. 7.
D. freiwillige Arbeitsdienst (Arbcitsjungvolk) 

in Polen, Putz, ÖstLehrl. 6/7.
D. Berufswünschc u. Berufswahlaufsätze d. 

diesjährigen männl. Entlaßschüler, Gammel, 
ÖstLehrl. 6/7. \

D. englische Gesetzgebungsarbeit seit d. Krieg, ^
Heyer, DVerwBl. 13. ' -T

D. Grundlagen d. faschistischen Arheitsver- 
fassung, SozPrax. 28.

D. Stellung Österreichs i. d. intern. Sozial­
politik, Rcsch, östSozVers. 7. 1
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Entwicklung d. Sozialpolitik Frankreichs unter 
Führung d. Volksfrontregierung, Arbeiter- 
tum 8.

Italiens Sozial- u. Wirtschaftsordnung, Ohl- 
brecht, Deutschi. Freie Berufe 7.

Le chomage et les chömeurs en Angleterre, 
LeServSoc. 5/6.

Les Origines de la Crise Ouvrifcre de 1936, 
Schulz, Le Musöe Soc. 6.

„Verelendungsfälle“ b. d. Berufsberatung u. 
im Beruf, Waldheim, östLehrl. 6/7.

Wirtschaftsaufschwnng u. intern. Sozialpolitik, 
Butler, IntRdArb. 7.

Arbeitslosenversicherung

D. Kreis d. zuschlagsberechtigten Angehörigen 
n. § 103 d. Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
u. Arbeitslosenversicherung, NDV. 6.

D. Arbeitslosenversicherungspflicht d. Vor­
standsmitglieder v. Gesellschaften u. Ver­
einen, Haug, ArbeiterVersorg. 18.

D. Neuregelung d. Arbeitslosenunterstützung, 
Stephan, GemT. 14.

D. Verordnung über d. Höhe d. Arbeitslosen­
unterstützung, Bargheer, Arbeitseins, u. Ar­
beitslosenhilfe 13.

D. Versicherungsfreiheit d. Lehrlinge i. d. Ar­
beitslosenversicherung, Bogs, Ersatzkasse 
13/14.

D. Verordnung über d. Höhe d. Arbeitslosen­
unterstützung v. 3. Juni 1937, Adam, D. 
VerwBl. 14.

D. Wirkung v. Ausschluß- u. Verjährungs­
fristen bei Unterbrechung d. Unterstützungs­
bezuges, Arbeitseins, u. Arbeitsloscnh. 13.

Kurzarbeit und Kurzarbeiterunterstützung, 
Bargheer, SozPrax. 29.

Neuordnung d. Höhe d. Arbeitslosenunter­
stützung, NDV. 6.

Erwerbsbeschrünktenfürsorge

Anstaltserfahrungen in Mitteldeutschland, He­
rold, ZfKrüppelfürs. 5/6.

Berufsausbildung, Arbeitsvermittlung u. Be­
rufsbewährung Körperbehinderter, Vietor, 
ZfKrüppelfürs. 5/6.

D. Arbeitseinsatz d. bedingt einsatzfähigen 
Körperbehinderten nach Krankheit, D. 
Körperbehinderte 7.

D. Entwicklung d. Fürsorge f. d. Körper­
behinderten v. Anfang d Jahrhunderts bis 
heute. Gaugelc. DKörperbchindertc 7.

D. Lc-ibcsübungen i. d. Schule f. Sehschwache, 
Herzog, GesuErz. 7.

D. Lesung d. Heiligen Schrift i. d. Gebrech- 
lichcnerziehung, Briefs, DKrüppelführer 1.

Erfahrungen aus Berufsberatung u, Arbeits­
vermittlung i. d. FürsorgestcUe f. Körper­
behinderte d. Bezirksfürsorgeverbandes einer 
Großstadt, Brandes, ZfKrüppclfürsorge 5/6.

Leibeserziehung i. d. Sprachheilschule, Geißler, 
GesuErz. 7.

Leibesübungen i. d. Blindenschule, Topp, Ges. 
u. Erz. 7.

Psychische Hygiene in ihrer Bedeutung f. d. 
Krüppelanstalt., Pannhoff-Schroer, DKrüp­
pelführer 1.

Sofortbehandlung u. Kostenträger i. d. Krüp­
pelfürsorge, NDV. 6.

The Prevention of Crippling, Evans, Mother 
& Child 4.

Über Arbeitsbeschaffung f. Körperbehinderte, 
Busold, ZfKrüppelfürs. 5/6.
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d. Krüppeltum? Amtsbl. d. Reichshauptst. 
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Gesnndheitsfürsorge

Allgemeines
Arbeit am Volk von morgen, Jacki, DÄrztin 7.
Arzt u. Apotheker als gemeinsame Diener d. 

Volksgcsundheit, Schmierer, ZieluWeg 13.
Bettenbelegung in größeren Krankenanstalten 

im Jahre 1936, Schoppen, ZfdGesRrank- 
HausW. 15.

D. Begriff d. Ansteckungsgefahr, ZieluWeg 14.
D. Entwicklung d. Sports u. seine Bedeutung 

f. d. Gemeinschaft, Lenz, BcrlKommMitt. 13.
D. Erziehungsbehandlung Verletzter u. Er­

krankter, Gebhardt, DÄrztBl. 29/30.
D. körperliche Erziehung u. d. Organisation 

d. Sports sowie d. ärztliche Überwachung 
d. Leibesübungen in Deutschland, Spranger, 
DÄrztBl. 29/30.

D. Krankenanstalten im Jahre 1935, Wirtsch 
u. Stal'. 12.

D. Krankheitgruppen d. neuen Morbiditäts 
Statistik, Paul, OKrankK. 19.

D. Organisation d. ärztlichen Dienstes bei 
sportlichen Groß-Veranstaltungen, Conti.
DÄrztBl. 29/30.
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